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Editorial

Die bürgerlich orientierten Medien sind besorgt über den Zustand von Gewerkschaften 
und SPD. In gewohnt formaldemokratischer M ^ e r  wird beklagt, daß doch die in einer 
»gesunden Demokratie« so notwendige starke Opposition nicht in Aussicht ist. Dahinter 
steckt schon die reale Besorgnis, die Integrationskraft von SPD und Gewerkschaften 
könnte langfristig Schaden nehmen mit weitreichenden Konsequenzen für die Stabilität 
dieser Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Bis zu sozialen und ökonomischen Frage- 
stellimgen stoßen bürgerliche Journalisten bei ihren »Analysen« allerdings nur selten vor. 
Eine Inflationsrate von Null Prozent wird als großer Erfolg gefeiert, obwohl die Bundes­
regierung dafür nun wirklich nichts kann. Auch wäre sehr wohl einmal interessant zu un­
tersuchen, was »der Bürger« von diesen Null Prozent eigentlich hat. Welche Entlastung 
erfährt z.B. ein kinderreicher Haushalt ohne Auto und Ölheizung bei gleichzeitig davon­
galoppierenden Preissteigerungen der öffentlichen Verkehrsmittel? Jeder kümmerliche 
Rückgang der Arbeitslosenzahlen wird dahingehend interpretiert, daß nun endlich der 
»Aufschwung« auch die Arbeitslosen erreicht habe. Ein Anstieg der Arbeitslosigkeit in 
Berlin (West) in den letzten Monaten jedoch fmdet in der Presse keine Beachtung. Tat­
sächlich haben sich die Arbeits- und Lebensbedingungen vieler Menschen in den letzten 
Jahren verschlechtert, haben die Unternehmer üiren durch die Arbeitslosigkeit gewonne­
nen Machtspielraum rücksichtslos ausgenutzt. Vor diesem Hintergrund ist doch eigentlich 
nur eine Frage wirklich spannend: Wieso ist diese Wenderegierung noch so stabil mit be­
sten Aussichten auf die Erneuerung ihrer parlamentarischen Mehrheit?

All das interessiert unsere Medien hingegen nur wenig; sie kochen zum soundsovielten 
Male die Frage auf, ob die SPD denn nun den richtigen Kanzlerkandidaten hat, ob der 
nun mit den Grünen will oder kann oder auch nicht, weiden sich an ausgedachten oder 
tatsächlichen Differenzen zwischen diesem und jenem Wahlkampfmanager, zwischen 
Brandt und Rau und Vogel usw. Sie bohren mit Genuß in den Problemen des DGB her­
um, schlachten mit Akribie immer neue Skandale aus. Natürlich ist auch das wichtig, der 
Aufarbeitung dieser Probleme muß sich die gerade die Linke stellen, wenn sie mehrheits­
fähige Strategien entwickeln will, aber gibt es denn nicht auch noch andere, vielleicht so­
gar gewichtigere Skandale und Schweinereien in dieser Republik?

Auf die Frage eines Reporters, ob denn nicht vielleicht die Zeit der Sozialdemokratie 
vorüber wäre, antwortete Willy Brandt kürzlich, im Gegenteil, er meine, daß das Zeitalter 
der Verwirklichung des alten Ziels der Arbeiterbewegung, der Schaffung einer Gesell­
schaft ohne Ausbeutung und Unterdrückung, uns erst noch bevorsteht. In der Frage des 
Reporters und in der Antwort drückt sich die aktuelle Lage der Arbeiterbewegung aus: Es 
müssen neue Strategien gefunden werden, um die alten Ziele zu erreichen. In diesem Dis- 
kussions- und Strategiefmdungsprozeß befinden sich SPD und Gewerkschaften in der 
BRD, und um diese Fragestellungen gruppieren sich auch die meisten Beiträge im vorlie­
genden Heft.

Im Analyseteil nehmen eine Reihe von Autoren Stellung zur aktuellen Programmdebat­
te in der SPD. Kurt Neumann analysiert die zurückliegenden Parteitage in der SPD in 
Nürnberg und Offenburg und die dort gefaßten Beschlüsse. Er hebt hervor, daß in wichti­
gen Fragen die SPD bei ihrer inhaltlichen Erneuerung Fortschritte gemacht hat, daß in der 
für Marxisten jedoch zentralen Frage der Einschätzung der Wirtschaftsordnung eine 
grundsätzliche Neuorientierung noch nicht erfolgt ist. — Mechtild Jansen geht in ihurem



Beitrag auf das Verhältnis der SPD und da besonders der Arbeitsgemeinschaft sozialde­
mokratischer Frauen (AsF) zur Frauenbewegung ein. Sie stellt fest, daß im Irseer Pro­
grammentwurf zum Teil durchaus auch für die Frauenbewegung akzeptable Vorstellungen 
vertreten werden, daß aber die politische Praxis und Politikkultur von AsF und die der 
Frauenbewegung weit auseinanderklaffen.

Hermann Glaser nimmt sich des Kulturteils des Irseer Entwurfs an, schält die dort oft 
hinter Roskeln verborgenen Fragestellungen und Lösungsvorschläge heraus und unter­
zieht sie der Kritik. Gleichzeitig werden damit Alternativen zum vorliegenden Programm­
entwurf entwickelt. Nach Meinung von Günther Horetzky erlaubt der Agrarteil des Irseer 
Entwurfs nur eine feuilletonistische Behandlung und führt dies überzeugend aus. Andreas 
Westphal kommt in seiner Analyse der außenwirtschaftlichen Passagen des Programment­
wurfs zu dem Schluß, daß die SPD darin noch immer ihr Konzept der Orientierung auf 
Eroberung von Weltmarktanteilen nicht aufgegeben hat. Dieses Konzept ist aber weder 
zur Lösung der binnenwirtschaftlichen Probleme (Arbeitslosigkeit durch den Zwang zur 
forcierten Rationalisierung) noch zum Ausgleich mit den Interessen der Länder der Drit­
ten Welt tauglich.

Mit Malte Ristau und Martin Gorholt nehmen zwei Vertreter der auf dem letzten Bun­
deskongreß unterlegenen »undogmatischen Juso-Linken« (Selbsteinschätzung) zur Ent­
wicklung und den Perspektiven der Jusos Stellung. Dabei beziehen sie sich auf den Artikel 
von Uwe Kremer in spw 32. Die Autoren betonen die schwere Verantwortung der sozial­
demokratischen Linken für die Zukunft der Partei und schlagen eine inhaltliche Minimal­
verständigung zwischen den verschiedenen Juso-Strömungen vor, um die Aktionsfähig­
keit der Jungsozialisten zurückzugewinnen.

Andreas Wehr geht in seinem Beitrag auf die Vorschläge zur Weiterentwicklung des 
Marxismus von Wolfgang Fritz Haug in dessen Buch »Pluraler Marxismus« ein. Er beur­
teilt diese Aufsatzsammlung sehr zwiespältig. Teilweise würde Haug wichtige Anstöße für 
die innermarxistische Debatte geben; je näher sich Haug auf die reale Politik zubewege, 
desto fragwürdiger wären seine Thesen allerdings einzuschätzen. — Wolf gang Michal hat 
die ersten fünf »Werke« von Peter Glotz gelesen und zieht die Bilanz: »Ein Mann ohne 
Eigenschaften«. Im letzten Aufsatz des Analyseteils untersucht Eric Hobsbawm die Poli­
tik der bisherigen Labour-Regierungen, um daraus Schlußfolgerungen für die Labour- 
Politik nach einer hoffentlichen Ablösung der Konservativen im nächsten (übernächsten) 
Jahr zu ziehen.

Unser Schwerpunkt ist diesmal den Problemen der Gewerkschaftsbewegung und deren 
Lösungsversuchen gewidmet. Erich Ott greift die Forderung von Peter Glotz, die Gewerk­
schaften müßten politischer werden, positiv auf, weist hingegen den von Glotz angeregten 
»tendenziellen Abschied von der Tarifpolitik« zurück. Ott plädiert hingegen entschieden 
für einen Ausbau der Tarifpolitik. Gegen Glotz argumentiert er, daß die Politik der Ge­
werkschaften nach wie vor an den (auch materiellen) Interessen anzusetzen hat. Greifen­
stein, Jansen, Kißler zeigen, wie neue Technologien und geschickte Managementstrategien 
bisherige gewerkschaftliche Politiken unwirksam machen und zu neuen Überlegungen 
zwingen. Margrit Zauner stellt einen Versuch der Gewerkschaften vor, mit Hilfe von 
Frauenförderplänen die Interessenvertretung von Frauen in der Gewerkschaftspolitik zu 
verbessern.

Stefan Krätke erläutert Konzepte zur Erhaltung preiswerten Wohnraums. Dies weist 
über die aktuelle Problematik der Neuen Heimat hinaus. Es geht vielmehr generell um 
Möglichkeiten, wie die allgemein im sozialen Wohnungsbau zu beobachtenden Preisstei-



Das »spw«-Konzept 1987 389

gerungen verhindert und größere Mietermitsprache verwirklicht werden können. — Ro­
land Kunkel schließlich geht auf Probleme gewerkschaftlicher Jugendarbeit ein. Er tritt 
dabei für ein Konzept ein, das den zentralen Widerspruch zwischen persönlicher, berufli­
cher und politischer Entwicklung der Jugendlichen aufheben soll. Michael Karnatz

Das 5/7H^Konzept 1987
In den vergangenen drei Jahren hat spw als politisch-theoretische Zeitschrift von Linksso­
zialisten und Marxisten an Profil gewonnen. Sie ist Instrument der Selbstverständigung 
und der Artikulation linker Kräfte in der Sozialdemokratie geworden, der Kreis der Auto­
ren erweiterte sich. Daß spw in einer Zeit der Umbrüche und Krisen linker Kultur zu einer 
politisch und bisweilen auch theoretisch anspmchsvoUen Zeitschrift ausgebaut werden 
koimten, als manches Organ der Linken abstarb, stand 1978 oder 1981 keineswegs zu er­
warten. Gerade die relative Stabilisierung des Projekts hat zwei Probleme der Zeitschrift 
sichtbar werden lassen:
1. Die bisherige Erscheinungsweise (Anfang März, Juni, September, Dezember) beding­

te, daß wichtige politische Entwicklungen manchmal erst nach drei bis vier Monaten 
Eingang in spw fanden. Darin liegt — neben der kaum reduzierbaren Zeit von drei bis 
vier Wochen für die technische Herstellung — eine der Ursachen für die von Leserin­
nen und Lesern beklagte »fehlende Aktualität«. Diskussionen und Kontroversen in der 
Zeitschrift müssen lange Zeiträume bis zur Auslieferung der nächsten oder gar über­
nächsten Ausgabe überbrücken.

2. Lesegewohnheiten und Formen der Aneignung von »Theorie« haben sich in den letz­
ten Jahren gewandelt, auch in der 5/?>v-Leserschaft und mehr noch in der heranwach- 
senden Generation junger Sozialistiimen und Sozialisten. Die theoretische Kultur der 
Studentenbewegung ist als Hintergrund von Politik bei den Jungsozialisten ebenso ver­
schwunden wie als Stimulanz kaufkräftiger Nachfrage auf dem Markt der Theorie- 
Zeitschriften. Wir hören häufiger solche Stimmen; Einhundertzwanzig eng bedruckte 
Seiten je Heft wirken zu kompakt; das Schriftbild verdirbt die Lust am Lesen, spw 
gleicht mehr einer Buchreihe als einer Zeitschrift.

Redaktion und Herausgebern schien eine Antwort auf diese Kritiken möglich, ohne be­
reits 1987 eine Totalrevision der bisherigen Koiueption vorzunehmen. Im kommenden, 
neimten Jahrgang erscheint spw in fünf Ausgaben bei gleichem Format und gleicher Auf­
machung. Erscheinungstermine sind (jeweils Ende) Februar, April, Juni, September und 
November, Heft 34 wird Bewertungen des Bundestagswahlergebnisses beinh^ten, Heft 35 
schwerpunktmäßig Beiträge zur Deutschland- und Entsparmungspolitik. Sechs Ausgaben 
im Jahr streben wir an, aber vorläufig fehlen dazu noch die redaktionellen Kapazitäten. 
Im übrigen erfordert es eine günstigere Relation von Aboimenten zum Organisationsver­
kauf, um ein Heft in der Sommerpause der Partei erscheinen zu lassen (was bei sechs Aus­
gaben unvermeidlich wird).

Das einzelne Heft hat künftig 96 Seiten; der Jahresumfang wird mit 480 Seiten dem bis­
herigen (ca. 500) entsprechen. Das Schriftbild wird lesbarer gestaltet werden, was eine et­
was geringere Textdichte pro Druckseite zur Folge haben wird. Die Konzeption als The­
menheft wird beibehalten, weil sie das Abgleiten in Beliebigkeit und Oberflächlichkeit 
bremsen kann. Die Rubriken »Kommentare« und »Analysen« werden als solche nicht 
mehr erscheinen; das Inhaltsverzeichnis wird die längeren analytischen und theoretischen 
Beiträge (die auch bei reduziertem Umfang des einzelnen Heftes nicht entfallen werden)
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zusammen mit den kürzeren Kommentierungen thematischen Stichworten zugeordnet: 
z.B. Jungsozialisten, Kultur, SPD Hamburg, Technologiepolitik ... Die Redaktion wird 
regelmäßiger für Berichte und Beiträge zur SPD-Politik und insbesondere zu den Ent­
wicklungen der Jungsozialisten sorgen.

Das Jahresabonnement wird trotz einer Kostensteigerung von zehn Prozent, die das 
neue Konzept und allgemeine Preiserhöhungen verursachen, nicht teurerl Es bleibt bei 39,- 
DM für’s Inlands-Abo und 42,- DM für’s Auslands-Abo (incl. Versandkosten). Die Prei­
se im einzelnen, gültig ab 1. Januar 1987, für spw 34ff. — Das Einzelheft kostet:
a) im Abonnement 7,- DM (zzgl. Versand),
b) im Buchhandel 9,50 DM

(statt 12,50 DM bei spw 30 bis 33/1986) bzw. 90,- ÖS oder 9,-sfr,
c) im Organisationsverkauf über Vertriebgsagenten 7,50 DM 

(statt bisher 9,- DM) bzw. 55,- ÖS oder 7,- sfr.
Herausgeber und Redaktion erwarten, daß mit dieser Modifikation des ipw-Konzepts die 
Zeitschrift lesbarer und interessanter wird. Natürlich hoffen wir auch auf einen Leser-Zu­
gewinn. Veränderte Erfahrungen und Leseerwartungen unserer (potentiellen) Leser und 
Leserinnen ignoriert man nur bei Strafe des Untergangs. Aber einer Tendenz der Theorie­
feindlichkeit einfach nachzugeben, hieße für eine sozialistische Zeitschrift, ihre Existenz­
berechtigung zu verlieren. Konzessionen an den »Zeitgeist« zahlen sich allenfalls in 
wachsender Indifferenz und für den politischen Gegner aus. Für uns ist denkendes Begrei­
fen der Verhältnisse Voraussetzung eingreifenden Handelns. Theoretische Standpunktlo- 
sigkeit und politische Gleichgültigkeit — auch auf sozialdemokratischer Seite —, falsche 
Harmoniebedürfnisse auch unter Linken durch Entwicklung, Bereitstellimg und kontro­
verse Diskussion analytischer Einsichten zu überwinden, bleibt weiterhin Sinn und Ziel 
unserer Arbeit. Frank Heidenreich

Sonstige Veriagsmitteilungen
Jahres-A  bo-Rechnung

Unsere Abonnenten bitten vrâ um Beachtung der beiliegenden Rechnung und um umge­
hende Bezahlung. Die Erteüer von Einzugsermächtigungen erhalten keine Rechnung. Der 
Abo-Betrag wird Ende Dezember abgebucht.

Personelle Veränderungen
Knut Krusewitz, der 1980 in die Redaktion eintrat, ist aus Gründen der Arbeitsbelastung 
und häufiger Abwesenheit von Berlin ausgeschieden. Für seine Mitarbeit war die Redak­
tion sehr dankbar. Als Autor hoffen wir, Knut auch künftig begrüßen zu können.

Zum Jahresende scheidet gleichfalls unser langjähriger Sekretär Joachim Pieczkowski 
aus. Nach mehr als fünf Jahren Arbeit für das Projekt unter zuweilen schwierigen Bedin­
gungen wechselt er als Organisationssekretär zum Berliner Landesverband der S JD — Die 
Falken. Wir wünschen ihm Spaß und Erfolg in seiner neuen Tätigkeit!

Programmheft »Hungergala«
Gerade erschienen ist im Verlag ein 32seitiges Programmheft (DIN A 5) zu dem von 
Diether Dehm, Erich Virch und Stephan Wald geschriebenen Theaterstück »Hungergala« 
über Probleme der Verschuldung und Ausplünderung der Dritten Welt (7,- DM incl. Ver­
sand). Bestellungen an: 5/?w-Verlag, Tegeler Str. 6 in Berlin (West) 65.
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Aktuelle Kommentare

Joachim Günther

»... auszusprechen, was ist.«

Als Hans-Jochen Vogel am 18. März 1985 vor dem Landesparteitag der Berliner SPD 
Stellung zur gerade erlittenen Erdrutsch-Niederlage bei den Abgeordnetenhaus-Wahlen 
nahm, bemühte er den Partei-Ahnen Ferdinand Lassalle: »Jedes revolutionäre Tun be­
ginnt damit, auszusprechen, was ist.« Und was war damals in Berlin?

Der prominente Kandidat Hans Apel war mit dem Versuch gescheitert, durch eine 
SPD-Alleingang-Strategie die regierende CDU/FDP-Koalition aus dem Sattel zu heben. 
Statt erhoffter Zugewirme rutschte die Partei von 38 auf etwas über 32 Prozent. Zu viele 
Wählerinnen und Wähler mochten an eine SPD-AUeinregierung nicht glauben, wählten 
(weim überhaupt) das »kleinere Übel AL«, wie die »Szene« sich auszudrücken pflegte, 
oder gleich Diepgen.

38 Prozent hatte die SPD auch bei der letzten Bundestagswahl erreicht. Und deimoch: 
In ihrem jetzt vorgelegten »Handbuch« für die wahlkämpfenden Funktionäre begirmt je­
des Kapitel mit dem Glaubenssatz der erreichbaren »eigenen Mehrheit«. Mit zum Teil ver­
wirrenden Schaubüdem, einer Kaskade von Fieberkurven, Blockdiagrammen und Grafi­
ken wird »belegt«, daß das »Wunder von 1972« wiederholbar, ja überholbar sei. In der 
Argumentation stimmt kaum mehr als das blanke Zahlermiaterial. Und warum gerade 
jetzt die Chance zum Durchbruch bestünde, dafür gibt es ein einziges akzeptables Argu­
ment; Der Spitzenkandidat sei dem Kanzler überlegen. Aber auch diejenigen, die der ame­
rikanisierten Neuauflage der patriarchalischen Geschichtsweisheit »Märmer machen Ge­
schichte« anhängen, müssen wohl zugeben, daß zur »Hegemonie« doch etwas mehr ge­
hört als eine telegene Frohnatur mit rhetorischem Charme.

Die Erkenntnis, daß die »eigene Mehrheit« — zumal unter den gegenwärtigen gesell­
schaftlichen Bedingungen — Illusion ist, ist aber kein Ergebnis der Hamburg- oder 
Bayern-Wahl. Hierzu waren die besonderen Probleme und die örtlichen Strategien der 
Partei kaum exemplarische Belege; In Bayern gelang es der Partei nicht, ein eigenes Profil 
zu gewinnen, und in Hamburg häuften sich die Skandale — die »Neue Heimat« bescherte 
den Rest. Das Ergebnis zeigt daher leider die »Normalität« sozialdemokratischen Ab­
schneidens bei Wahlen an, seit es die Grünen gibt. Aber selbst wenn man sich auf den 
Umfrage-Soziologismus der Partei-Zentrale einläßt, wird man in den letzten zwölf Mona­
ten kaum einen Zeitpunkt finden, an dem sich die SPD so deutlich hätte profilieren kön­
nen, daß die bürgerliche Mehrheitskoalition und die Grünen in die Minderheit hätten ge­
raten körmen. Die »eigene Mehrheit« beruht nämlich auf zwei spekulativen Voraussetzun­
gen; Zum einen müßte die SPD die Grünen »schlucken«, was aber nicht allein die Frage 
einer »ökologischen Öffnung« der Partei wäre, sondern eine »kulturelle« Offensive der 
Sozialdemokratie auf wesentlichen Feldern der Politik zur Bedingung hätte. Die andere 
Voraussetzung wäre das Verschwinden der FDP, ohne daß die Union die absolute Mehr­
heit erreicht. Aber auch hierfür fehlen trotz eines schlaffen Herrn Bangemann deutliche 
Hinweise.

Politische Ziele sind nur dann für die Organisation motivierend, werm ihre Erreichbar­
keit plausibel erscheint. Überhöhte Erwartungen lähmen hingegen. Doch die Proklama-



tion der »eigenen Mehrheit« ist weder ein realistisches Ziel, noch beinhaltet sie eine über­
zeugende Analyse der gegenwärtigen Klassenauseinandersetzungen. Gerade andersrum: 
Die »eigene Mehrheit« ist das Ablenkungsmanöver von der für die weitere politische Ent­
wicklung entscheidende Frage: Wie halten wir es mit den Grünen?

»Trotz alledem« oder gerade deswegen, ist seit dem Hamburger Debakel nicht nur Ka­
terstimmung angesagt. Warum? Weil die Nebelschwaden einer »eigenen Mehrheit« lang­
sam verschwinden und der Blick frei wird für die eigentlichen Ziele. Willy Brandt hat den 
ersten Schritt getan, wenn er nun von der notwendigen Verhinderung einer absoluten 
Mehrheit der Union spricht. Eine Konzentration der Wahlkampfthemen auf die »soziale 
Frage« und die Entspannungspolitik sind Schritte in die richtige Richtung. Mehr an Kurs­
wechsel im laufenden Wahlkampf würde nur zu Irritationen führen. Wichtiger ist, daß 
mit zunehmender Distanz zur Proklamation der »eigenen Mehrheit« die Beschäftigung 
mit den Möglichkeiten anderer Mehrheiten auf die Tagesordnung gesetzt wird. So körmte 
jene Auffassung an Boden gewiimen, die Hans-Jochen Vogel einmal beschrieben hat: Die 
SPD sollte sich nicht scheuen, für die Durchsetzung sozialdemokratischer Positionen 
Mehrheiten im Parlament zu suchen und zu nutzen. Dies muß für die Politik »über den 
Tag hinaus« Leitlinie werden. Der Nürnberger Parteitag hat — bei aller Unzulänglichkeit 
besonders in der Wirtschaftspolitik — innerparteiliche Weichen gestellt, die die Sozialde­
mokratie in den nächsten Jahren voranbringen könnten. Und für die inhaltliche Weiter­
entwicklung steht auch eine stattliche Anzahl von Genossinnen und Genossen bereit, die 
einen solchen Weg vom beschriebenen Papier in praktische Politik umzusetzen imstande 
sind.

Michael Kamatz

»He, Alter, haste mal ’ne Mark?«
Zum Ausverkauf der Gewerkschaftsuntemehmen

Ein alter Punker-Spruch kam zu Ehren: Für eine Mark erstand der Berliner Brotfabrikant 
Schiesser (geschätztes Veimögen: 20 bis 30 Millionen Mark) Europas größten Wohnungs­
baukonzern (Bankschulden: 17 Milliarden Mark), die Neue Heimat. Mittelständisches 
Unternehmer-Know-how sollte eine Sanierung bewerkstelligen, an der die DGB-Manager 
bisher vier Jahre lang erfolglos arbeiteten. Die Rechnung war allerdings ohne die Herren 
der Welt, die Bankmanager, gemacht. Sie zwangen das eilig Weggeworfene den Gewerk­
schaften wieder auf. Als Trost bleibt beim Berliner Bäcker ein ansehnliches »Schmerzens­
geld« in Millionenhöhe hängen.

Da wird der Chef der Gewerkschaftsholding, Alfons Lappas, wegen Aussageverweige­
rung vor einem Bundestagsuntersuchungsausschuß und anschließend verhängter Beuge­
haft auf dem IG Metall-Kongreß als Held der Arbeiterklasse gefeiert, und wenige Tage 
darauf läßt der DGB-Vorsitzende Breit eine Prüfungsgesellschaft ermittehi, ob sich Lap­
pas auf Kosten der Neuen Heimat bereichert hat. Da wird den Gewerkschaftsmitgliedern 
seit Jahrzehnten erklärt, daß eine eigene Bank zur Sicherung der Streikkassen unerläßlich
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sei, und dann erfahren sie plötzlich aus der Presse, daß ein Versicherungskonzem die 
Bank für Gemeinwirtschaft übernehmen soll. Kein Wunder, daß die Konservativen diese 
preiswerte Wahlkampfmunition freudig aufgreifen und gegen den DGB unter der Fahne 
»Wer selbst im Glashaus sitzt, soll nicht mit Wahlprüfsteinen werfen!« zu Felde ziehen.

Das Debakel wird aber erst richtig deutlich, wenn man die jetzige Situation mit der poli­
tischen Stimmung am Anfang des Jahres vergleicht, als die Mobilisierungskampagne des 
DGB zum § 116 AFG zusammen mit alltäglichen Parmen und Skandalen die Bundesregie­
rung arg in Bedrängnis brachte. Was ist daraus geworden?

Nur mühsam kämpfen SPD-Vorstände und Wahlkampfmanager gegen die ausgebro­
chene Katerstimmung im sozialdemokratischen Lager an. Mag der DGB für die einzelnen 
Schritte jeweils plausible Gründe haben, ins Bewußtsein seiner Mitglieder und Anhänger 
ist er damit bisher nicht gedrungen. Hier herrschen Verwirrung, Vertrauensverlust und Re­
signation vor, sicherlich ein Erklärungsmoment für die Wahlergebnisse in Bayern und 
Hamburg und die dort festzustellende Wahlenthaltung.

Die Enttäuschung unter den Gewerkschaftsmitgliedern, den SPD-Anhängem und den 
vielen, die sich an diesen Organisationen orientieren, sitzt tief; Sie spüren, daß die gesamte 
Gewerkschaftspolitik (und vermittelt damit auch die der SPD) in eine tiefe Krise geraten 
ist. Die gerade im Vergleich mit den anderen kapitalistischen Ländern bemerkenswert sta­
bile Mitgliederentwicklung verstellt bisher noch den Blick darauf, daß die westdeutsche 
Gewerkschaftsbewegung keine überzeugende Strategie zur Bewältigung der drängenden 
Probleme hat. Einige seien genannt; Wie kann der technologische Strukturwandel im Sin­
ne der Beschäftigten beherrscht werden? Wie kann die zahlenmäßig ständig steigende 
Gruppe der Angestellten organisiert und verstärkt in den gewerkschaftlichen Kampf ein­
bezogen werden? Wie kann den Interessen der weiblichen Beschäftigten stärker Rechnung 
getragen werden?

Für Jugendliche ist die Mitgliedschaft in einer Gewerkschaft und die Mitarbeit in ihr 
keineswegs mehr selbstverständlich. Die veränderten Ansprüche an Arbeit, Leben 
und Politik bringen sie nur allzuleicht in Konflikt mit schwerfälligen Gewerkschaftsappa­
raten.

Schließlich weht der Zeitgeist der »Individualität« allen kollektiven Aktionen zur Stabi­
lisierung oder Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen ins Gesicht. Eine fort­
schrittliche Politik muß heute genauer nachweisen, wie kollektive Sicherungssysteme die 
individuellen Spielräume der Menschen gerade sichern anstatt einzuschränken.

Der Aufbau der Gewerkschaftsuntemehmen nach dem Zweiten Weltkrieg stand in den 
genossenschaftlichen Traditionen der deutschen Arbeiterbewegung und hatte den An­
spruch, die Lebensbedingungen der arbeitenden Klassen konkret zu verbessern. Dabei 
konnten in den Anfangsjahren der Republik durchaus beachtliche Erfolge erzielt werden. 
In der Aufschwungphase begann sich dann aber langsam die kapitalistische Logik durch­
zusetzen. »Was gut ist für’s Geschäft, ist auch gut für die Arbeiter.« Die Interessen von 
Kapital und Arbeit schienen versöhnt, die Gewerkschaftsunternehmen unterschieden sich 
immer weniger von »normalen« kapitalistischen Unternehmen. Als ein »normales« Un­
ternehmen wollte man mithalten und einen größeren Anteil am wachsenden Kuchen er­
gattern. Die Organisationskraft der Gewerkschaften diente anfangs als ideale Rückenstär­
kung im harten Wettbewerb. Doch die Fesseln des Genossenschaftswesens und der Ge- 
meinützigkeit waren dabei nur lästig. So wie die rechtssozialdemokratischen Verantwortli­
chen in diesen Unternehmen naiv an die weitgehende Krisenfreiheit der kapitalistischen 
Wirtschaft glaubten, so gingen sie auch von der fast störungsfreien Entwicklung ihrer in



diese Wirtschaftsordnung eingebetteten Untemehnien aus. Der Kater konnte natürlich 
nicht ausbleiben.

In der Krise zeigte sich aber auch, daß die Gewerkschaftsunternehmen von ihrer Verfas­
sung her keine rein kapitalistischen Betriebe sind. Die Aufsichtsgremien, besetzt mit Ge­
werkschaftsvorsitzenden, waren mit der Beaufsichtigung milliardenschwerer Unterneh­
men schlicht überfordert (»Eine unternehmerische Laienspielschar«, höhnte die FAZ). 
Die Unternehmensleitungen selbst dienten oft als Abstellgleise für ausgediente Gewerk­
schaftsfunktionäre. »Verfilzung« und »Verbonzung« gingen damit Hand in Hand. Im 
Unterschied zu »normalen« Betrieben müssen auch die Gewerkschaften bei der Sanierung 
ihrer Unternehmen einen gewissen Anstand bewahren. Die Anpassung an die Bedingun­
gen der kapitalistischen Konkurrenz konnte nicht so ohne weiteres über Massenentlassun­
gen erreicht werden (erst Schießer ging daran, die Hausmeister der Neuen Heimat hinaus­
zuschmeißen). Wie das Umspringen mit dem eigenen Betriebsrat der Neuen Heimat zeigt, 
bemühen sich aber die Gewerkschaften auch in diesem Bereich um Anpassung an ihre rein 
kapitalistischen Konkurrenten.

Der Einbruch einer neuen Krisenperiode mit dem Begirm der siebziger Jahre üeß die 
grundsätzlichen Widersprüche dieser Gesellschaftsordnung stärker wieder hervortreten. In 
dieser Situation wären die Gewerkschaftsuntemehmen gefordert, zu zeigen, was die eige­
nen Ansprüche wert sind und zumindest ansatzweise vorzustellen, wie ein alternatives 
Wirtschaften aussehen könnte. Das meint nicht die Schaffung sozialistischer Inseln, aber 
zumindest die fortschrittliche Ausfüllung von Handlungsspiekäumen. Außerdem hätten 
sie eine wichtige Rolle spielen können beim Aufzeigen der durch die kapitalistische Logik 
gezogenen Grenzen und bei der Mitformulierung einer darüber hinausweisenden Politik. 
Doch all das hätte ein Umdenken und eine Phantasie des Führungspersonals erfordert, die 
offensichtlich nicht vorhanden waren und nicht vorhanden sind. So ist der Ausverkauf 
der Gewerkschaftsuntemehmen und die nun proklamierte stärkere Konzentration auf die 
unmittelbare Vertretung der Mitgliederinteressen die einfachere Lösung. Es ist zu hoffen, 
daß die Gewerkschaften ihre Kampfkraft zurückgewinnen und noch stärken können. Kei­
ne lUusion sollte aber darüber bestehen, daß dieser Ausverkauf gleichzeitig auch die Auf­
gabe eines Stückes Gestaltungsmacht und eine Kapitulation vor den Schwierigkeiten einer 
grundsätzlichen Neuorientierung bedeutet.

Jürgen Quandt

Was habt ihr euch dabei bloß gedacht?
Zur SED—SPD-»Lösung« des Flüchtlingsproblems

Wieder einmal haben Sozialisten in Deutschland das Geschäft der politischen Rechten be­
sorgt. Nach monatelangem Trommelfeuer aus den konservativen Wahlkampfrohren ge­
gen eine wehr- und rechtlose Minderheit — die Flüchtlinge — haben sich die Sozialisten in 
West und Ost den Fordemngen der Reaktion ergeben, hier aus Angst vor dem Verlust von 
Wählerstimmen, drüben aus Angst um wackelnde BCredite. Sie haben miteinander verab­
redet, daß der Flughafen Schönefeld für Füchtlinge nach West-Berlin geschlossen wird.
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Die Strategen auf beiden Seiten mögen es als besonders geschickten Schachzug angesehen 
haben, den politischen Gegner m der Bonner Regierung auszutricksen, als sie ihren Coup 
verabredeten. Aber wenn Politik noch im mindesten etwas mit Moral zu tun hat, dann 
ging dieser Schuß nach hinten los. Die düpierten Konservativen werden’s den Sozialisten 
nicht danken und das Wählervolk wohl auch nicht.

Es schmerzt vor allem, daß ein Mann wie Egon Bähr sich für diesen Kuhhandel mit der 
DDR hergab, als ob Politik gegen Kriegsvorbereitung und Aufrüstung nichts mit Flücht­
lingselend zu tun hätte. Wer heute für Friedenspolitik als Sicherheitspartnerschaft eintritt, 
weil er erkannt hat, daß es ausschließlich noch um die Bewahrung der einen Erde für die 
eine Menschheit geht, der kann doch nicht gleichzeitig einem Teil dieser nach Sicherheit 
suchenden Menschheit brüsk die Tür vor der Nase zuschlagen.

Man wird wohl hinnehmen müssen, daß auch oder gerade in der Politik Fehler gemacht 
werden, aber es kaim nicht hingenommen werden, wenn demokratische Prinzipien leicht­
fertig aufs Spiel gesetzt werden. Angeblich ist ja mit der Entscheidung der DDR-Regie­
rung, Flüchtlingen nur noch mit gültigen Anschlußvisa die Durchreise via Flughafen 
Schönefeld zu gestatten, das Grundrecht auf Asyl in der BRD gerettet worden. Ausge­
rechnet die doch sonst so undemokratische DDR muß herhalten, um eines unserer sensi­
belsten demokratischen Grundrechte zu bewahren; Austreibung des Teufels mit Beelze­
bub!

Es gibt wahrHch wenig genug Anlaß, mit der DDR in der Flüchtlingspolitik Geschäfte 
zu machen. Es ist ja wahr, daß auch die DDR kein Interesse an den menschlichen Schick­
salen hatte, die ihr da über Aeroflot und Interflug ins Land gebracht wurden. Das Flücht­
lingsproblem war immer das Problem der anderen; die Flüchtlinge bestenfalls ein Faust­
pfand zur Durchsetzung eigener politischer Interessen, etwa bezüglich der Statusfragen 
zwischen West- und Ost-Berlin.

Aber wo, in Gottes Namen, steht geschrieben, daß man sich an solch üblen Geschäften 
beteiligen muß?

Was das gesamte Rechtskartell nicht vermochte, die DDR hat es geschafft; der Flücht­
lingsstrom ist versiegt! Ein Traum wird wahr — der des Leiters der Abteilung Asyl bei der 
Ausländerbehörde; West-Berlin wird flüchtlingsfrei! Die Stadt nimmt im Zuge der Vertei­
lung FlüchtUnge aus Westdeutschland auf! Das Traumszenario eines Bürokraten ist inzwi­
schen Realität; Im Oktober kamen nur noch 76 Flüchtlinge über Schönefeld nach West- 
Berlin. Für alle in der Stadt tätigen Flüchtlingsgruppen und -Organisationen ist der »Er­
folg« von Herrn Rau und Herrn Bahr bei Herrn Honnecker eine schwere Niederlage, ein 
schwerer Rückschlag in ihrem Bemühen um die Flüchtlinge. Alle, die täglich mit Flücht­
lingsschicksalen zu tun haben, empfinden es als blanken Zynismus, wenn die Schließung 
der Grenzen nach West-Berlin und zur Bundesrepublik auch noch als politische Maßnah­
me zur Bewahrung des Asylgrundrechts verkauft wird.

Ein Recht, das nicht mehr in Anspruch genonmien werden kann, ist zwar vor »Miß­
brauch« geschützt, aber eben auch vor denen, für die es geschaffen wurde; Ein Gesetz 
wird zur legalistischen Farce; der Rechtsstaat stirbt ab.

Das Grundrecht auf Asyl ist nichts wert, wenn rücht zugleich das Recht auf Zugang zu 
den Grenzen West-Berlins und der Bundesrepublik gewährleistet ist.

Was geht eigentlich jetzt in den Köpfen derer vor, die die Maßnahmen der DDR-Regie­
rung mit herbeigeführt haben, nachdem klar geworden ist, daß hier von heute auf morgen 
ein Fluchtweg für Tausende von Menschen abrupt abgeschnitten worden ist? Fragt sich et­
wa einer jener Herren, was wohl mit den vielen Flüchtlingen nun geschehen mag? Jeden-



falls haben sie sich nicht in Luft aufgelöst. Allein in der Türkei sollen inzwischen Hundert­
tausende geflohener Iraner leben. Man liest in der Zeitung, daß Flüchtlinge an der Grenze 
zwischen Griechenland und der Türkei durch die Grenzsoldaten mit Schüssen hin und 
hergejagt werden. Was hier wie dort stattfmdet, ist Macht- und Sicherheitspolitik auf dem 
Rücken von Füchtlingen. Man muß davon ausgehen, daß z.B. unter den iranischen 
Flüchtlingen mindestens die Hälfte als Asylberechtigte bei ims anerkannt würden. Aber 
auch solche Flüchtlinge, die im Sinne unseres Asylrechts nicht als politische Flüchtlinge 
gelten, fliehen ja nicht grundlos und gefahrlos. Sie fliehen vor dem mörderischen Krieg 
zwischen Irak und Iran; sie fliehen vor der unterdrückerischen Minderheitenpolitik in der 
Türkei; sie fliehen vor dem Bürgerkrieg im Libanon; sie fliehen vor Massakern an der Zi­
vilbevölkerung in Sri Lanka. In kaum einem der genannten Länder kann ein Flüchtling 
gefahrlos eine deutsche Botschaft aufsuchen imd dort Reisepapiere in die Bundesrepublik 
beantragen. Aber — einmal unterstellt, das wäre möglich — er würde auch kein Einreise­
visum erhalten. Die Tatsache, daß er ja noch die deutsche Botschaft lebend erreicht habe, 
wäre wohl Beweis genug, daß er nicht wirklich politisch verfolgt sein könne. Das, was ein­
mal die Ausgestaltung des Asylrechts als Grundrecht hervorbrachte — die Erfahrung der 
eigenen Verfolgung durch eine verbrecherische Regierung, die Verpflichtung gegenüber 
den Opfern des Nationalsozialismus und der Wille zur Sühne und zur Wiedergutmachung
— gilt vierzig Jahre später nicht mehr. Die Generosität dieses deutschen, nicht irgendeines 
beliebigen Staates gegenüber Asylsuchenden, von der Carlo Schmid noch bei der Abfas­
sung des Asykechtsartikels 1948 gesprochen hat, ist längst, auch unter Mitwirkung der So­
zialdemokratie, einer das Boot ist vo//-Mentalität gewichen. Die Methode ist stets die glei­
che: nicht die Verfolgung und die Zurückweisung von Menschenrecht und Menschenwür­
de ist kriminell, sondern das Opfer.

Allerdings sollte niemand glauben, daß die jetzige Beteiligung von Sozialdemokraten an 
der Aushöhlung des Asylrechts ein einmaliger Ausrutscher sei. Es war die sozialliberale 
Koalition, die 1982 ein Asylverfahrensgesetz beschloß, das den Asylsuchenden in der BRD 
Lageraufenthalt, Arbeitsverbot, Sachleistungen statt Bargeld und andere entwürdigende 
Lebensumstände bescherte.

Vollends deprimierend war, in den letzten Monaten miterleben zu müssen, auf welch 
fruchtbaren Boden der unterschwellige Appell an rassistische Vorurteile in breiten Teilen 
der Bevölkerung fällt. Es war und ist beschämend, daß es vor allem sich christlich neimen- 
de Politiker sind, die die Stimmung aus sehr durchsichtigen Gründen angeheizt haben. 
Der christliche Glaube xmd die gesamte biblische Tradition bieten dafür jedoch nicht die 
geringste Handhabe. Politische Einmischung aus Glaubensüberzeugung ist gefordert, weil 
»christliche« Politiker sich nicht scheuen, den christlichen Glauben für ihre gänzlich un- 
christlichen Ziele zu vereinnahmen. Gefordert sind aber nicht nur der einzebie Christ, son­
dern auch die verfaßten Kirchen, wenn sie sich nicht dem Verdacht der stillschweigenden 
KompUzenschaft aussetzen wollen. Die Berliner Christen warten allerdings immer noch 
(Anfang November) auf ein Wort ihrer Kirchenleitung oder ihres Bischofs zur Schließung 
von Schönefeld für Asylanten und zur Aufhebung des Abschiebestopps in den Libanon.

Wir Christen und Sozialisten sollten sensibel bleiben, wo es um Menschnrecht und 
Menschenwürde geht. Dazu verpflichten uns unsere jeweiligen Traditionen. Dort, wo un­
sere Überzeugungen im harten Überlebensgeschäft der Gegenwart unterzugehen drohen, 
sollten wir nicht vor Selbstkritik und gegenseitiger Kritik aus opportunistischen Gründen 
zurückschrecken. In der Flüchtlingspolitik muß ein gänzlich neuer Anfang gemacht wer­
den, wenn wir vor unserer geschichtlichen Verantwortung bestehen wollen!



Jon Bloomfield

Labour unter Beschuß der US-Regierung*

»Welchen Gewinn hat Britannien, wenn es diese Raketen beseitigt...? Ich vermag keinen 
zu erkennen, nur Verluste ...« Mit diesen offenen Worten im Fernsehen startete US-Ver­
teidigungsminister Caspar Weinberger seinen Präventivangriff auf Labours nicht-nukleare 
Verteidigungspolitik. In derselben Woche feuerte sein Mitarbeiter Richard Perle seine ei­
gene Breitseite gegen Pläne von Labour, Cruise Missües und US-Nuklearwaffen- 
stützpunkte von britischem Boden zu entfernen. Für den Fall, daß diese »rechts-links- 
Kombination« noch nicht gesessen hatte, versicherte der US-Botschafter in Britannien so­
gleich, daß diese Auffassungen für die Reagan Administration vollkommen repäsentativ 
seien.

Infolge grünen Lichts aus Washington war die Verteidigungspolitik von Labour zum 
Abschuß freigegeben. George Jounger gab seine Anonymität im britischen Verteidigungs­
ministerium auf; höchste Militärs drückten ihr Mißfallen aus; und die meisten inländi­
schen Blätter machten ihrem Ärger Luft. Lediglich David Owen schwieg ungewohnt; sein 
ausdrückliches Verlangen, in Verteidigungsfragen »Labour an die Kehle zu gehen«, war 
durch das Votum des liberalen Parteitags für ein nicht-nukleares Europa gebremst wor­
den. In einer kurzen Woche hatten Labour und die Friedensbewegung eine Ahnung davon 
bekommen, was auf sie zukommen wird. Während der Thatcherismus an Kraft verliert, 
ist doch die Erinnerung an die Exocet-Raketen auf Labour im Wahlkampf 1983 lebendig; 
Verteidigung ist eindeutig eine Frage, der sich zu bemächtigen die Rechte bestrebt ist.

Wie wird Labour damit fertig werden? Die Vorzeichen sind vielversprechender als letz­
tes Mal. Die Partei ist sich in ihrer Politik einig. Ihre bindende Erklärung zugunsten star­
ker konventioneller Verteidigung macht sie gegenüber dem Vorwurf, sie ließe das Land 
schutzlos, weniger verwundbar. Die Betonung der Souveränität der britischen Wähler­
schaft, über die Verteidigungspolitik des Landes zu entscheiden, gestattet ihr, eine demo­
kratische, patriotische Karte gegen exzessive US-amerikanische Einmischung auszuspie­
len. Diese Politik schloß Kompromisse sowohl der Rechten wie der Linken ein. Der ernst­
hafte Wunsch ist deutlich, eine Wiederholung der versuchten Selbstzerstörung von 1983 
zu vermeiden.

Das breite Spektrum der öffentlichen Meinung ist auch empfänglicher für eine nicht­
nukleare Politik. Die Katastrophe von Tschernobyl vergegenwärtigte zu viele Realitäten 
atomarer Strahlung; der Angriff der USA auf Libyen durch in Britarmien stationierte 
F-lll-Maschine machte anschaulich, wie wir in einen von uns nicht gewoUten Krieg hin­
eingezogen werden körmten; und die Folgen von Abrüstungsinitiativen der sowjetischen 
Führung unter Gorbatschow ließen die Eindrücke von der Sowjetunion aus der Zeit des 
Kalten Kriegs verblassen. Das größere Interesse an nuklearer Abrüstung spiegelte sich in 
einer Serie von Meinungsumfragen wider, die zeigten, daß eine wachsende Zahl einseitige 
Abrüstungsschritte Britaimiens unterstützt und daß solide Mehrheiten gegen Cruise Mis­
siles, Trident-Raketen und eine »Euro-Bombe« eintreten. Die erfolgreiche Menschenkette 
quer durch Schottland, die zum Protest gegen das Wettrüsten 45000 Menschen anzog, be­
rührte genau diese Grundstimmung und gab ihr Ausdruck.

* Der Beitrag ist der britischen Monatsschrift Marxism Today, No. i 1 (November), London 1986,
entnommen.



Kann Labour dieser Stimmung eine zusammenhängende Sprache und Form verleihen? 
Einige Zweifel bleiben. Erstens wird das Ausmaß des Widerstands unterschätzt, den ihre 
nicht-nukleare Politik provozieren wird. Vielleicht hat Weinbergers Episode einige Illusio­
nen vertrieben. Zweitens unterließ es die Labour-Party bislang, für ihre Verteidigungspoli­
tik zu kämpfen. Dieses Zögern muß aufhören. Labour kann sich in dieser Frage nicht ver­
stecken; am besten wäre sie offensiv und kämpferisch in ihrer eigenen Politik.

Drittens hält die überwiegende Mehrheit der Labour-Politiker Distanz zur Friedensbe­
wegung. Es gibt zu wenige wie Ken Livingstone und Joan Ruddock, die ihre Rolle ernst 
nehmen, sowohl an einem Klima zu arbeiten, in dem Labour-Politik gedeihen kann, als 
auch ein populäres Moment zu fördern, um diese Politik durchzusetzen, wenn Labour ins 
Amt gelangt.

Viertens ist — und dies ist das wichtigste — die Verteidigungspolitik noch nicht mit ei­
ner neuen Außenpolitik verknüpft. Der Abzug von US-Atomwaffen wird Britanniens bis­
heriges Verhältnis zu den USA unausweichlich ändern. Das Blocksystem, das 40, Jahre 
lang Britannien und Westeuropa an die USA gebunden hat, ist belastet. Für eine britische 
Regierung, der es mit der Beendigung des untergeordneten »besonderen Verhältnisses« 
ernst ist, bildet die Suche nach einer Funktion irmerhalb eines autonomen Westeuropa die 
einzige strategische Option, die geographisch, historisch, wirtschaftlich und politisch Simi 
macht. Diese Option hat nicht einen neuen militärischen Block ä la David Owen zum Ziel, 
sondern eine Formation, die vom Blocksystem entkoppelt und fähig ist, neue Beziehun­
gen zu den USA, zur UdSSR und zur Dritten Welt zu entwickeln.

Auf dem Parteitag in Blackpool war es noch Willy Brandt in seiner Grußansprache für 
die Sozialistische Internationale überlassen, den Punkt klar zu benennen: »Ohne ein euro­
päisches System gemeinsamer Sicherheit wird es keinen Frieden geben, und ein europäi­
sches System gemeinsamer Sicherheit wird es ohne eine britische Regierung, die eine kon­
struktive Rolle spielt, nicht geben.«

Wenn die Linke eine neue strategische Vision ausgeben kann, dann kann Labour viel ­
leicht noch auf die Sehnsüchte von Millionen bauen, die einen neuen, auf Abrüstung ge­
richteten Internationalismus anstreben. Solch eine Perspektive würde der Verteidigungs- 
politik von Labour auch die Kohärenz geben, die sie benötigt, um gegen den Ansturm ei­
nes sehr schmutzigen Wahlkampfs zu bestehen.



Analysen

Kurt Neumaim

Sozialdemokratie im Umbruch?
Die SPD nach den Parteitagen in Nürnberg und Offenburg

I.
Nach den Parteitagen in Nürnberg und Offenburg, einen Tag nach der katastrophalen 
Wahlniederlage in Hamburg und nur wenige Wochen vor den Bundestagswahlen 1987 ei­
ne Einschätzung von Politik und Perspektive der bundesdeutschen Sozialdemokratie zu 
skizzieren, ist ebenso reizvoll wie riskant. Analytisches mischt sich mit subjektiven Impres­
sionen. Irrtümer sind schon methodisch fast zwangsläufig.

Die Mehrheit der SPD hatte spätestens seit 1960 den Weg der vorbehaltlosen Integra­
tion in den Adenauer-Staat, verbunden mit der Option seiner Modernisierung, beschrit­
ten. Die volle Wiederherstellung der kapitalistischen Wirtschaftsweise, die weitgehende 
Kontinuität des Staatsapparats seit dem Kaiserreich und die antikommunistische Einglie­
derung in das westliche Militärsystem wurden praktisch nicht mehr in Frage gestellt, Alter­
nativen nur noch in vorgegebenem Rahmen formuliert.

Der Weg der Integration und Modernisierung war nicht ohne Erfolg. Parlamentarisch 
und persönlich war dies subjektiv am ehesten erfahrbar in der Regierungsbeteiligung in 
den Jahren 1966 bis 1982. Es gab aber auch politische Erfolge: Die materielle Situation 
und die Rechtsposition der arbeitenden Menschen kormten verbessert werden. Ein Mehr 
an Liberalität prägte jedenfalls anfangs das innenpolitische Klima. Die neue Ost-Politik 
führte zu echter politischer Entspannung im Ost-West-Verhältnis.

Ohne diese und andere Veränderungen übermbewerten, bleibt doch festzustellen, daß 
sie heute — nach der Wende 1982/83 — von nicht wenigen Linken positiver eingeschätzt 
werden, als zur Zeit ihrer Durchsetzung. Das Projekt der Modernisierung stieß aber schon 
bald auf die Schranken der Bedingungen, in die die Partei sich zu integrieren vorbehaltlos 
bereit gewesen war. Rückschläge waren deshalb zwangsläufig. Zuerst zu nennen sind die 
Berufsverbote und die »Anti-Terror«-Maßnahmen am Ende der siebziger Jahre. Die
— wenn auch zu zaghaft und kleindimensioniert begonnenen — Programme für Zu­
kunftsinvestitionen wurden zurückgeschnitten; statt dessen folgte eine Politik der Haus­
haltskonsolidierung, die für die Arbeitnehmer und sozial Schwachen materielle Verbesse­
rungen in erheblichem Umfang zurücknahm. Energiepolitisch setzte die Regierung 
Schmidt trotz problematisierender Beschlüsse der Partei eindeutig auf den Ausbau der 
Atomenergie. Im außenpolitischen Bereich erlitt die Entspannungspolitik auf Grund der 
vom Bundeskanzler herbeigeredeten Stationierung neuer Mittelstreckenwaffen einen emp­
findlichen Rückschlag.

Mit der Wende des Jahres 1982 befindet sich die SPD nicht nur außerhalb der Bundes­
regierung. Sie steht auch vor den weitgehend selbst zu verantwortenden Scherben ihres 
Modemisierungsprojekts. An einem Entwurf für die Gestaltung der gesellschaftlichen Zu­
kunft, an einer politisch-konzeptionellen Alternative zur Wenderegierung fehlt es.



II.
Seit der Wende hat sich die sozialdemokratische Politik in vielen Feldern mehr oder weni­
ger grundlegend verändert. Der Nürnberger Parteitag, der vom 25. bis 29. August 1986 
stattfand, erscheint in seinen Beschlüssen als Zusammenfassung des aktuellen Standes er­
neuerter sozialdemokratischer Politik. Das gilt auch dann, weim man sich dessen bewußt 
bleibt, daß Parteitage und deren Beschlüsse eine Seite, daß institutionalisierte Beharrungs­
vermögen parlamentarischer und kommunaler Mandatsträger aber die andere Seite der 
Politik der SPD sind.

1. Am weitesten fortgeschritten ist die Erneuerung sozialdemokratischer Politik in den 
Bereichen Frieden, Abrüstung und Entsparmung. Der Beschluß: »Unser Weg zu Abrü­
stung und Frieden« orientiert sich an der Konzeption der »Sicherheitspartnerschaft« und 
beschreibt konkrete »Wege zur Abrüstung«. Entscheidend ist die eindeutige Aussage, die 
zur Frage der Raketenstationierung getroffen wurde:

»Im Einklang mit dem Beschluß des Essener Parteitages fordert die SPD 
—• von den USA ein Aufstellungsstopp und die Rücknahme der Stationierung voii Pershing II 

und Cruise Missiles,
— von der UdSSR den unverzüglichen Abbau der im Gegenzug in der DDR und der CSSR 

aufgestellten Raketen sowie eine drastische Verminderung der SS 20 auf einen Stand vor 
1979.

Zur Verwirklichung dieser Ziele werden zu Beginn der neuen Legislaturperiode eine sozialde­
mokratische Bundesregierung Verhandlungen aufnehmen und die sozialdemokratische Bun­
destagsfraktion die Aufhebung des Beschlusses vom 22. 11. 1983 beantragen, um der unter der 
konservativen Bundesregierung beschlossenen Stationierung dieser Waffen die parlamentari­
sche Legitimation zu entziehen und der Bundesregierung die volle Handlungsfreiheit zurückzu­
geben.«

Auch wenn im konkreten Umsetzungsprozeß eine Frist, etwa die Sechs-Monats-Frist, 
nicht genaimt wird, ist doch eindeutig, daß die Aufhebung des Stationierungsbeschlusses 
zu Beginn der neuen Legislaturperiode erfolgen soll, wenn die parlamentarischen Voraus­
setzungen dafür vorhanden sind. Der Entwurf des Parteivorstands hierfür war wesentlich 
unpräziser gehalten. Dort hieß es noch:

»Die SPD-Fraktion im Bundestag wird diese Forderungen durch parlamentarische Initiativen 
mit dem Ziel eines entsprechenden Beschlusses des deutschen Bundestages bekräftigen.«

2. Große Aufmerksamkeit fanden auch Diskussionen und Beschlußfassungen zur Frage 
der Energiepolitik, insbesondere zum Ausstieg aus der Kernenergie. Darüber gab es eine 
völlige Absage an die Politik der Schmidt-Zeit. Dabei kommt es nicht so sehr auf die Fra­
ge an, innerhalb welchen Zeitraums der Ausstieg aus der Atom-Politik abgeschlossen ist. 
Hierzu enthält der Beschluß des Parteitages eher vage Formulierungen:

»Wir werden von uns aus alles tun, damit innerhalb des Zeitraumes von 10 Jahren eine Ener­
gieversorgung ohne Atomkraft für die Bundesrepublik Deutschland verwirklicht wird. Wenn 
die Akteure in Staat, Wirtschaft und Gesellschaft Zusammenwirken, werden wir weniger als 
ein Jahrzehnt benötigen, um in einem geordneten Rückgang das letzte Atomkraftwerk abzu­
schalten. Zur Erreichung dieses Ziels brauchen wir einen breiten gesellschaftlichen Konsens 
und Gesetzgebungsmehrheiten.«

Als wichtig erscheinen die Aussagen zu den kurzfristig zu ergreifenden Maßnahmen, wenn 
auch hier Präzisierungen durchaus noch denkbar gewesen wären. In einem »Sofort-Pro- 
gramm für die nächsten zwei Jahre« sollen folgende Maßnahmen durchgeführt werden:



»— Änderung des Atomgesetzes mit dem Ziel der Stillegung aller Atomkraftwerke; Untersa­
gung der Erteilung von Bau- und Betriebsgenehmigungen für weitere Atomkraftwerke so­
wie Ablehnung der Wiederaufarbeitung, Verzicht auf die wirtschaftliche Nutzung von 
Plutonium und Unterbindung des Exports von Kernkraftwerken aus der Bundesrepublik.

— Abschaltung der ersten Atomkraftwerke in den nächsten beiden Jahren.«

3. Hervorzuheben ist auch die Beschlußfassung des Nürnberger Parteitages zur Frage der 
innerparteilichen »Quotierung«. In dem Beschluß »Gleiches Recht für Frauen« wird der 
Parteivorstand beauftragt, bis spätestens August 1987 Änderungsvorschläge für das Orga­
nisationsstatut vorzulegen, die auf dem Parteitag 1988 bescWossen werden sollen. Wört­
lich heißt es hier:

»Die Änderungsvorschläge des Parteivorstandes sollen u.a. vorsehen:
1.1 — daß die Wahlvorschläge für Funktionen und Mandate einen Anteil von mindestens 40 % 
eines jeden Geschlechts umfassen,
1.2 — daß in allen Entscheidungsgremien sowie bei der Besetzung aller Funktionen und Man­
date mindestens 40% eines jeden Geschlechts vertreten sein müssen,
1.3 — daß die Nichtbeachtung der vom Parteitag beschlossenen Zielyorgaben Konsequenzen 
hat für die Anerkennung von Delegationen (so können Delegationen zu Parteitagen nur inso­
weit zahlenmäßig anerkannt werden, wie sie dem Minderheitenschutz Rechnung tragen) und/ 
oder für den innerparteilichen Finanzausgleich.«

Trotz der sprachlichen Verquastheiten ein beachtlicher Beschluß, bei dem es kaum Gegen­
stimmen gab. Achten wir darauf, daß er auch tatsächlich umgesetzt wird. Nicht wenige 
Delegierte schienen darauf zu vertrauen, daß in zwei Jahren die »Sache« nicht mehr mo­
dern sei und sich von selbst erledige.

4. Insgesamt sind die Beschlüsse zu Frieden und Abrüstung, zur Energiepolitik und 
auch zur Ökologie sowie zur Gleichstellung von Frauen und Mäfmem eine Absage an die 
Politik eines Helmut Schmidt, deutet sich in ihnen eine Alternative zum Projekt der Inte­
gration und Modernisierung an. Dabei ist es sicherlich nicht zufällig, daß in den genannten 
Bereichen die stärksten und konsequentesten Veränderungsprozesse stattgefunden haben. 
Hier hat es in erheblichem Umfang soziale Bewegungen gegeben, die Friedensbewegung, 
die Ökologiebewegung und die Frauenbewegung. Ausgehend von diesen Feldern haben 
sich auch die Grünen als politische Partei und damit als parlamentarische Konkurrenz zur 
SPD konstituiert. Bessere Einsichten waren also nicht nur Ergebnis tiefgründigen Nach­
denkens und kräftiger innerparteilicher Überzeugungsarbeit. Zu einem nicht geringen Ma­
ße sind sie auch dem außerparlamentarischen Druck und der parlamentarischen Konkur­
renz geschuldet.

III.
Ein überzeugendes alternatives Projekt zur Gestaltung der gesellschaftlichen Zukunft er­
fordert im Kern Aussagen zu einer alternativen Wirtschaftspolitik. Hierzu hat der Partei­
tag das »Nürnberger Aktionsprogramm: Massenarbeitslosigkeit überwinden — Die Wirt­
schaft ökologisch und sozial erneuern« gegen nur drei Stimmen (Detlev Albers, Monika 
Buttgereit, Kurt Neumann) beschlossen. Fast die gesamte innerparteiliche Linke und auch 
die Jungsozialisten haben also dieses Aktionsprogramm inhaltlich mitgetragen. Nach dem 
Kongreß hat es dazu noch wohltönende Lobeshymnen gegeben. Manche sehen hier den 
»endgültigen Abschied von einer Gesellschafts- und Wachstumspolitik, die in den siebzi­
ger Jahren unter dem Begriff ‘Modell Deutschland’ gefaßt wurde«.^ Andere loben »Sta­
tionen und ein Niveau des Programmprozesses, die einen Fixpunkt darstellen, hinter den 
die Diskussion nicht mehr zurückgehen kann«



Nun ist es richtig, daß das Nürnberger Aktionsprogramm insofern einen ganz wesentli­
chen Teilerfolg darstellt, als es gelungen ist, die Vorstellungen etwa von Herbert Ehrenberg 
und Wolfgang Roth zurückzudrängen. Das gilt insbesondere für die Konzeption eines 
klassenübergreifenden »Sozialen Bündnisses« aus Arbeitgeberverbänden, Bund, Ländern 
und Gemeinden und Bundesbank, mit dem nach den Formulierungen des ursprünglichen 
Parteivorstandsantrages die Massenarbeitslosigkeit erfolgreich bekämpft werden soUte. 
Die Absage an diese an Karl Schillers Konzept der »Konzertierten Aktion« erinnernden 
Vorstellungen ist zu begrüßen. Gleichwohl muß festgehalten werden, daß Anklänge an d;ie 
illusorischen Sozialpartnerschaftsvorstellungen auch noch in dem beschlossenen Doku­
ment enthalten sind, wenn es heißt;

»Wir Sozialdemokraten werden aber auch national die Möglichkeiten der gesamtwirtschaftli­
chen Nachfragesteuerung ausschöpfen. Solche Globalsteuerung setzt auf die Zusammenarbeit 
von Staat, Wirtschaft, Tarifparteien und Deutscher Bundesbank.«

Positiv an dem beschlossenen Aktionsprogramm ist zu bewerten, daß die richtigen Eck­
punkte einer kurzfristig ansetzenden alternativen Wirtschaftspolitik benannt werden; 

»Arbeitszeitverkürzung, Programm für Zukunftsinvestitionen, Arbeit und Umwelt, Ausbau 
der sozialen -Infrastruktur, soziale und kulturelle Dienstleistungen, offensive Bildungspolitik, 
Gleichstellung von Frauen und Männern, Sicherung der Massenkaufkraft.«

Kritisch bleibt aber zu allen Bereichen anzumerken, daß sie in unterschiedlichem Ausmaß 
jeweils nicht konkret genug sind. Im übrigen hat gerade auch das in Offenburg beschlossen 
ne Wahlprogramm gezeigt, daß hinsichtlich des Programms für Zukunftsinvestitionen 
durchaus hinter den Nürberger Stand zurückgefallen werden karm. Dort heißt es deutlich 
abgeschwächt nur;

»Wir werden durch gezielte öffentliche Investitionen Arbeit schaffen und gleichzeitig Umwelt­
schutz verbessern.«

Dafür wird im Vertrauen auf die Kreativität der Unternehmer gefordert;
»Wir brauchen eine Gründer- und Erneuerungswelle mit vielen neuen Unternehmen.«

Weshalb aber das Nürnberger Aktionsprogramm von einem linken Standpunkt insgesamt 
eher als negativ bewertet werden muß, ist die »ordnungspolitische« Festlegung auf das be­
stehende Wirtschaftssystem;

»Das gemischtwirtschaftliche Ordnungssystem, wie es in den letzten Jahrzehnten entstanden 
ist, wollen wir reformieren und weiterentwickeln. Der Markt ist unentbehrlich als Antriebsmo­
tor und Steuerungsprinzip für unzählige Einzelentscheidungen der Produzenten und Konsu­
menten. Aber der Markt hat auch Grenzen.«

Der Markt wird also hier nicht als ein Instrument einer demokratisch bestimmten Wirt­
schaft gesehen, sondern als Motor und Steuerungsprinzip. Konsequenterweise wird dann 
auch noch programmatisch festgelegt;

»Da der Staat bereits heute am wirtschaftlichen Geschehen in großem Umfang teilnimmt, wol­
len die Sozialdemokraten nicht mehr Staat.«

Krönender Abschluß ist die Formulierung;
»Nur eine Wirtschaftsordnung, in der Markt, staatliches Handeln, Sozialstaat und Wirt­
schaftsdemokratie erhalten und verbessert werden, kann den sozialen Frieden sichern, der sich 
als wichtige Produktivkraft in der Vergangenheit erwiesen hat.«

Während an anderer Stelle Wirtschaftsdemokratie als Leitprinzip postuliert wird, ohne 
daß daraus irgendwelche Konsequenzen abgeleitet werden, wird hier deutlich; Wirt­



schaftsdemokratie verkommt zu einem Pazifizierungsmittel, das den sozialen Frieden si­
chern soll, weil dieser zur Steigerung der Produktivität nützlich erscheint.

Es verspricht spannend zu werden, wie diejenigen Linken, die den zitierten Passagen ih­
re Zustimmung gegeben haben, die Diskussion um das neue Grundsatzprogramm aufneh­
men woUen. Schließlich sind die entsprechenden wirtschaftspolitischen Teile weitgehend 
bis in den Wortlaut hinein identisch mit dem, was in Nürnberg beschlossen wurde. Zum 
zentralen Bereich der Wirtschaftspolitik muß deshalb zusammenfassend festgestellt wer­
den, daß bei allen Teilerfolgen in Einzelfragen es noch nicht gelungen ist, den Weg der In­
tegration und Modernisierung zu verlassen. Hier müssen die Voraussetzungen für die Er­
neuerung sozialdemokratischer Politik erst noch geschaffen werden.

IV.
Die Beschlüsse des Nürnberger Parteitages signalisieren einen für verschiedene Politikfel­
der unterschiedlich fortgeschrittenen Prozeß der Erneuerung sozialdemokratischer Poli­
tik. Gerade wegen der Rückstände in der Wirtschaftspolitik müssen wir davon ausgehen, 
daß der größere Teil der Wegstrecke noch vor uns liegt und daß ein geradliniger, rück­
schlagsfreier Fortgang der Dinge nicht erwartet werden kann. Das drückte sich auf dem 
Parteitag übrigens auch in personeller Hinsicht aus: Die »alte« Rechte, als deren Hauptre­
präsentant Hans Apel erst im zweiten Wahlgang in den Parteivorstand gewählt wurde, ist 
völlig desolat. Die in und um den Frankfurter Kreis organisierte Parteilinke verfügte auf 
dem Parteitag und verfügt im Parteivorstand über etwa die Hälfte der Stimmen. Zugleich 
fmdet hier eine Entwicklung hin zu einem neuen Parteizentrum und zu einer Integration 
mit zur Mitte rückenden früheren Rechten statt. Unter der Überschrift »Die Linke in der 
Mehrheit« 3 ist da allenfalls die halbe Wahrheit zu fassen; die andere Hälfte lautet: »Die 
Mitte erobert die Linke« .■♦

Jenseits der Notwendigkeit, die weitere Entwicklung des Emeuerungsprozesses zu för­
dern und innerhalb der sich herausbildenden neuen Mehrheit sozialistische Optionen of­
fen zu halten, zeichnet sich seit dem Nürnberger Parteitag und für jeden unübersehbar seit 
dem Hamburger Wahl-Desaster eine kurzfristige politisch-strategische Aufgabenstellung 
ah: Die in unerschiedlichem Ausmaß erneuerte sozialdemokratische Politik kann weder 
mit der CDU/CSU noch mit der FDP durchgesetzt werden. Auf eine absolute Mehrheit in 
dem nunmehr herausgebildeten Vier-Parteien-System zu bauen, ist nicht übermäßig reali­
stisch. Die Ansätze von Nürnberg können nur politisch gestaltend werden, wenn sich die 
SPD zu einer Kooperation mit den Grünen öffnet und wenn sich die »Grünen« zu einer 
Kooperation mit der SPD öffnen. Jeder ist dabei gefordert, selbst den ersten Schritt zu ge­
hen. Ein Schritt rückwärts, wie er sich in der Diskussion um eine große Koalition in Ham­
burg andeutet, wäre nicht nur ein Schritt hinter Nürnberg zurück, er bedeutete die Aufga­
be der Identität der sozialdemokratischen Partei.
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Mechtild Jansen

Sozialdemokratie und Frauenbewegung 
Widersprüche im Programmentwurf und in der Parteipraxis

Fünfunddreißig Jahre lang haben es die Parteien der Bundesrepublik erfolgreich ge­
schafft, seltsam uniform und allen programmatischen Gleichberechtigungsgrundsätzen 
zum Trotz, die eine Hälfte der Menschheit aus ihrem Treiben weitgehend fernzuhalten. 
Doch die Zeiten dieser Art politischer Stabilität sind nun endgültig vorbei. Lebenslage und 
Bewußtsein der Frauen haben sich so nachhaltig verändert, daß sich keine Partei dem fe­
ministischen Druck mehr entziehen kann. Das gilt auch für die Sozialdemokratische Par­
tei, die sich an und für sich gerne ihrer Nähe zum weiblichen Emanzipationsverlangen 
rühmt.

Doch bei aller historischen Tradition des Kampfes um Gleichberechtigung der Ge­
schlechter, seitdem die SPD dem »sozialen Frieden« Vorrang gibt gegenüber einer kämp­
ferischen Interessenvertretung ihrer lohnabhängigen Klientel, war sie erst recht in der 
Frauenfrage kein sonderlich vorwärtstreibendes Element mehr. Das war solange unge­
fährlich, solange auch keine andere Partei ihr ernsthafte Konkurrenz zu sein vermochte. 
Heute aber ist die SPD von zwei Seiten unter Druck geraten, von den Grünen, die das Un­
ke Oppositionsmonopol der SPD in Frage stellen, und von der CDU, die die SPD plötz­
lich mit frauenpolitischen Signalen von rechts zu überholen droht. Trotz ihrer engagierten 
Haltung, beispielsweise in der Friedenspolitik, vermag auch die Arbeitsgemeinschaft so­
zialdemokratischer Frauen diese Mankos nicht aufzuholen. Zu brav und angepaßt bleibt 
sie innerhalb der Partei, zu distanziert und bieder im Kontext der Frauenbewegung. Bei al­
ler inneren Differenzierung blieb auch der Inhalt der sozialdemokratischen Politik wider­
sprüchlich oder bißlos. Einerseits wird der hohe Stellenwert der Erwerbstätigkeit der Frau 
für ihre Emanzipation und Unabhängigkeit benaimt, werden gesellschaftliche Einrichtun­
gen für Haus- und Familienarbeit befürwortet, andererseits aber gibt es gegenüber der 
CDU keinen grundlegend anderen Ansatz zur Behebung von Arbeitslosigkeit und Krise, 
werden in sozialdemokratisch regierten Ländern und Kommunen die Mittel für Kinder- 
und Sozialeinrichtungen gekürzt. Lediglich eine bessere soziale Abfederung von Umver­
teilungspolitik wird versprochen. Daß eine sozialdemokratisch geführte Regierung über 
viele Jahre ihrerseits Abbau sozialer und demokratischer Rechte und Verschlechterung der 
Lage der Frauen verantwortete, darüber wird tunlichst geschwiegen.

Nun sieht sich die SPD einer von Generalsekretär Geißler angeleiteten Offensive der 
CDU gegenüber, die nach vollbrachten erheblichen sozialen, arbeitsmarktpoütischen, 
rechtlichen und politisch-klimatischen Verschlechterungen mit einer Anzahl von materiel­
len Almosen und anerkennenden Worten zu glänzen versucht. In ihrem Gewände offeriert 
die CDU den Frauen ein Konzept der gerechteren Mängelverteilung oder Gleichstellung in 
ungerechten Verhältnissen, das mit der Mobilisierung der Frauen noch die Schleusen für 
allgemeine Flexibilisierung, Selbsthilfe und Ehrenamt und Rücknahme angeblich »übi r 
höhter« Lebensansprüche öffnen möchte. Auf der anderen Seite steht das Konzept der 
Grünen, die mit Antidiskriminierungsgesetz und Quotierung bemüht sind, gleiche Ar- 
beitsmarktchancen, Abbau struktureller Nachteile von Frauen im gesamten Sozialsystem 
und allen gesellschaftlichen Bereichen in Verbindung mit einer allgemeinen Verbesserung 
der Lebenslage der Bevölkerung zu garantieren. Innerparteilich räumen die Grünen den



Frauen dabei mit zum Teil radikalen Maßnahmen beträchtlichen Einfluß und Machtteil­
habe ein.

Doch auf diese neuen Herausforderungen reagiert die SPD — selbst wenn Willy Brandt 
und Peter Glotz den Stellenwert der Frauenfrage theoretisch zu begreifen scheinen — eher 
konturenschwach. Die SPD setzt auf die kleinen Schritte und Reformen mit Hilfe von 
Gleichstellungsstellen und Frauenförderung, die praktisch aber allzuoft in hilflose Krisen­
verwaltung abzugleiten drohen. Die SPD spricht von »Enkelinnen« und mehr Frauenre­
präsentanz in den eigenen Reihen, aber einen Generalsekretär oder eine Sekretärin, der 
oder die auf der Basis eines stimmigen, gar ausgereift alternativen Konzeptes auf handfe­
ste Schlußfolgerungen drängen würde, gibt es nicht.

Im August dieses Jahres hat sich der Nürnberger Parteitag sowohl mit den programma­
tischen Aussagen zu den Bundestagswahlen als auch mit dem Entwurf eines neuen Grund­
satzprogramms beschäftigt. An präziseren Aussagen zur Frauenpolitik war nicht vorbei­
zukommen. Bislang kennzeichnete die SPD ein Verständnis von Gleichberechtigung, das 
als Abfallprodukt der immerwährenden Reformaufgabe des demokratischen Sozialismus 
anfallen würde. In der Tagesarbeit implizierte das flugs eine Anpassung an das /zerrschen- 
de Rollenbild, in der Zukunftsvorstellung das Hinaufholen der Frau auf den männlichen 
Standard. Das aber reicht den Frauen nicht mehr, die ihre Ansprüche nicht auf das Jen­
seits des eigenen Lebens vertagen und Eigenes für sich wie in der Gestaltung des ganzen 
Lebens haben wollen. Trotz erkermbarer Schritte, die die SPD jetzt unternimmt, will den­
noch keine rechte Faszination aufkommen, die Bemühungen bleiben einem Zwitter­
charakter verhaftet.

Grandsatzprogramm

Den neuen Irseer Programmentwurf durchgängig auf die feministische Herausforderung 
Mn zu durchforsten, diese systematisch zu integrieren und den instrumenteilen Zugang zur 
Frauenfrage gänzlich faUenzulassen — soweit ist es noch nicht gekommen. Das wäre für 
die SPD wohl zu viel auf eirmial gewesen. So fmdet sich z.B. das Problem in der Präambel 
nur an einer Stelle, gleich im Zusammenhang mit anderen »Minderheiten«. Doch erstma­
lig sieht der neue Entwurf ein eigenes Kapitel »Frau und Mami: Gesellschaftliche Gleich­
heit« vor. Dabei kommt der im ganzen Text etwas magere einmalige Bezug auf die Frau­
enbewegung als Impulsspender auch der SPD dem Grad der Berücksichtigung ihrer in­
haltlichen Anliegen nahe. Die Zustandsbeschreibungen sind treffend. Auf eine Analyse 
der Ursachen von Frauenunterdrückung wurde der Einfachheit halber verzichtet. Als Fol­
ge erreichen Veränderungsvorschläge oft nicht mehr als die Erscheinungsebene. Die SPD 
macht zur Zielmarke, was heute auch nicht mehr anders möglich wäre. Von der Übernah­
me der traditionellen Rollenverteilung in den 50er Jahren, zur »Wahlfreiheit« in den Sieb­
zigern schreitet sie zur »Vereinbarkeit von Beruf und Familie« für beide Geschlechter. Der 
Vorbericht der Programmkommission schon formulierte das »Ziel einer gesellschaftlichen 
Gleichstellung von Marm und Frau in der personalen Wahlfreiheit zwischen den Lebens­
aufgaben Beruf, gesellschaftlicher Arbeit, häuslicher Tätigkeit und Erziehungsarbeit«. 
Auf besonderen Wunsch der AsF hin wurden die Grundwerte des demokratischen Sozia­
lismus — Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität um den Grundwert Gleichheit berei­
chert.

Diese Orientierungen allein allerdings bleiben — sicher ehrenwerte — moralische Ziel­
setzungen, solange nicht die notwendigen sozialen und politischen Grundlagen für ihre



Realisierung aufgezeigt werden. Die eine Hälfte der Menschheit wird nicht einfach nur — 
wie es heißt — »erzogen, über die andere zu dominieren«, sondern sie hat in der gesell­
schaftlichen Hierarchie einen entsprechenden Platz und dementsprechende handfeste Be­
fugnisse und Möglichkeiten. Der freiheitliche Westen hat sich Frauenunterdrückung als 
zentrales Spaltungs- und Herrschaftsmittel einverleibt. Der in eine weibliche und männli­
che Hälfte aufgeteilten Gesellschaft wird kaum ihr wünschenswertes »Ende zu bereiten« 
sein, wenn allein kurz gegriffen wird auf das Geschlechterverhältnis, ohne seinen Zusam­
menhang mit den sozialen Gegensätzen und der doppelten Unterdrückung der Frau zu er­
fassen. Wenn von der privaten, unter dem Leitstern des Profits stehenden Verfügungs­
macht einiger weniger Großkonzerne über die nahezu gesamte Arbeitsplatz- und Arbeits- 
marktentwicklung abgesehen wird, müssen Vorschläge zu einer »gerechten Verteilung von 
Erwerbsarbeit und Haus- bzw. Eigenarbeit« eher halbherzig bleiben. Zwar wird eine »be­
trächtliche Verkürzung der täglichen Arbeitszeit für alle« verlangt, aber zum notwendigen 
Lohnausgleich wird geschwiegen. Flexibilisierungskonzepten der Unternehmen wird keine 
prinzipielle Absage erteilt. Es ist gar nicht einzusehen, wieso auch bei kürzerer Arbeitszeit 
der »überragende Stellenwert von Erwerbsarbeit abnehmen« soll, bleibt letztere doch die 
entscheidende Basis der Existenzsicherung und Entfaltungsmöglichkeiten des Menschen. 
Unerklärt bleibt auch die Übernahme des konservativen Sprachgebrauchs von der 
»Gleichwertigkeit« der Hausarbeit. Worin soll der gleiche Wert von etwas liegen, was nie 
und nimmer gegeneinander zu ersetzen ist, da für Frauen wie Märmer Hausarbeit kein Er­
satz für das Recht auf Erwerbsarbeit sein darf und das Recht auf Erwerbsarbeit niemand 
von Haus- und Familienarbeit zur eigenen Reproduktion befreien sollte, beides also Werte 
ganz unterschiedlicher Art sind? Von gleichen Werten kaim nur reden, wer in den Katego­
rien von Umverteilung von Lasten unter den Betroffenen denkt und das Ergebnis unter 
dem Aspekt der Verbesserung der Gewinnchancen »unserer Unternehmer« berechnet. 
Wenn schließlich Überlegungen zu einer weiteren, sinnvollen, qualitativ guten, den heuti­
gen Lebensbedürfnissen angemessenen Vergesellschaftung von Haus- und Familienarbeit 
nebulös oder ausgespart bleiben, wenn der Mensch als von der Geburt bis zum Tod sozia­
les, von der Art seiner gemeinschaftlichen Umgebung abhängiges Wesen wenig in den 
Blick rückt, dann kann der grundlegende Unterschied einer sozialdemokratischen Pro­
grammatik der Gleichstellung zwischen Mann und Frau zu der der CDU nicht hinreichend 
klar werden und dann können auch die in der Praxis bis dato eher graduellen Unterschie­
de nicht überraschen. Das gilt nicht zuetzt für die im Irseer Programmentwurf hochgehal­
tene Absage an »Gewalt gegen Frauen«, soll diese nicht zu einem Herumkurieren an 
Symptomen verkommen. Was also ist der präzise Inhalt von Gleichstellung?

Zweiter Kernpunkt frauenprogrammatischer SPD-Emeuenmg ist die Absage an die 
Vorstellung, Emanzipation sei allein der Abbau von »Defiziten« der Frauen. In modi­
scher, von Biologismus nicht völlig freier Attitüde wird von »der männlichen Unterord­
nung des Gefühls unter Rationalität« gesprochen — als sei allein die Verzerrung dieser bei­
den immer zusammengehörenden und — wenn vielleicht auch gestört — zusammen funk­
tionierenden Komponenten und nicht auch ihre inhaltliche Ausrichtung auf Verfügbarkeit 
für »unsere Wirtschaft« das Problem. Die notwendige Veränderung des gesamten Systems 
von Produktion und Reproduktion für Männer und Frauen als strategisches Kemelement 
der Emanzipationsfrage dagegen wird nicht benannt. »Wer die menschliche Gesellschaft 
will, muß die männliche Gesellschaft überwinden. (...) ... von einseitigen männlichen 
Denkmustern lösen ...« Ja. Aber mehr und tiefer noch sind die männlichen Denkmuster 
zu überwinden in ihrer Ausrichtung auf Minderwertigkeit des weiblichen Geschlechts und



ihrem damit verwobenen Trainiertsein auf ein Profitsystem. Erst beider Überwindung läßt 
die Frau sie selbst werden und auch den Mann, wie dann das »Weibliche« und das 
»Männliche« in freier Entfaltung erst »menschlich« werden können.

Quotierung und Gleichstellung

Abgesehen von diesen Entwürfen für ein neues Grundatzprogramm setzen viele SPD- 
Frauen und die AsF vor allem auf neue Beschlüsse zur innerparteilichen Quotierung. Be­
flügelt durch die herannahenden Wahlzeiten ebenso wie übervoll vom eigenen »Frust«, in 
der Partei immer nur abgedrängt zu werden, sprechen die Frauen von den Grenzen ihrer 
Geduld und der Glaubwürdigkeit der Partei. Sie verlangen gemäß entsprechender Be­
schlüsse ihrer letzten Bundeskonferenz vom Oktober ’85 eine Satzungsänderung, die nach 
norwegischem Vorbild eine 40-Prozent-Quote für jedes Geschlecht vorsieht und die ver­
bliebenen 20 Prozent dem freien Spiel der Kräfte überlassen wül. Der Nürnberger Partei­
tag wollte mit der Gleichstellung nicht warten, bis sie sich im Zuge ewiger Reformierung 
des Systems von selbst einstellt, und hat nun eine Statutenänderung und eine Prüfung des 
Wahlrechts in Auftrag gegeben. Zugleich sollen ein Stufenplan innerparteilicher Gleich­
stellung für Nachdruck in der Praxis sorgen, der allerdings nicht bindend verpflichtet, 
sondern lediglich »SoU«-Vorstellungen beinhaltet. Noch in den 90er Jahren soll danach 
der Frauenanteil an Mandaten und Funktionen dem Frauenanteil in der Bevölkerung ent­
sprechen.

Außerparteilich soll »Gleichstellung« mit Unterstützung der kommunalen und regiona­
len GleichstellungssteUen weiterentwickelt werden. Doch abgesehen vom Verweis auf die 
Unlust der Männer, Macht abzugeben, fehlt es an befriedigenden Ausführungen zu einer 
neuen Politik, die die reale Lebenssituation einer breiten Schicht von Frauen verbessern 
und ihnen auch in der nächsten Zeit mehr Chancen verleihen könnten, tatsächlich gleich­
zuziehen. Vergeblich ist die Suche nach Kampfstrategien und Initiativen, die den konkret 
stattfmdenden Abbau von Frauenarbeitsplätzen, Kinder- und Sozialeinrichtungen (die ja 
auch den sozialdemokratisch regierten Ländern nicht eben fremd sind) verhindern könn­
ten. Höchst widersprüchlich ist die Bereitschaft der AsF, unvoreingenommen und gleich­
berechtigt mit den Gruppen der außerparlamentarischen Frauenbewegung zusammenzu- 
arbeiten. Denn woher — wenn nicht von dort — soll Druck und Bewegung für Frauen 
kommen? So unverzichtbar innerparteiliche Repräsentanz und Quotierungsmaßnahmen 
sind, in Anbetracht des politischen Kontexts scheint die plötzliche Debatte auch manch 
sonstige Blößen verdecken zu sollen.

... und die leise Integration

Diesen Schwächen zum Trotz aber hat die SPD eine ausgebildete Fähigkeit der leisen Inte­
gration und der Verbreitung heimatlicher Anklänge oder Gefühle. Das »Vergessen« der 
Existenz von Frauen in der Sprache passiert dem Nürnberger Parteitag an kaum einer 
Stelle mehr. Die Frauen der Partei rücken in der Repräsentanz gegenüber der Öffentlich­
keit und auch bei Wahlen nach vorne. Die wohl ausgewählten Farben der den Parteitag 
schmückenden Fahnen lassen ein warmes Lila nicht missen und zeichnen die — vielleicht 
nicht immer faktische, zumindest aber erwünschte — Verbundenheit verschiedener sozia­
ler Kräfte und Bewegungen mit der SPD nach.

Die frauenprogrammatische Erneuerung der SPD trägt so die Spuren der Stärken wie



Begrenzungen sozialdemokratischer, d.h. reformistisch-patriarchalischer Tradition. Für 
die Sache der Frauen bringt sie in jedem Fall Unterstützung und Nachdruck. Speerspitze, 
Impulsgeber oder gar Treibriemen ist sie nicht. Bereitwillig aber nimmt sie reformerisches 
Bestreben auf, erfahren pragmatisch, geduldig und gutwillig sucht sie nach breiten Mög­
lichkeiten der Realisierung, solange sie Rückenwind hinter sich und keine harten machtpo­
litischen Widerstände vor sich weiß. Auf explizite Ermunterung an autonomes und eigen­
ständiges Handeln der Frauen und Frauenbewegung verzichtet sie lieber, was letztere nicht 
ihrerseits zum Verzicht veranlassen muß.

Wenn der Emanzipationsbegriff nicht seines Inhalts beraubt werden soll, so hätte jede 
fortschrittliche Frauenpolitik den theoretisch und praktisch untrennbaren Zusammenhang 
von mehr Gleichstellung oder Gleichberechtigung und Befreiung aus allen Abhängigkeiten 
zu formulieren und herzusteUen. Es müßte die Gesellschaft feministisch und sozialistisch 
neu strukturiert werden und dies unter Berücksichtigung des dialektischen Wechselver- 
hältnisses zwischen beiden. Dies wird nur gelingen, wenn Produktions- und Reproduk­
tionsbereich in ihren wechselseitigen Bezügen für Frauen und Männer verändert und neu 
strukturiert werden, so daß beiden Geschlechtern gleichermaßen eigenständige Lebenssi­
cherung möglich wird und beiden gleichermaßen Beruf, Familie, Gesellschaft und Politik 
als Lebensfeld offenstehen.

Die hauptsächlichen politischen Eingriffsmöglichkeiten und Kampfaufgaben lägen 
dann in der Garantierung des Rechts auf (voll bezahlte, ganztägige) Erwerbsarbeit für 
Frauen wie Männer, in der allgemeinen radikalen Verkürzung der täglichen Arbeitszeit 
(bei vollem Lohnausgleich), dem Ausbau qualitativ neuwertiger gesellschaftlicher Einrich­
tungen für Kindererziehung, Hausarbeit, soziale und andere Dienstleistungen, einer glei­
chen Aufteilung von Haus- und Familienarbeit und damit auch einer parallelen Überwin­
dung traditioneller Rollenverteilung in allen Lebensfeldem. Um der Ausbeutung und Un­
terdrückung der weiblichen Sexualität bzw. des weiblichen Körpers ein Ende zu bereiten, 
bleibt das Selbstbestimmungsrecht der Frau beim Schwangerschaftsabbruch und die Strei­
chung des §218 eine unverzichtbare Schlüsselforderung. Um Frauen gleiche Teilhabe in al­
len Lebensbereichen, an Demokratie und Macht zu erschließen, ist in Verbindung und pa­
rallel zu solcher Politik Quotierung und Frauenförderung ein Instrument und Mittel posi­
tiver Diskriminierung, das historische Nachteile aufholen und gleiche Startchancen erst 
hersteilen kann. Dies ist dauerhaft zu sichern und Fremdbestimmung in Arbeit, Familie 
und Gesellschaft ist erst dann aufzuheben, wenn Demokratie auch ökonomisch und sozial 
gilt, d.h. wenn und in dem Maße wie die private Verfügungsgewalt über die Produktions­
mittel unserer Gesellschaft und die Verwendung des gesellschaftlichen Reichtums einge­
schränkt und überwunden wird. Ohne ein prinzipielles Bekermtnis zum eigenständigen 
Handeln der Frauen und außerparlamentarischen Frauenbewegung, ohne gleichberechtig­
te, auf Sonderbeachtung verzichtende aktive Mitarbeit in ihr, ist an Verwirklichung all 
dessen nicht zu denken.



Hermann Glaser

Was heißt und zu welchem Ende betreibt man Kulturpolitik?
Eine Auseinandersetzung mit dem Kulturteil des SPD-Grundsatzprogrammentwurfs

Eine Leistungsbilanz zur Kulturförderung, vorgelegt von der Bundesregierung, macht 
deutlich, daß im laufenden Jahr rund 500 Millionen DM aus dem Bundeshaushalt für 
Kulturpflege ausgegeben werden. Das sind 0,19 Prozent. Diese Relation, so Die Zeit, 
drücke ganz gut aus, wo die Kultur »in diesem unserem Lande, von Bonn aus betrachtet, 
ihren Platz hat: hinter dem Komma«. Eine Null vor dem Komma kaim auch die kulturpo­
litischen Interessen der Parteien und »gesellschaftsrelevanter« Organisationen (Gewerk­
schaften, Kirchen, Unternehmer etc.) sowie die kulturpolitischen Perspektiven der Kultus­
ministerien charakterisieren. Es überwiegen schulpolitische Gesichtspunkte; ansonsten ne­
ben finanzstatistischen Erfolgsmeldungen im Bereich der Subventionen bestenfalls gutge­
meinte, auf abendländische oder heimatliche Kulturgüter rekurrierende »Betreuungsab­
sichten«. Reale Utopien werden nicht vorgelegt, Visionen im Zuständigkeitsgerangel er­
stickt. Die Ermutigung für eine Kulturpolitik der »Gegenentwürfe«, unangepaßter Phan­
tasie und experimenteller Wagnisse fehlt. »Singt die Lieder, die man aus eurem Munde 
nicht erwartet!« — statt dessen der Sing-out-Optimismus des spätgeborenen Herrn K, der 
zwar für Geschichte schwärmt, aber politische Kultur von Skandal zu Skandal herunter­
handelt.

Man tut sich schwer, werm man Namen amtierender Kultusminister aufzählen soll, die 
als »bewegende Kraft« (iimovatorisch, antizipatorisch, provokativ) fungieren. Man erin­
nert sich wehmütig an den längst ausgeschiedenen Werner Remmers (CDU), der, dabei 
nicht nur seine kulturpolitischen Erfahrungen resümierend, davon sprach, daß viele Men­
schen ein so dickes Fell hätten, daß sie auch ohne Rückgrat stünden. Der konservative 
Hans Maier (CSU) ist zwar ein herausragender Wissenschaftler und politischer Publizist, 
zudem Organist, hat freiMch wenig Einfluß auf die Kulturpolitik des bayerischen Kabi­
netts, die im Zeichen von Franz-Josef Strauß steht. Dessen Formulierungskraft ist immer­
hin — gegenüber dem Schaumberg Kohl — ein positives (bajuwarisch-folkloristisches) 
Phänomen; die Gehalte jedoch stammen aus der aufklärungsfeindlichen Hinterwelt, die 
sich neuerdings mit einer aus dem Bauch argumentierenden, zwischen links und rechts 
oszillierenden Postmoderne verbindet. Das Grundsatzreferat des CSU-Vorsitzenden und 
bayerischen Ministerpräsidenten anläßlich der Regionalbeauftragtenkonferenz des 
Goethe-Instituts am 12. Juni 1986 in München ist ein sprechendes Beispiel für das, was 
politische Hinterwelt sich unter Kulturpolitik vorsteUt. So werm Strauß befriedigt hervor­
hebt, daß bei einem Symphoniekonzert, das ein deutsches Orchester in einer schwarz-afri­
kanischen Hauptstadt gab, ein einheimischer Besucher geäußert habe; »Ein deutsches 
Symphonieorchester, das ist für uns nicht nur Musik, sondern auch eine Lehre in Engage­
ment und Disziplin.« Daß die Klassik von Abendländern mit ästhetischer Strategie gleich­
gesetzt wird — »Organisation« chaotischer Stoffe und undisziplinierter Menschen durch 
kulturellen Schliff und Drill (»Weimar ist Potsdam«) —, stammt genauso aus der finste­
ren Spießer-Ideologie des 19. Jahrhunderts wie die Instrumentalisierung des Guten, Schö­
nen und Wahren für staatsbejahenden »Positivismus«. Letzterer gibt zwar vor, dem 
Schriftsteller z.B. nicht übelzunehmen, »daß er seine Kopfgeburt höher schätzt als die 
Wirklichkeit«, ihn aber nichtsdestoweniger bei Abweichung von konservativer Norm de­
nunziert:



»Seit beinahe zwei Jahrzehnten unterhöhlt ein erheblicher Teil der deutschen schreibenden 
Zunft unseren demokratischen Rechtsstaat, indem seine Grundlagen ständig ‘hinterfragt’, sei­
ne verantwortlichen Persönlichkeiten ständig verunglimpft und seine Institutionen ständig bös­
willig verzerrt dargestellt werden. Diese Schriftsteller und Publizisten haben sich schon wieder 
auf einen deutschen Sonderweg begeben. Sie lehnen trotz aller Lippenbekenntnisse die Einbin­
dung der Bundesrepublik Deutschland in den Westen und in dessen demokratisch-rechtsstaath- 
che Tradition ab, suchen auf ihrer ewigen Jagd nach der ‘Blauen Blume’ das Heil in einem ver- 
blasenen politutopischen Neutralismus und entdecken schon wieder die angebliche besondere 
Affinität der Deutschen zu den politischen und kulturellen Strukturen des europäischen 
Ostens.«

In der Suada des bayerischen Gralshüters, in der eiruge unverstandene kulturhistorische 
bzw. kulturphänomenologische Begriffe (»blaue Blume«) wie Gallensteine eingeklemmt 
sind, schwimmt all das heran, was als offizielle Fehlinterpretation des deutschen Geistes 
einen einschlägigen fatalen Ursprung hat. Durchschlagend wirkungslos erweisen sich etwa 
die Denk- und Gefühlsmuster der deutschen Literatur. Ein Politiker wie Franz-Josef 
Strauß vereinnahmt Naiv-Tiefgründiges, Komplex-Urbanes, Geheinmisvoll-Dunkles, Iro­
nisch-Zerrissenes, Antinomisch-Hintergründiges, Dämonisch-Surreales und macht daraus 
hohle Affirmation. Die vielschichtige, vielstimmige, widersprüchliche und vieldimensiona­
le Kultur-Partitur, die geeignet wäre, im Siime von Karl Marx den erstarrten Verhältnissen 
die eigene Melodie vorzuspielen und sie auf diese Weise zum Tanzen zu zwingen, wird auf 
das Unisono einer einfältigen Politmelodie reduziert. F.J.S.:

»Ich ... verweise in diesem Zusammenhang auf Gestalten der deutschen Geistes- und Literatur­
geschichte wie Claudius, Humboldt, Novalis, die Brüder Schlegel, Eichendorff, ja sogar 
E.T.A. Hoffmann und Kafka, die sich mit den Zwängen der Lebenswirklichkeit abfanden, ja 
sich sogar wohlfühlten.«

»Wohlfühlen« bedeutet: das schwierige Geschäft (»imvoUendete Projekt«) der Aufklä­
rung einstellen und sich zum Frischwärts einer warenästhetisch verpackten Politik zu be­
kennen, die weltanschaulich wie parteiprogrammatisch unter dem Motto »Es-ist-erreicht« 
das Trugbild von der besten aller Welten vorgaukelt. Die Saturierten sollen sich auf dem 
Polster der Platitüde wohlfühlen; gefragt ist nicht Sand, sondern Öl für das Getriebe der 
Welt.

In einer Zeit, da sich die Kulturlandschaft immer mehr nivelliert und dialektisch schrof­
fe wie widerspenstige Formationen zum total platten Lande eingeebnet werden sollen, 
hoffen gleichwohl viele weiterhin auf eine aktive kommunale Kulturpolitik; und sie hoffen 
auf die SPD. »Wir wollen, daß sich in den Gemeinden eine kommunale Kultur, eine Kul­
tur der Geselligkeit, des Feierns und der Besinnung erhält oder herausbildet.« Dieser Satz 
findet sich in Kapitel XII (»Auf dem Weg zur Kulturgesellschaft«) im Entwurf für ein 
neues Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands, Irsee Juni 
1986 (alle Zitate daraus im folgenden kursiv). Das Diktum zur kommunalen Kultur macht 
das Dilemma des gesamten Kulturteils deutlich: Die Anstrengung des Begriffs wird nicht 
geleistet. Anstößiges kaum gewagt, der Herausforderung aus dem Weg gegangen. Alles 
fließt. Es gibt eigentlich keine Passage, die »herausfordert«. Helmut Kohl könnte weite 
Teile vortragen; er ist ein vorzüglicher Sprachdarsteiler, wenn es gilt, redundante Vaglieit 
über die Rampe zu bringen. Man stelle sich vor, mit welch überzeugter Emphatik er Sätze 
wie diesen sprechen wöirde: »Die Kultur eines Volkes ist Ausdruck gemeinsamer menschli­
cher Werte, die seinen Zusammenhalt ermöglichen. In diesem Sinne ist die deutsche Kul­
tur vor mehr als tausend Jahren als Teil der gemeinsamen Kultur europäischer Völker ent­
standen und hat sich, bei allen nationalen Besonderheiten, als deren Teil entwickelt.«



Es kommt freilich nicht noch schlimmer, vieles ist wesentlich besser. Und da zudem 
das, was unter Aussparung längst erarbeiteter Schlüsselbegriffe im neuen Programment­
wurf »uferlos« sich verbreitet, gut gemeint ist, soll in Sympathie mit den vorliegenden 
Emanationen eine Ausdeutung versucht werden. Vielleicht kann dadurch deutlich wer­
den, daß wir mit diesem Programmentwurf durchaus »auf dem Weg zur Kulturgesell­
schaft« sind; man muß nur noch dem dort praktizierten Pietismus die Begrifflichkeit ab- 
fordem. Das hülfe auch, den Jargon der Eigentlichkeit abzubauen und Empfindsamkeit 
durch Rationalität zu zügeln. Im Rahmen der nachfolgenden »katechetischen« Würdi­
gung des Programmentwurfs (»Was heißt das?«) können natürlich nur die wichtigsten 
Teile berücksichtigt werden.

I.
»Das Godesberger Programm wies über den Sozialstaat hinaus auf den Kulturstaat.« Das 
mag schon sein; entscheidend ist aber heute (und zwar in aüer Welt), daß der Sozialstaat 
nicht auf den Kulturstaat zu transzendieren hat, sondern der »ästhetische Staat« unter 
Aufhebung sozialer wie mentaler Verelendung um die Totalität von Humanität sich be­
müht. Das bedeutet, daß man endlich das »Bürgerrecht Kultur« (dem »Bürgerrecht Erzie­
hung« ähnlich) zu verwirklichen trachtet. So lange z.B. die Berufsschulen fast ausschließ­
lich fachorientiert sind, wird dem größten Teil der Jugend die »Aneignung der Kulturgü­
ter« verweigert. Gerade angesichts der Zukunft der Arbeitsgesellschaft (über die sich im 
Programmentwurf sehr einleuchtende Feststellungen finden — freilich nicht im Kulturteil) 
wird es darauf ankommen, kommunikative und kreative Kompetenz zu vermitteln, die so­
wohl die ich-starke Rezeption von Kunst wie die kulturelle Selbsttätigkeit ermöglichen.

»Kultur besteht fü r  Sozialdemokraten nicht in der Pflege des Wahren, Schönen und 
Guten durch eine kleine Schicht. Kultur darf nicht Besitz einer Elite sein, sie muß alle ge­
sellschaftlichen Bereiche durchdringen.« Die Demokratisierung und »Sozialisierung« des 
Guten, Schönen und Wahren bedarf einer Handlungsstrategie, die nicht den Abstieg von 
den Gipfeln zu bewirken trachtet, sondern den Weg zu den Gipfeln für alle begehbar 
macht. »Kultur für alle« ist eben nicht nur Alltagskultur. Wenn das Parteiprogramm aus 
der richtigen Feststellung, daß Kultur nicht Besitz einer Elite sein darf, folgert: »Kultur er­
weist sich daher im Alltag, im Verhältnis von Menschen zueinander, zur Natur, zu den 
Gegenständen des täglichen Gebrauchs, zu Wohnung, Kleidung, Ernährung, zur Arbeit 
und Erholung, Kultur manifestiert sich im Umgang mit Dingen, Pflanzen, Tieren, vor al­
lem aber im Umgang von Menschen mit Menschen« — wenn das Parteiprogramm auf 
diese Weise die »Alltäglichkeit« von Kultur beschreibt, wird eine ganz wichtige Aufgabe 
der Demokratisierung von Kultur verkannt. Niemand wird bezweifeln, daß die hier be­
schriebenen kulturellen Möglichkeiten (Wohnung, Kleidung, Ernährung) wichtig sind; 
entscheidender aber ist es, die Kultur hoher ästhetischer Qualität allen zugänglich zu ma­
chen. Die revolutionäre Wirkung von Kunst besteht eben darin, daß sie Kunst ist (und 
nicht ein gutgemeintes Triviales). Dies bedeutet, daß sich die SPD auch eindeutig und 
nachdrücklich zur künstlerischen Spitzenleistung bekennen sollte, die aber eben potentiell 
für jeden (und darin besteht die Demokratisierung) erbracht wird. Demnach gibt es auch 
keine »bürgerliche Kultur« — ein Mißverständnis, das nach wie vor in sozialdemokrati­
schen alternativen Kreisen spukt. Es gibt freilich eine Kultur, die von bürgerlichen Kreisen 
vor allem im Laufe des 19. Jahrhunderts usurpiert wurde und die Herbert Marcuse affir­
mative Kultur nennt.



»Die Kultur einer Gesellschaft war in der Geschichte häufig Resultat ökonomischer 
Prozesse oder Ausdruck ökonomischer Macht.« Wenn man in einem Parteiprogramm 
auf die Unterbau/Überbau-Relation rekurriert (dagegen ist nichts einzuwenden), sollte 
man zugleich im Sinne der emanzipatorischen Bedeutung von Kultur herausstellen, daß 
Kultur als Überbauphänomen in der Lage ist, den Unterbau zu verändern. Karl Marx 
zeigt am Beispiel der griechischen Kultur, die ökonomisch gesehen eine Sklavenhalterge­
sellschaft war, daß das »richtige« Bewußtsein die sozioökonomischen Strukturen zu ver­
ändern mag.

»Auch die Form von Informationsgesellschaft, wie sie von Konservativen propagiert 
wird, wäre geprägt durch die Gewinninteressen derer, die neue Medien und Informations­
systeme einrichten, beherrschen, vermarkten und zum Ausbau ihrer Macht nutzen, wäh­
rend menschliche Bedürfnisse und Fähigkeiten sich dem Medienbetrieb einpassen oder 
verkümmern müßten.« Sieht man davon ab, daß die SPD eine solche Informationsgesell­
schaft lange Zeit kritiklos hinnahm und damit förderte (die Verkabelung der BRD hätte 
sonst nicht so rasch um sich greifen köimen), so wird die Emanzipationskraft der neuen 
Medien verkannt. Eine generelle Definition der Gefahr, die der Informationsgesellschaft 
droht, müßte die konkrete Aussage zum Pendant haben, daß alle emanzipatorischen Be­
mühungen, etwa der bundesdeutschen »freien Radios« (als GeseUschaftsfunk, als Lokal­
radio, als Hörerradio, als basisorientiertes Radio), zu unterstützen sind. Im Sinne von Bert 
Brechts Radiotheorie: »Der Rundfunk ist aus einem Verteilungsapparat in einen Kommu­
nikationsapparat zu verwandeln. Der Rundfunk wäre der denkbar großartigste Kommu­
nikationsapparat des öffentlichen Lebens, ein ungeheures Kanalsystem, d.h., wenn er es 
verstünde, nicht nur auszusenden, sondern auch zu empfangen ...«

» Wir wollen keine von ökonomischen Interessen manipulierte Kultur, sondern eine 
Wirtschaft, die sich als Teil einer Kulturgesellschaft versteht und verhält.« Utopien sind 
sinnvoU, doch sollte es sich um reale Utopien handeln. Absurd die Fata Morgana einer 
Wirtschaft, die sich selbst aufheben müßte. Die Axiomatik ist zu unterschiedlich: Ein Sy­
stem wie das einer Wirtschaft, die auf Profitmaximierung beruht, das den Mechanismen 
des Marktes unterliegt, kann nicht zugleich mit dem »System Kultur« identisch sein. 
Durch rigorose Maßnahmen muß dcifür gesorgt werden, daß das »System Kultur« zumin­
dest neben dem »System Wirtschaft« zu existieren vermag, also nicht (etwa durch »Kul­
turindustrie«) vereinnahmt wird. In diesem Sinne müßte das Parteiprogramm die notwen­
digen Lebens- und Überlebensbedingungen für das System Kultur aufzeigen; etwa for­
dern, Kulturarbeit nicht mehr als »freiwiUige Leistung«, sondern als Pflichtaufgabe der 
öffentlichen Hand zu definieren und zu finanzieren.

» Wenn Kultur sich im Umgang von Menschen mit Menschen erweist, muß sich Kultur­
gesellschaft zuerst bewähren in der Art, wie sie sich denen zuwendet, die sich nicht selbst 
helfen können: Kindern, Alten, Kranken, Behinderten, Verfolgten. Eine solidarische Kul­
turgesellschaft nimmt sich der Schwachen nicht nur an, weil sie es ihnen, sondern weil sie 
es sich selbst schuldig ist. Kultur muß sich auch im Verhältnis zur Natur bewähren durch 
behutsame Pflege, die auf Eigengesetzlichkeiten Rücksicht nimmt. Dies beginnt bei der 
Agrikultur.« Kulturpolitik kann nicht dadurch legitimiert werden, daß sie alle Bereiche 
der Politik (von der Sozial- bis zur Landwirtschaftspolitik) überwölbt. Präzisiert muß wer­
den, was Kulturpolitik meint. Die hochentwickelte Industriegesellschaft läuft Gefahr, die 
Notwendigkeit der Postmaterialität zu versäumen. So ist zum Beispiel Sozialpolitik vor al­
lem darauf ausgerichtet, die wirtschaftliche und soziale Situation zu verbessern; sie beach­
tet dabei zu wenig die Gefahr mentaler Verelendung.



»Kultur ist auch Ergebnis menschlicher Arbeit. Die Qualität der Arbeit ist zugleich Zei­
chen und Bestandteil von Kultur. Auch wenn Mühe und Selbstdisziplin immer zur Arbeit 
gehören werden, muß Arbeit als sinnvoll erfahrbar sein.« Kulturpolitik sollte sich nicht 
dazu aufspielen, Sonntagssätze zu allen Lebensbereichen zu verkünden. Die kulturpoliti­
sche Frage in der gegebenen historischen Situation lautet: Welche Rolle haben Kultur und 
Kulturpolitik angesichts der Zukunft der Arbeitsgesellschaft zu spielen? Ausgangspunkt 
ist die Forderung auf eine gerechte Verteilung der zunehmend knapper werdenden Arbeit. 
Dem Recht auf Arbeit entspricht die Notwendigkeit, für die jeweils (noch) in Frage kom­
mende Arbeit qualifiziert zu sein. Darüber hinaus muß der Mensch in die Lage versetzt 
werden, »Kompetenzen« für die sinnvolle Nutzung freier Zeit erwerben zu können. »Be­
tätigungsfelder« sind zu schaffen — wobei Tätigkeit (Meta-Arbeit) den reduzierten, meist 
nur auf ökonomische Sicherung ausgerichteten Arbeitsbegriff aufhebt.

Eine komparative wie historische Anthropologie mag zu dem Ergebnis kommen, daß 
der Mensch keineswegs Arbeit für seine Identitätsfindung und seine Identitätsbildung be­
nötigt. Auch die abendländische Geschichte bietet genügend Beispiele dafür, daß der 
Mensch ohne Arbeit durchaus sinnvoll und sirmerfüllt leben kann — zumal »Arbeitsnot­
wendigkeit« vielfach in unmenschlichen Lebensbedingungen ihren Grund hatte. Dement­
sprechend haben sich die Herrschenden bemüht, in den Genuß von Arbeits-losigkeit zu 
gelangen. Für diejenigen, die die Arbeit leisten mußten (z.B. die Sklaven, später die 
Lohnsklaven) bestand kaum eine Chance, je von der einen in die andere Sphäre zu gelan­
gen. Mit der Industrialisierung kam für die »Lohnsklaven« die reale Utopie zum 
Vor-Schein, unter menschenwürdigen Bedingungen an Freizeit partizipieren zu können, 
das heißt, einen Lebenssinn zu finden, der in einem Bereich jenseits von Arbeit lag. War 
mit Hilfe von Arbeit und Klassenkampf, so Karl Marx, die auferlegte Entfremdung über­
wunden, waren die Expropriateure expropriiert, rückte das Paradies auf Erden in den Be­
reich von Wirklichkeit. Dort »arbeitete« man nicht mehr; dort war man »tätig« — in 
Überwindung der zugewiesenen not-wendigen (entfremdeten) Arbeit. Im Zeichen von 
Ausbeutung (Kapitalismus) wird der Mensch mit Hilfe von Arbeit unterjocht; jedem wird 
ein bestimmter ausschließlicher Kreis von Arbeit aufgedrängt, aus dem er nicht heraus­
kommt:

»Er ist Jäger, Fischer oder kritischer Kritiker und muß es bleiben, wenn er nicht die Mittel zum 
Leben verlieren will — während in der kommunistischen Gesellschaft, wo jeder nicht einen 
ausschließlichen Kreis der Tätigkeit hat, sondern sich in jedem beliebigen Zweig ausbilden 
kann, die Gesellschaft die allgemeine Produktion regelt und mir eben dadurch möglich macht, 
heute dies, morgen jenes zu tun, morgens zu jagen, nachmittags zu fischen, abends Viehzucht 
zu treiben, nach dem Essen zu kritisieren, wie ich gerade Lust habe; ohne je Jäger, Fischer, 
Hirt oder Kritiker zu werden.«

Die Vision, die dergestalt Karl Marx im nachgelassenen Fragment »Deutsche Ideologie« 
(1846) beschreibt: nämlich die Überwindung des Sichfestsetzens der sozialen Tätigkeit, 
»diese Konsolidation unsres eigenen Produkts zu einer sachlichen Gewalt über uns, die 
unserer Kontrolle entwächst, unsere Erwartungen durchkreuzt, unsere Berechnungen zu­
nichte macht« —, also die Eröffnung eines anthropozentrischen humanen Entwick­
lungspfades, orientiert sich eigentlich an Lebensformen der Feudalgesellschaft bzw. der 
Leisure dass, die eben gerade deshalb als sinnvoll erscheinen, weil sie zweckfrei sind. Man 
kaim bald Jäger, Fischer, bald Hirt oder kritischer Kritiker sein und bleiben; kann heute 
dies, morgen jenes tun (morgens jagen, nachmittags fischen, abends Viehzucht treiben), 
ohne dazu durch Lebensnotwendigkeit gezwungen zu sein. Der Sprung in die Freiheit er­



weist sich als ein Sprung aus »Arbeit« in »Tätigkeit«. Müßiggang ist nicht aller Laster An­
fang, sondern im Gegenteü: ein Vorstoß zu humaner Selbstbestimmung.

Kulturpolitische Aufgabe ist es, den reduzierten, eindimensional gewordenen Arbeits­
und Leistungsbegriff auszuweiten, d.h., ein Bewußtsein zu fördern, das die menschliche 
»Totalität« genauso im Auge hat, wie es sich auf die neuen Erfordernisse der veränderten 
Arbeitsgesellschaft einzustellen vermag. Zugespitzt formuliert: Arbeitete man bislang, um 
sich etwas Lebensgenuß verschaffen zu körmen, so wird man lernen müssen zu genießen, 
ohne viel zu arbeiten. Die libidinöse Moral eines postmateriellen Wertesystems (»Genit -̂ 
ßen«) ist nicht egozentrisch zu sehen; es geht darum, eine neue bürgerliche Lebensform zu 
entwickeln, die sowohl die »Freude am anderen« als auch die Hilfe für andere ins Zen­
trum von Tätigsein rückt. Neben die Erwerbsarbeit tritt die gesellschaftliche Tätigkeit, die 
die Kluft zwischen privaten und öffentlichen Leben überbrücken hüft. Selbstbestimmte 
Tätigkeiten im Bereich der Freizeit, der Eigenarbeit und bestimmter Ehrenämter, der 
Nachbarschaftshilfe, Familienarbeit und genossenschaftlichen Kooperation gehören ge­
nauso dazu, wie das weite Feld der soziokultureUen und sozialpsychologischen Tätigkeit, 
die der mentalen Verelendung im Rahmen technologischer Großsysteme entgegenzutreten 
sucht.

»Sport kommt dem Bedürfnis nach Bewegung, Spiel und Wettkampf entgegen und bil­
det vor allem im jungen Menschen den Sinn fü r  Fairness und Teamarbeit... Fördern wol­
len wir eine Kultur des Wohnens. Wohnung soll nicht nur ein Dach über dem K opf bieten, 
sie soll ein Ort sein, an dem die Menschen gesellig und gleichzeitig geborgen sein können 
... Kultur wurzelt auch im Religiösen. Wo religiöse Erbe neu lebendig gemacht wird, ent­
stehen ethische, soziale und künstlerische Impulse, die eine Kulturgesellschaft bereichern 
können.« Der breite Assoziationsstrom des Parteiprogramms überflutet alle Gefilde. »Ir­
gendwie« stimmt dies alles; nur fehlt die Artikulation des erkenntnisleitenden Interesses 
und eine entsprechende Ausprägung in Begriffe, die komplexe Zusammenhänge definie­
ren. Man desavouiert Kulturpolitik, wenn man sie zur Briefkastentante macht, die zu je­
der Lebenslage und jeder Lebensfrage einige besinnliche Ratschläge zu geben vermag. Na­
türlich gibt es eine Wohnkultur, eine Eßkultur, eine Bekleidungskultur und so fort. Nach­
zudenken wäre statt dessen über die RoUe der Ästhetik in der modernen Industriegesell­
schaft. Die »Einzelheiten« ergeben sich daraus. Eine soziale und demokratische Anthro­
pologie sollte sich vor allem mit den warenästhetischen Trivialmythen auseinandersetzen,. 
Die Warenästhetik ist Täuschung, weil mit und in ihr der Anspruch der Ästhetik, Stoff­
lichkeit und Schwerkraft durch Form bzw. »Formalität« überwinden zu können, nur dem 
Scheine nach aufrechterhalten, in Wirklichkeit jedoch ins Gegenteil verkehrt wird. Die 
Warenästhetik kaschiert lediglich die Regression in eine unsublimierte Materialität. In 
Form der Warenästhetik (mit einer für alle plausiblen Bildgrammatik) glaubt jeder, am 
Schönen teilzuhaben; doch erfolgt kein kontinuierlicher Lernprozeß und keine Aufklä­
rung, die Komplexität zu erhellen vermöchte. Frischwärts bedeutet Rückwärts, Reflexion 
geht im sinnlichen Sog verloren. Das Interesse an Mündigkeit wird durch Profitgier über­
lagert. Die Gegen-ständlichkeit als wichtiges Element mensctüicher Identitätsfindung ist 
substituiert durch die Gewalt der Sachen, die zu »haben« jedem Wunsch nach »Sein« vor­
angeht. Die Dinge verfügen über den Menschen. Die Verpackung ist die Botschaft.

»In der Sprache speichert sich menschliche Erfahrung, in ihr äußert sich geistige Diffe­
renzierung. Die Sprache kann aber auch abgenützt werden und zu Klischees erstarren.« 
Ein Parteiprogramm, das sich mit Soziolinguistik beschäftigt — ein verdienstvolles Bemü­
hen —, sollte dies einigermaßen gründlich tun. Eine Sprachkritik, die die Art des Spre­



chens, die man kritisiert, adaptiert;, führt; sich ad absurdum. Es kommt dabei weniger dar­
auf an, ob ein Text gut oder schlecht »formuliert« ist; jeder, der mit Sprache zu tun hat, 
ist gut beraten, wenn er stilistische Toleranz übt. Verlangen karm man aber, daß derjenige, 
der drauflosredet bzw. -schreibt, etwas zu sagen hat — also sich ein Gedankengebäude mit 
Hilfe eines Begriffsgerüsts erarbeitet hat. In den »Leitlinien zur Kulturpolitik«, die (ein 
Beispiel unter vielen) der Düsseldorfer Unterbezirksparteitag 1985 verabschiedete, heißt 
es: »Kunst und Künstler haben eine Verpflichtung gegenüber dieser Gesellschaft, eine Ver­
pflichtung nämlich, der Gesellschaft bei der Meisterung ihrer Pflichten zu helfen (Albert 
Camus). Die Kultur ist nach Herbert Marcuse ein wichtiger Beitrag ‘einer Gesellschaft zu 
ihrer Humanisierung’. Und nach Robert Jungk ist der Künstler der ‘ewige Revolutionär, 
der die Gesellschaft mit dem Anderen, mit dem Zukünftigen, mit dem vorläufig logisch 
nicht Erfaßbaren konfrontieren karm’.« Und an anderer Stelle:

»Kunst und Kultur haben eine wichtige Bedeutung für die Lebenserfüllung und die Findung 
von Reformperspektiven. Sie müssen eine menschenwürdige Gestaltung der Umwelt einfor­
dern, Fehlentwicklungen der Gesellschaft aufzeigen und zu Utopien anregen. Dies gilt heute 
vor allem angesichts einer Periode des tiefgreifenden Umbruchs vieler gesellschaftlicher Wir­
kungszusammenhänge am Ende der traditionellen Epoche. Kultur darf deshalb nicht der 
Rückzug in die Idylle sein oder in die ‘Sonntagskultur’, wie Walter Jens das nennt. Kultur darf 
nicht die Flucht aus den Lebenszusammenhängen, der Ausstieg aus der Gesellschaft oder der 
Rücktritt in die Mythologisierung und Irrationalität sein. Kultur ist nicht die nostalgische 
Sehnsucht in das Gestern einer heilen Welt, nicht die Beschwörung von Ruhe, Ordnung und 
formaler Sicherheit. Kultur muß vielmehr Gegenkräfte mobilisieren gegen eine soziale und kul­
turelle Verarmung, gegen die ‘Unwirtlichkeit der Städte’, gegen die Ausgrenzung von Auslän­
dern und Arbeitslosen, gegen die Zerstörung der Umwelt oder gegen den Wahnsinn der Hoch­
rüstung.«

E contrario wird damit deutlich, was man beim Kulturteil des »Entvmrfs für ein neues 
Grundsatzprogramm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands« grundsätzlich ver­
mißt: Die Plausibilität eines Gedankenganges, der sich mit einer gevwssen Folgerichtigkeit 
entwickelt; den Mut zu Schlüsselbegriffen, die Komplexität zu erfassen trachten (auch 
werm sie für breite Wählermassen nicht »gutdeutsch« klingen). Die Inhalte sind nicht klar 
definiert, nicht konkret auf die aktuelle Situation bezogen; die Einarbeitung historischer 
Erfahrung fehlt genauso wie die Entwicklung antizipatorischer Vernunft. — Es ist natür­
lich richtig, daß »die Sprache ständiger Erneuerung« bedarf — nichts gegen die Ausma­
lung des allgemeinen sprachphüosophischen Ideenhimmels; ein Parteiprogramm müßte 
jedoch danach fortfahren und fragen, warum die Sprachkultur so zurückgegangen ist (et­
wa Kritik am Parlamentarismus wie an der Schule üben, den Verlust der Phantasie wie die 
unaufhaltsame Ausbreitung der Großlegasthenie durch rücksichtslose »Verkabelung« an­
prangern).

»Europa ist unverwechselbar geprägt durch seine vielsprachige, regional unterscheidba­
re und doch gemeinsame Kultur. Wir wollen dazu beitragen, daß sie sich weiter entfalten 
kann. Sie ist Teil einer Weltkultur; aber sie dient dieser Weltkultur nicht, indem sie sich in 
ihr auflöst, sondern indem sie ihre Traditionen und ihre Eigenarten in die Kultur der Welt­
gesellschaft einbringt.« Sticht man mit der Nadel analytischer Vernunft in derartige Auf­
geblasenheiten, bleibt ein Häufchen von Versatzstücken, die beliebig handhab- und mon­
tierbar sind. »Unterscheidbar und doch gemeinsam« — was heißt das? »Nicht aufgelöst, 
aber eingebracht« — was heißt das? Präzise nachzudenken wäre über die Wege und For­
men des Kulturaustauschs; worin Gemeinsamkeiten bestehen und worin nicht. SeelenvoUe



Abendländerei ist sowieso suspekt; sie dient häufig nur dazu, abgrundtiefe Barbarei, wie 
sie gerade ein Produkt des sog. »christlichen Abendlandes« ist, mit prunkvoller Fassade 
zu verstellen. Kulturelle Eriimerungsarbeit sollte da mehr Trauer- als Stolz-Arbeit sein.

Büdung soll »jungen Menschen helfen, in einer hochtechnisierten Welt menschliche 
Grunderfahrungen zu bestehen und daran zu wachsen: Liebe und Zärtlichkeit, Freund­
schaft und Trennung, Krankheit und Tod.« Der Jargon der Eigentlichkeit ist nicht nur an 
dieser Stelle am Werk. Wie »wächst« zum Beispiel Jugend an Krankheit und Tod? Über­
sichtlicher wäre es auch, die Begriffspaare einigermaßen stringent zu ordnen: Liebe und 
Trennung, Freundschaft und Einsamkeit, Lebensfreude und Tod kämen dem (pietisti- 
schen) Sinnzusammenhang wohl näher. Instruktiver wäre zudem solche hochgemute Kul- 
turpathetik, wenn man erführe, auf welche Weise das postmaterielle Tugendsystem zu ver­
mitteln und zu verinnerlichen wäre. Wie sollten etwa die Bildungs-, Kultur- und Sozialorte 
(z.B. Schule, Theater, Krankenhaus, Altersheim) aussehen, damit die Schwerkraft des Le­
bens gemildert werden und Sublimierung um sich greifen kann? Was sind die identitäts­
stiftenden Werte? Wie kann »Aimiut und Würde« gesellschaftspolitisch ermöglicht, die 
»ästhetische Erziehung des Menschen« als Bürgerrecht realisiert werden?

»Alle diese Bildungsaufgaben gehen nicht auf Kosten der notwendigen Vorbereitung 
auf Arbeitswelt und Beruf. Im Gegenteil: In einer Arbeitswelt, in der Teamarbeit gefragt 
ist und im Laufe eines Arbeitslebens sehr verschiedene A u f gaben zu bewältigen sind, wird 
sich beruflicher Erfolg um so eher einstellen, je  weniger eng und einseitig Bildung sich dar­
auf konzentriert.« Erweitert man die Bildungsaufgaben, was ja gut ist (das Parteipro­
gramm betont »Naturkundliches«: die Aufgeschlossenheit für Tier, Landschaft und Jah­
reszeiten), so geht das zur Zeit auf Kosten der Vorbereitung und Ausbildung für den Be­
ruf. Die Schülerinnen und Schüler werden vollgestopft mit Wissensstoff; da ist kein Platz 
mehr für »Zusatzbereiche«. Wenn man eine dem gegensteuernde (sinnvolle) Forderung 
aufstellt, muß man die curriculare Revision angehen — und zwar im Ausmaß einer »ko- 
pernikanischen Wende«.

In dem Kapitel »Medienfreiheit« erfährt man, daß die Medien interessant und informa­
tiv bleiben sollen, jedoch nichts darüber, wie man der Informationsverschmutzung entge­
gentreten kann und wie angesichts der Bilderflucht das allmähliche Verschwinden der 
Wirklichkeit zu verhindern wäre. SoU Telematik (Telekratie) nicht endgültig die »Anti- 
quiertheit des Menschen« bestätigen, muß eine »Kulturrevolution« stattfmden, die den 
Menschen in die Lage versetzt, Gegenkräfte zu entwickeln. Da es so aussieht, daß die 
»Verkabelung« nicht mehr aufzuhalten ist, muß man wenigstens die Menschen mit der 
Freiheit »begaben«, sich von der Medienflut distanzieren zu können. Die »Dialektik der 
Aufklärung« fordert uns dazu auf, eine neue Didaktik für Aufklärung zu entwickeln.

Ich habe nichts dagegen, wenn der deutsche und europäische Film gefördert werden 
soll. Dies ist ein wirtschaftspolitisches Problem. Kulturpolitisch bzw. kulturpädagogisch 
ginge es jedoch darum, den guten Film zu fördern, den »Erlebnisraum Kino« zu erhalten 
bzw. kommunikative Kulturorte zu schaffen, die der Televisionseinsamkeit entgegenwir­
ken. Die Literatur, die die Medienproblematik behandelt, ist höchst umfangreich. An der 
SPD-Kulturprogrammatik ist sie weitgehend spurlos vorübergegangen. Kein Wort über 
Gewalt im Videobereich. Statt dessen: »Der einheimische Kurz-, Dokumentär-, Kinder- 
und Spielfilm muß auch künftig eine Chance haben.« Auf welche Weise? Indem man ...; 
indem man nicht ...

Natürlich ist es schwer, mit einigen Zeilen Kunst zu defmieren. Immerhin gibt es eine 
Reihe wichtiger ästhetischer Theorien — von Friedrich Schiller bis Herbert Marcuse und



Th. W. Adorno. Im Programmentwurf heißt es, daß Kunst kein Schnörkel an der Fassade 
der Leistungsgesellschaft sei, sondern als eine notwendige Äußerung eines menschenwür­
digen Lebens sich erweise. Da ist einiges durcheinandergeraten. Der Parteiprogrammati- 
ker meint wohl: Kunst ist notwendig, da sie mit ihren »Ävißerungen« (die Gedanken- und 
Gefühlsräume sinnlich erschließen) die reale Utopie eines menschenwürdigen Lebens zum 
Vor-Schein bringt. In diesem Sinne ist Kunst eine Teil des »Prinzips Hoffnung«. Wenn die 
Trompete im »Fidelio« ertönt, so Ernst Bloch, erklingt immer die Marseillaise. Die Bilder 
der Kunst sind Sinn-Bilder. Sie können in der Tat »ein Gegengewicht gegen Abstump­
fung, Vereinsamung und Banalisierung des Alltags« sein. Vor allem aber sind sie ein Ge­
gengewicht zu dem Versuch der Politik totalitärer, autoritärer, aber auch demokratischer 
Provenienz, den Menschen zu manipulieren. Wo Es war, soll Ich werden. Kunst kann Ich- 
Stärke vermitteln, indem sie den Menschen über sich, über die Mitmenschen wie über die 
Welt aufklärt.

Mit Überraschung liest man: »Kunst lebt vom Engagement, der Eigenwilligkeit, Radi­
kalität und Verschiedenartigkeit von Menschen, von der Sehnsucht nach Schönheit, Sinn­
lichkeit, Freiheit und Glück, von Gesten und Entwürfen, mit denen wir Wirklichkeit 
wahrnehmen, aber auch aus der Routine des industriellen Alltags ausbrechen.« Wie man 
mit »Gesten« und »Entwürfen« Wirklichkeit wahrnehmen bzw. aus der Routine des in­
dustriellen Alltags auszubrechen vermag, müßte expliziert werden. Wahrscheinlich hat 
wieder einmal die begriffliche Trennschärfe des Programmschreibers ausgesetzt. »Verges­
sen« wurde auch, daß Kunst vor allem von ihrer künstlerischen Qualität lebt, weshalb 
Staat und Gesellschaft nicht nur Kunst, sondern auch den Künstler fördern sollten. 
»Schönheit« ist in diesem Zusammenhang ein viel zu enger Begriff. Zudem wird der 
künstlerische Formtrieb, seine Sublimierungs- und Verdichtungsfahigkeit, mit »Sehn­
sucht« sehr vage beschrieben. Welche Rolle die »Gesten« in diesem Zusammenhang zu 
spielen haben, bleibt genauso unverständlich wie die Feststellung, daß die Kunst vom 
»Glück« und von »Entwürfen« lebe. Daß dem Künstler, wenn der Mensch in seiner Qual 
verstummt, ein Gott zu sagen gibt, was er leidet, ist poetisch übertrieben; etwas besser wä­
re damit freilich die künstlerische Befindlichkeit schon umschrieben. Aus »Entwürfen« 
lebt die Kunst sicherlich nicht; sie führt zu Entwürfen — zu Entwürfen, die häufig nicht 
Wirklichkeit spiegeln, sondern Gegenwelten, Alternativen aufzeigen. In diesem Sinne ist 
Kunst das »ganz andere«.

»Die Moderne hat unterschiedliche Kunststile geschaffen; regional geprägte Volkstradi­
tionen, klassische und romantische Kunst, die Antiformen der Protestkulturen und die 
modernen Medien entwickeln sich getrennt und beeinflussen sich gegenseitig.« Der Streit 
über das »unvollendete Projekt der Moderne« ist voU im Gange. Zumindest ein paar Auf­
sätze darüber sollte einer, der sich ein Parteiprogramm ausdenkt, schon gelesen haben. 
Übrigens: Die regional geprägten Volkstraditionen sind nicht ein Produkt der Moderne, 
sondern fast ausschließlich im Aufstand gegen sie bedeutsam geworden. Die klassische 
und romantische Kunst gehört nicht zur Moderne; sie stehen am Anfang einer Entwick­
lung, die in der Moderne aufgipfelte. Wenn die Protestkulturen Antiformen sind, müßte 
man auch sagen, gegen was sie sich wenden. Die Moderne ist, nebenbei, weitgehend iden­
tisch mit Protestkultur. Der Impressionismus, der Naturalismus, der Expressionismus, der 
Surrealismus wenden sich gegen die affirmativ-erstarrten Formen des Sehens, Fühlens und 
Denkens. Daß Stile sich getrennt entwickeln und gegenseitig beeinflussen, gilt irgendwie 
immer. Erfreulich, daß die SPD keine »Einheitskultur« will; Konservative wollen dies 
durchaus. Gegen sie wäre zu argumentieren.



» Wir sehen in den Menschen jeden Alters und Geschlechts nicht nur mehr oder minder 
verständige Konsumenten von Kunst; wir möchten, daß sie ihre eigenen schöpferischen 
Fähigkeiten entdecken und entfalten.« Der Segen für die Amateurkunst hängt schief. 
Herauszustellen wäre, daß Kulturpolitik dichotomisch angelegt ist:

— Zum einen muß sie mit allem Nachdruck um hohes und höchstes ästhetisches Niveau 
besorgt sein. Institutionenkritik — Kritik an Theater, Kritik an der Kunsthalle, am Mu­
seum ... — ist immer dann berechtigt, wenn diese hohe Qualität des Ästhetischen (im Sin­
ne einer umfassenden Ästhetik verstanden, die nichts mit Formalismus zu tun hat) verlo­
rengeht und durch die Mediokrität der Anpassung ersetzt wird. Diese Kultur hoher Quali­
tät wird angeeignet, indem man nach-denkt, nach-fühlt, nach-»sieht«. Das Bürgerrecht 
Kultur wiH alle Menschen, nicht zuletzt via Erziehung, in die Lage versetzen, ein verständi­
ger Rezipient (nicht Konsument, das ist bereits abwertend!) zu sein.

— Zum anderen wendet sich Kulturpolitik den kreativen Fähigkeiten eines jeden zu; 
diese müssen gefördert werden. Vor allem in den letzten zwei Jahrzehnten wurde ein Viel­
zahl von Modellen entwickelt, die die Möglichkeiten für eme Verwirklichung von Massen­
kultur (ohne Anführungszeichen) erfolgreich vorausaufklärten. Dem SPD-Parteipro- 
grammatiker fäUi dazu leider nur ein »lebendiges Vereinswesen« ein; die Altemativkultur, 
die Soziokultur bleiben unbeachtet. Leicht hätte er bei der Geschäftsstelle der »Kulturpoli­
tischen Gesellschaft« erfahren können, welche »Topoi« hier in Frage kommen. Die vielen 
Gruppen, die seit Jahrzehnten, oft wenig unterstützt vom sozialdemokratischen Parteiap­
parat, in der Kulturlandschaft viele Blumen zum Blühen gebracht haben, hätten durch un­
terstützende Erwähnung honoriert werden müssen.

Der Entwurf eines Parteiprogramms ist eine schwierige Sache, es soll klug, kurz und all­
gemein verständlich sein. Die römische Spmchweisheit — rem tene verba sequentur — 
könnte da weiterhelfen: Halte die Sache fest, die Worte folgen. Die »Sache« nämlich 
könnte man kollektiv erarbeiten, indem man eine fundierte Stoff- und Beispielsammlung 
anlegt, die relevante Literatur durchsieht, wichtige Schlüsselbegriffe registriert, diskutiert, 
problematisiert, instrumentalisiert. Voraussetzung wäre freilich ein steter Diskurs der 
SPD-Führungskreise mit denjenigen, die Kultur ausüben und Kulturpolitik eirügermaßen 
kompetent betreiben. Ad hoc läßt sich Substanz schwerlich herbeizitieren. Positive Ansät­
ze in der Vergangenheit sind durchaus gegeben. Die schon erwähnte »Kulturpolitische Ge­
sellschaft« ist zwar keine SPD-Einrichtung, doch jederzeit offen für Beratung. Der Partei­
vorstand hat 1981 Reinhold Schattenfroh beauftragt, »Materialien zur Kulturpolitik« zu- 
sammenzusteUen. Das Ergebnis war eine interessante Tour d’horizon der kulturpolitischen 
Landschaft. Es liegen vor die Arbeitsergebnisse vieler kulturpolitischer Arbeitskreise und 
Arbeitsgruppen innerhalb der SPD. Ein »Kulturforum« der SPD entstand. Und dann das 
weite Praxisfeld kommunaler Kulturpoütik. Die Veröffentlichung des Deutschen Städte­
tages, des Instituts für Urbanistik. Das allgemeine Schrifttum. Und darm dieses Ergebnis! 
Man sollte sich jedoch nicht entmutigt fühlen, denn am Ende des Abschnitts »Politische 
Kultur« heißt es ja: »Wirsetzen auf Weggenossen, die ihre Unabhängigkeit wahren und 
uns kritisch begleiten wollen.« Eine solche Hoffnung soll nicht enttäuscht werden, wie 
auch dieser Beitrag beweist. Ich frage mich nur: Hätte man nicht schon etwas früher auf 
die Weggenossen setzen sollen, damit ein Text entstanden wäre, der den »Weg zur Kultur­
gesellschaft« präziser und damit inspirierender beschreibt? Man sollte verstärkt auf das 
Kohl-Syndrom innerhalb der SPD achten: Kohl in uns selbst bekämpfen. Die Begriffslo- 
sigkeit wächst und wächst. Nun kommt es darauf an, im Schaumteppich wieder Grund zu 
fassen.



II.
In einer »zweiten Runde« sei das, was assoziativ-kritisch zum Entwurf des Kulturteils im 
neuen Grundsatzprogramm der SPD vorgebracht wurde, mit einiger Systematik »positiv« 
zusammengefaßt und ergänzt, abzielend auf Leitlinien einer ums »Bürgerrecht Kultur« 
bemühten, somit wohl sozial-demokratischen Kulturpolitik.

1. Demokratisierung und Sozialisierung des kulturellen Zeichen- und »Kürzel«-Sy- 
stems. Um die »Sprache der Kunst« verstehen zu können, benötigt man kulturelle Kermt- 
nisse, vor allem aber muß man sich in Kultur einüben können. Das bedeutet Verfügbar­
keit über die »Kürzel« und die Fähigkeit, diese zu entschlüsseln; Aufnahmefähigkeit für 
neue kulturelle und künstlerische Signale; geistiger und seelischer Nachvollzug; Vermögen, 
sich auszudrücken, sich zu artikulieren, seine Kreativität zu leben. Ästhetik in diesem Sin­
ne muß hineingesprengt werden in den Alltag, in die stereotypen Szenarien und Zwänge 
unseres Lebens, damit die »Stunden wahrer Empfindung« häufiger schlagen, Augen- 
Blicke, da das Schöne, Gute und Wahre (jenseits einer affirmativen, systemstabiHsieren- 
den Vereinnahmung) auf- und vor-scheint und sich die Begegnung des Menschen mit der 
Idee vollzieht. In der Handlungsperspektive bedeutet dies:

— Dezentralisation von »Kulturorten«, in der Stadt und auf dem Lande; Schaffung ei­
ner kulturell dichten Infrastruktur (Kulturläden, Gemeindekinos, Gemeinde-Museen, 
Kulturwerkstätten, Kultur-Jugendzentren, Bürgerhäuser etc.; Schulen sollten in »Nach­
barschaftsschulen«, als Teü von kultureller Gemeinwesenarbeit, »umgerüstet« werden). 
Neben den Mitteln für die Bauinvestitionen (die mit denkmalpflegerischen Maßnahmen 
Hand in Hand gehen können) sind Mittel für die laufenden Kosten und vor allem für die 
personelle Ausstattung notwendig; innerhalb des Berufsprofils des »Kulturarbeiters«, 
Kulturpädagogen, »Animators« können vor allem auch Künstler als Vermittler herange­
zogen werden.

— Kulturpädagogisch muß an den Schulen und Erziehungseinrichtungen kognitiver 
Ballast abgeworfen, mit Hilfe der Reduzierung von Stoffhuberei curricularer Freiraum ge­
schaffen werden — damit kulturelle Bildung (musische Bildung) jenseits des Leistungs­
prinzips möglich wird. Die kulturelle Bildung ist dabei übergreifend zu »organisieren«, al­
so fachdidaktische Isolierung zu vermeiden. Wichtig ist die intensive Kooperation mit au­
ßerschulischen Kultur-Werk-Stätten; diese Partnerschaft kann auch dafür sorgen, daß 
Kulturarbeit innerhalb der Schule entschult wird. (Künstler in Schulen; Kinder- und Ju­
gendtheater; Medienwerkstätten; Wissenschaftsläden; Bücherstuben; Zeitungscafes; Ge­
schichtswerkstätten; Museumsschulen; kunstpädagogische Zentren; Kino-, Jazz- und an­
dere Clubs; Schul-Diskotheken; dazu natürlich die traditionalen Einrichtungen wie Mu­
sikschulen, Malschulen etc.).

Besonderes Augenmerk ist dabei Schulbereichen zuzuwenden, die, wie etwa die Berufs­
schulen, noch weitgehend von kulturellen Bildungsangeboten ausgeschlossen sind. In Er­
gänzung zur Spezialqualifikation sind Kulturangebote notwendig, die dazu motivieren, 
kulturelle und soziokulturelle Kompetenz zu gewinnen, also »postmaterielle« Fähigkeiten, 
wie sie vor allem für eine flexible Industriegesellschaft mit entsprechenden Freizeitmög­
lichkeiten not-wendig sind.

2. Die ästhetische Erziehung des Menschen ist als Gegensteuerung zu Warenästhetik 
und »Verkabelung« als staatliche wie kommunale Pflichtaufgabe zu begreifen. »Jetzt aber 
herrscht das Bedürfnis und beugt die gesunkene. Menschheit unter sein tyrannisches Joch. 
Der Nutzen ist das große Idol der Zeit, dem alle Kräfte fronen sollen.« (Friedrich SchiUer) 
Im demokratischen Staat muß, im Sinne des »Bürgerrechts Kultur«, jeder sich auch ästhe­



tisch »eimichten« können, muß ästhetische Erziehung jenseits der Kulturindustrie mit ili- 
ren Trivialmythen gefördert werden. Die mentalen Bedürfnisse sind — via Kulturpolitik
— ernst zu nehmen und Spiel-Räume für ihre Entfaltung wie Befriedigung zu schaffen.

Dabei können und dürfen nur die kulturdemokratischen Strukturen (einschließlich 
Subventionen) vorgegeben werden, innerhalb derer der Geist dann weht, wie er wül. Die 
freiheitliche Ausübung des »Kulturrechts« im Sinne kritischer Kulturaneignung schließt 
die Ermutigung im besonderen auch der traditionalen Kulturinstitute (wie Theater, Mu­
seum, Bibliothek etc.) zum Nonkonformismus ein. Die öffentliche Finanzierung der Kul­
turinstitute legitimiert sich gerade darm, wenn diese den erstarrten Verhältnissen ihre eige­
ne Melodie Vorspielen, um sie zum Tanzen zu bringen. Mit »Hochkultur« hat dies dann 
nichts zu tun — dann nichts, wenn das, was »auf den Gipfeln« geschieht, nicht elitär-her- 
metisch abgegrenzt wird; der Gesamtheit der Bevölkerung ist (über Kultursubventionen 
wie Kulturpädagogik) der »Weg zu den Gipfeln« einladend zu eröffnen. Nicht Kunst für 
das Volk, sondern Volk für die Kunst ist die Devise!

In der Handlungsperspektive bedeutet dies, daß der Staat wie die Gemeinden als Geld­
geber ihre kulturpolitische Aufgabe nicht inhaltlich zu verstehen haben, sie also ihre Un­
zuständigkeit für das »Programm« ständig durch »Toleranz ohne Proporz« verifizieren. 
Die Schaffung von »Zwischengremien« (Arts Councüs, Kulturbeiräten etc.), vor allem 
auch, was kulturelle Großprojekte wie etwa Ausstellungen betrifft, kann helfen, Kulturar­
beit vom politischen Einfluß zu entkoppeln bzw. Bevormundungsstrategien aufzudecken. 
(Die nach Kriegsende geschaffenen Mittlerorganisationen für den Bereich auswärtiger 
Kulturpolitik, wie etwa Goethe-Institut, Inter Nationes, Institut für Auslandsbeziehun­
gen, körmten auch landespolitischen Organisationsformen als Vorbild dienen.)

Im Medienbereich besteht Gefahr, daß das fortschrittlich organisierte'öffentlich-rechtli- 
che Rundfunk- und Femsehsystem, das dem demokratischen Bildungsauftrag verpflichtet 
ist, kommerziell unterminiert wird, also das verkümmert, was Hörfunk und Fernsehen 
zum »kulturellen Phänomen« machen (Bundesverfassungsgericht 1961). — Innerhalb der 
neuen »Medienvielfalt« sind deshalb vor allem Organisationsformen zu fördern, die als 
»freie Radios« im Sinne der Brechtschen Radiotheorie nicht den Verteilungs-, sondern 
den Kommunikationsapparat im Auge haben.

3. Die Ende der sechziger Jahre einsetzenden kulturökologischen Bemühungen sind 
verstärkt fortzuführen. Kulturökologie wird dabei verstanden als der Versuch, mit kultur­
politischen und kulturplanerischen Maßnahmen in Verbindung mit Stadtentwicklungspla- 
nung »Symbiosen« zwischen Mensch-Mensch (Kommunikation, Sozialisation) und 
Mensch-Umwelt zu erleichtern, also die Stadt vor dem Umkippen in ästhetische Verwahr­
losung zu bewahren. (John Kenneth Galbraith auf dem Städtetag 1971, »Rettet unsere 
Städte jetzt!«; Die Stadt ist in Gefahr, über Profitopolis und Megalopoüs zu Nekropolis 
zu werden — wo sie doch Metropolis sein sollte!)

In der Handlungsperspektive ist Stadt- und Landesplanung mit Kulturentwicklungspla- 
nung zu verzahnen, sind infastrukturelle Maßnahmenkataloge stets auch unter dem kul­
turpolitischen Aspekt zu sehen. Dem kommt in Hinblick auf die Zukunft der Arbeitsge­
sellschaft besondere Bedeutung zu.

4. Antizipatorische kulturpolitische Vernunft (Phantasie) muß sich vor allem der Zm- 
kunft der Arbeitsgesellschaft zuwenden. Im Zeitalter der Mikroprozessoren wird Arbeit 
(im abendländischen Bereich weitgehend mit der »Ressource Sinn« identisch) knapp.

Gesellschaftspolitsch ist ein neuer, und zwar permanenter Lastenausgleich notwendig: 
Arbeit muß gerecht verteilt werden. Das entscheidende Mittel dazu ist Arbeitszeitverkür­



zung (die Lebensarbeitszeit wie Tagesarbeitszeit betreffend). Freizeit definiert sich dann 
zunehmend nicht mehr als Ausgleichs- oder Regenerationszeit, sondern als Möglichkeit 
für humane Selbstverwirklichung. Der ökonomisch, aber auch ideologisch bestimmte Be­
griff »Arbeit« (ein reduzierter, die Entfremdung verinnerlichender Begriff) wird in Rich­
tung »Tätigkeit« (Meta-Arbeit) erweitert.

»Der Erfolg und die emanzipatorische Wirkung von Arbeitszeitverkürzung (natürlich ohne 
Lohnausfall) hängen im übrigen sehr davon ab, ob die Gewerkschaften und auch die Kommu­
nen, politischen Verbände, Kirchen usw. den Menschen in ihrer freigesetzten Zeit Möglichkei­
ten und Rahmenbedingungen zur Selbstgestaltung ihres Lebens und ihrer Lebenswelt, ihrer 
Umwelt und ihrer individuellen und kollektiven Bedürfnisse und Bedürfnisbefriedigung zu bie­
ten wissen. Kurzum, der Arbeitskampf kann sich heutzutage nicht auf die Arbeitsstätten be­
schränken; die Linke, inklusive die Gewerkschaftsbewegung, muß sich des ganzen Menschen 
annehmen und ihm sowohl kulturelle wie gesellschaftspolitische Aussichten eröffnen.« (André 
Gorz)

» Werkstatt« wird dabei zu einem Schlüsselbegriff, Schlüssel-Topos. In ihr vollzieht sich 
selbstbestimmte Tätigkeit als konkretes sinn-volles Tun. Werkstatt bedeutet Ort jeglichen 
Hand-werks; ferner workshop: Theaterwerkstatt, Medien Werkstatt, Öko-Werkstatt, 
Stadtsanierungswerkstatt, GeschichtsWerkstatt, Sozialwerkstatt; Ort der Kreativität; 
Kommunikations- wie Sozialisations-Ort; Kooperative, Genossenschaft. Ein Topos, der 
Sinnerfüllung ermöglicht, der begreifende Handarbeit und sublimierende Geistes- wie Ge­
fühlstätigkeit lokalisiert.

Werkstatt-Arbeit als Meta-Arbeit, als Arbeit im Sinne eines nicht mehr reduzierten, 
sondern wieder vieldimensional gewordenen Arbeitsbegriff (als Tätigkeit eben), muß na­
türlich finanziert werden. Die mit Hilfe der Mikroelektronik und anderer Rationalisie- 
nmgsmaßnahmen, also mit zunehmend geringer werdender menschlicher Arbeitskraft er­
zielten Rationalisierungsgewinne müssen in vertretbarem Umfang (ohne Ausschaltung des 
Konkurrenzprinzips als heilsamer Aktivitätsbelebung) dafür herangezogen werden — in 
Form einer »Tätigkeits-Steuer«. Ein garantiertes Mindesteinkommen, ein »staatsbürgerli­
cher Grundgehalt«, hätte die ökonomischen Folgen des Verlustes von Arbeitsmöglichkeit 
(bzw. verkürzter Arbeitsmöglichkeit) mit auszugleichen.

* * *

Für die Idee einer »neuen« Kulturpolitik hat die Zukunft längst begonnen; hinsichtlich der 
Praxis befindet man sich vielfach erst auf dem Stand des vorletzten Irrtums (etwa in Form 
eines das Schöne, Gute und Wahre im affirmativen Geiste interpretierenden und praktizie­
renden Kulturbewußtsein). Das Selbstbewußtsein der »neuen« Kulturpolitik wurzelt in ei­
ner politischen Anthropologie, wie sie in den Grundwerten des Grundgesetzes zum Aus­
druck kommt; um diese vom Kopf auf die Füße stellen zu können, muß man sie erst wie­
der in die Köpfe der Politiker hineinbringen. Dem dient kulturpolitische Programmatik. 
Hoffentlich!



Günther Horzetzky 

Dimensionslos 
Gedanken zum agrarpolitischen TeU 
des neuen SPD-Gnindsatzprogramm-Entwurfs

»fVas mich beunruhigt, ist der ‘Mangel an Reibung’.«
Johannes Rau im Januar 1986

Reiben wir uns also — an der Agrarpolitik. Als sich die SPD noch Grundsatzdiskussionen 
über ihre Haltung zur Agrarpolitik leistete, da mag es ihr vordergründig ebenfalls »nur« 
um die Mehrheit gegangen sein. Aber solche Parteitage — sei es nun Breslau 1895 oder 
Godesberg 1959 — dienten auch der Abwägung von politischen, sozialen und ökonomi­
schen Argumenten. Über den agrarpolitischen Teil im Entwurf für ein neues Grundsatz­
programm der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands läßt sich dagegen überhaupt 
nicht mehr diskutieren. Er enthält politische, soziale und ökonomische Nicht-Positionen, 
Anders als feuilletonistisch ist ihm in der Kritik daher auch nicht beizukommen.

»Unsere Landwirtschaft«*

Nicht einmal der Deutsche Bauernverband versteigt sich zu einer begrifflichen Inbesitz­
nahme der Landwirtschaft, zu der sich die Autoren in dem zwölf-zeiligen Agrarpassus mit 
dem Wörtchen »unsere« verstehen. Vornehm referiert er über »die« Landwirtschaft, die 
es natürlich ebensowenig gibt wie eine »unsrige«. Immerhin ist bereits mit der Wortwahl 
etwas erreicht: über »unsere«, über mithin eine sozialdemokratische Landwirtschaft strei­
tet mensch nicht. Analytisches Herangehen, eine Untersuchung von Interessenlagen, öko­
nomischen Konflikten oder politischen Zielen im Zusammenhang mit Landwirtschaft ver­
bieten sich. »Die« Landwirtschaft ist ja auf »unserer« Seite, auch wenn sich diese Armah­
me in der Praxis als belegbarer Unsinn herausstellt. Ob sich mit Auto-Suggestion Wahlen 
gewinnen, geschweige denn tatsächlich vorhandene Probleme lösen lassen? Von einer so­
zialistischen/sozialdemokratischen Umgestaltung des Sektors »Landwirtschaft« mag oh­
nehin niemand mehr träumen. Wozu auch? Sie ist schon »unser«.

Das große »Leiden«

»Unsere Landwirtschaft leidet«, heißt es. Tatsächlich: Wo imsereins leidet, da ist Hilfe an­
gezeigt. Aber »leidet« sie, die Landwirtschaft, der Sektor? Sicher gibt es gesellschaftliches 
Leiden in der Landwirtschaft:

* Alle Zitate aus dem »Entwurf für ein neues Grundsatzprogramm der SPD.« Irsee, Juni 1986. 
Zur Landwirtschaft heißt es darin auf S. 45: »(...) Unsere Landwirtschaft leidet unter einer 
Agrarpolitik, die steigende Überproduktion bei wachsender Schädigung der Umwelt zur Folge 
hat. Daher müssen wir die Landwirte vom ökonomischen Zwang umweltschädigender Intensiv­
bewirtschaftung befreien. Dies gehngt nur, weim ökologisch unschädliche Produktionsweisen 
ermutig und Leistungen der Landwirtschaft für die Pflege der Umwelt angemessen abgegolten 
werden. (...)«



— Niedrige Einkommen vermindern die Lebenschancen von Kleinbauern und Landar­
beitern;

— die Unfallgeneigtheit landwirtschaftlicher Arbeit ist unverantwortlich hoch;
— lange Arbeitszeiten, von der Natur bestimmte Zeit»souveränität« determinieren land­

wirtschaftlichen Alltag.
Das sind einige Leiden. Beileibe nicht alle. Sie sind konkret, treffen Menschen — nicht 
den Sektor Landwirtschaft. In diesem finden sich nämlich auch Menschen, die eben nicht 
»leiden«, denen es sogar gut geht, erst recht, wenn man sie und ihre Lebenslage mit der 
von Facharbeitern vergleicht. Auch Herzoge, Grafen, Barone, Rechtsanwälte und viele 
andere sind im Agrarsektor erwerbstätig. Ob sie so leiden, daß die SPD sie in ihr Herz mit 
einschließen muß? Volkspartei total, der arbeitslose Landarbeiter auf gleichem Leidensni­
veau wie der Präsident des Deutschen Bauernverbandes.

Der eine fährt zum Arbeitsamt, der andere hat einen Fahrer. Und ein bißchen mehr! 
Wir gönnen ihm das »bißchen«, aber nicht ein sozialdemokratisches Mitleid. Er würde es 
sich auch verbitten.

Leidensursache »Agrarpolitik«

Die Landwirtschaft leidet unter einer Agraxpolitik, meint das Irsee-Dokument, die stei­
gende Überschüsse und eine wachsende »Schädigung« der Umwelt zur Folge habe. Die 
Formulierung verrät Ratlosigkeit. Die »Folgen«, Phänomene, werden benannt, die Sub­
stanz der Politik bleibt im Dunkeln. Da läßt sich Schuldzuweisung leicht vornehmen. 
Weü’s ja auch so einfach ist. Die Politik ist schuld. Sie bedarf nur der Änderung und alles 
ist wahrlich wieder in »Butter«. Werm es nur so wäre.

Die eigentlichen Ursachen des Leidens in der Landwirtschaft liegen weniger in der 
A^axpolitik, sie sind vielmehr in den Selbstverständlichkeiten einer Marktwirtschaft zu 
suchen. Der Kapitalismus hat den Agrarbereich erreicht.
— Landwirte konkurrieren gegeneinander. Sie nutzen alle Möglichkeiten zur Senkung 

der Produktionskosten;
— biologisch-technische Entwicklungen (Fortschritt läßt sich das nicht immer nennen) er­

höhen die Produktivität;
— große Betriebe erzielen Differentialgewirme, schaffen sich damit weitere Wachstums­

chancen.
Auf der Strecke bleiben die Kleinbauern, die dem Wettbewerb nicht gewachsen sind, blei­
ben die Landarbeiter, die sich in ihrer Vereinzelung und in ihrem Betrieb nur unzurei­
chend zur Wehr setzen (können).

All’ diese Entwicklungen sind durch die besondere Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 
überdeckt, aber eben nicht ursächlich bedingt.

Eine kapitalintensive Bodermutzung und Nutztierhaltung ist das Merkmal der Land­
wirtschaft unter Weltmarktbedingungen — überall. Mit oder ohne GAP.

Überschüsse

Agrar-»Überschüsse« an sich dürften niemand stören. Was stört, das sind die Auswirkun­
gen auf die Einkommen in der Landwirtschaft, das sind die Aufwendungen, die zur Stüt­
zung dieser Einkommen vom Steuerzahler und damit der Masse der Arbeitnehmer im 
Umlageverfahren aufgebracht werden müssen und die zur Finanzierung geradezu aberwit­
ziger Maßnahmen dienen. Das Verfüttern überschüssiger Butter ist zum Beispiel billiger



als der Butterexport oder das Verschenken an Bedürftige. Schuld an diesem Skandal ist 
auch die GAP, aber keineswegs ausschließlich. Die Produktivitätsfortschritte in der 
Milchviehhaltung — um bei diesem Bereich zu bleiben —, der rückläufige Verbrauch, die 
erhebliche Wettbewerbsverschärfung auf den internationalen Märkten — all’ diese Fakto­
ren tragen auch und nicht unwesentlich zur Überschußsituation bei. Unter den gegebenen 
Machtverhältnissen, in denen es sogar in größeren Betrieben nur unzureichend gelingt, 
technologische Entwicklungen zu steuern, ist es eine außerordentlich kühne Unterstellung 
der Irsee-Autoren, eine andere Politik könne ausgerechnet im geradezu atomisierten Pro­
duktionsapparat »Landwirtschaft« erreichen, was woanders bislang gescheitert ist. Die 
SPD könnte es global. Das sei eingeräumt. Aber nur zu Lasten der Landwirte, indem sie 
eine »marktgerechtere« Preispolitik anvisierte und damit einen Eckpunkt jeder Agrarpoli­
tik grundsätzlich anspräche. Nicht einmal der Begriff »Agrarpreispolitik« ziert jedoch die 
Passage.

U mweltschädigung

Es gehört zu den großen, unausrottbaren Mißverständnissen, daß die GAP für die »wach­
sende Schädigung der Umwelt« verantwortlich sei. Dabei wirkt doch das Preisstützungsni­
veau für die wichtigsten Agrarerzeugnisse des Nordens (Getreide, Milch und Rindfleisch) 
wie ein Hemmschuh, der eben Produktivitätsentwicklungen bremst. Dagegen gibt es vor 
allem dort Umweltprobleme, wo sich die Landwirtschaft ohne weitgehende GAP- Einwir­
kung entfaltet — z.B. bei Geflügel oder der Schweinehaltung. Wenn überhaupt, dann las­
sen sich vor allem in diesen Bereichen angebliche Agrar»fabriken« empirisch nachweisen, 
wobei in diesem Zusammenhang die Frage an die Autoren gerichtet werden muß, seit 
wann eine SPD Front gegen Fabriken macht. Nicht Fabriken sind doch eine Fragestellung 
wert, sondern die Bedingungen, unter denen dort Menschen arbeiten.

»Befreiung vom Zwang«

Die Landwirte sollen — so die famosen Autoren — vom Zwang einer umweltschädigen­
den Intensivbewirtschaftung befreit werden. Ein fürwahr wunderbares Ziel, das im Zeital­
ter der Konzerne, unter marktwirtschaftlichen Bedingungen und angesichts der internatio­
nalen Verflechtungen dieser europäischen Volkswirtschaften jeder formulieren kann, aber 
ebensowenig umzusetzen vermag wie die Forderung nach der sofortigen Abschaffung des 
Kapitalismus. Auf jeden Fall: So einfach ist weder das eine noch das andere. Nur ein 
freundliches Lächeln wird dem Eingeweihten entlockt, wenn er mit Staunen die Strategie 
zur Kenntnis nimmt, die sich die Autoren ausgedacht haben, um die »Zwangsbefreiung« 
zu erreichen. Man woUe — so ist zu lesen — »ökologische Produktionsweisen« ermuti­
gen. Mit einer schrittweisen Ermutigung soll das Hineinwachsen in gleichsam paradiesi­
sche Zustände bewerkstelligt werden. Mit Ermutigung in den Sozialismus! Natürlich auf 
Kosten der Verbraucher, der Steuerzahler, der Arbeitnehmer ...!

Pflege der Umwelt

Die Leistungen der Landwirtschaft für die Pflege der Umwelt sollen, so Irsee, »angemes­
sen« abgegolten werden, so, als würde sich die SPD für die Leistungen der Industrie mit 
Honorarangeboten anbiedern, die die Umwelt durch Unterlassung der Verschmutzung



schonen. Verursacherprinzip? — Das gilt nicht für den Agrarbereich. Verpflichtungen aus 
dem Eigentum? Auch das gilt nicht für den Agrarbereich. Grundbesitz verpflichtet nicht, 
er berechtigt zu staatlichen Transferleistungen. Kürzlich stellte das auch der bayerische 
Verband der Grundbesitzer fest. Eine historisch einmalige Koalition tut sich auf: SPD und 
Grundbesitzerverbände!

Dimensionslos

Kurzatmig und geradezu provinziell nimmt sich all’ das aus, was demnächst — hoffentlich 
nicht (!) — agrarpolitische Gruncfeoizprogrammatik der SPD werden soU. Die Dimensio­
nen dieser Programmatik erinnern an Froschperspektive. Da kann eine Europäische Ge­
meinschaft in ihrer weltpolitischen Potenz eines Gegengewichts zu USA und UdSSR an 
der Agrarfrage scheitern, da kann das Elend in der Dritten Welt durch einige kleinere Än­
derungen an der GAP wirksam gelindert, da kann die Lage der 13 Mio. registrierten Ar­
beitslosen in der EG vom Konsum her verbessert werden — den Irsee- Autoren fällt nichts 
anderes ein, als Bauern zu einer ökologischen Produktion zu »ermutigen«! Verbraucher 
gibt es nicht. Steuerzahler und Arbeitnehmer kommen in diesem Zusammenhang nicht 
vor. Den Hunger in der Dritten Welt gibt es nicht; wenigstens werden Ursachen dafür 
nicht in der GAP gesucht. Das Leiden in der Landwirtschaft bleibt ohne grundsätzliche 
Lösungsvorschläge. Die derzeitige Struktur der Agrarproduktion wird für erhaltenswert 
angenommen. Die gesellschaftlichen Leiden in der Landwirtschaft damit offensichtlich 
auch. Wo Produktionsverhältnisse mit den Produktivkräften konfligieren, da wird den 
Verhältnissen trotzig ihr Erhalt versprochen. So geistlos und in der Wirkung bedeutungs­
los war sozialdemokratische Agrarprogrammatik noch nie ...!



Andreas Westphal

Wenn vor Capri die rote Sonne im Meer versinkt...
Zu den außenwirtscliaftlictien Passagen des Programmentwurfs

1. Weltmarkt — weder Abschottung noch Unterordnung

Die internationale Verflechtung macht die politische Beeinflussung wirtschaftlicher Pro­
zesse immer schwieriger. Erfreulicherweise sieht der Irseer Programmentwurf einen ent­
scheidenden Mangel darin, daß »... den Kräften des internationalen Kapitals ... bisher we­
der interregional noch international politische Instanzen gegenüber(stehen), die stark ge­
nug wären, wirtschaftliche Entwicklung sozial und ökologisch zu steuern. Wo nationaler 
Kompetenzverlust nicht ausge^chen wird durch gerechte und internationale Regeln, gilt 
das Recht des Stärkeren.« (39) Letzterer Satz verweist nun auf einen institutionaüstischen 
Ansatz, der die weltwirtschaftlichen Probleme auf ein institutionell bedingtes Regulie­
rungsdefizit zurückführt. Hier köimte ein institutionalisiertes System internationaler poli­
tischer Koordination Abhilfe schaffen. Zu fragen bleibt allerdings, ob es sich hierbei nicht 
um eine angesichts der massiven weltwirtschaftlichen Interessengegensätze lücht nur zwi­
schen den kapitalistischen Industrieländern und der Dritten Welt, sondern auch unter den 
kapitalistischen Industrieländern um eine idealistische Konstruktion handelt.

Anzuerkennen ist, daß in der durch die internationale Konkurrenz gegebenen Ein­
schränkung des nationalen Spielraumes auch eine Behinderung für soziale und ökologi­
sche Politik gesehen wird. Unbefriedigend wirkt jedoch das unvermittelte Nebeneinander­
stellen der beiden Aussagen, daß man eine nationale Abschottung für erfolglos hält, daß 
man die Umstrukturierung der lAT (Internationale Arbeitsteilung) aber auch nicht allein 
dem Markt überlassen darf. Um die zweite Aussage glaubwürdig zu machen, müßten an 
dieser Stelle Strategien genaimt werden, um die Umstrukturierung der lAT den Mechanis­
men der internationalen Konkurrenz zu entziehen.

Es muß allerdings vermutet werden, daß ein ernsthafter Versuch, eine wirtschaftspoliti­
sche Automomie, sei sie nationaler, sei sie europäischer Natur, gar nicht angestrebt wird:

»Wir lassen uns nicht auf einen weltweiten Wettlauf um Ressourcen und Märkte ein, wenn 
[Hervorhebung d. d. Verf.] dadurch die Arbeits- und Lebensverhältnisse der Menschen beein­
trächtigt werden und die Umwelt Schaden nimmt.« (39)

Das legt nahe, daß man fü r  den weltweiten Wettlauf um Ressourcen und Märkte eintritt, 
sofern das eigene Land die negativen Effekte ganz auf wirtschaftlich schwächere Länder 
abwälzen kann.

2. Regionale, europäische Zusammenarl)eit

»Um sich behaupten zu köimen und Spielräume zu gewiimen, braucht die Bundesrepu­
blik Deutschland die regionale Zusammenarbeit.« (40) Hierbei, wie auch im gesamten 
Entwurf ist unterstellt, daß die Wettbewerbsfähigkeit der BRD aktuell oder zumindest 
perspektivisch bedroht ist. Diese Unterstellung muß jedoch vor dem Hintergrund des Au­
ßenhandelsbilanzüberschusses und des Leistungsbilanzüberschusses der BRD und den 
wachsenden Handelsbilanzdefiziten der USA als dem entscheidenden außereuropäischen 
Handelspartner der BRD als falsch zurückgewdesen werden. Eine europäische Perspektive



ist nicht wegen der Selbstbehauptung der BRD in der Welt, sondern wegen der besseren 
Möglichkeiten zur Durchsetzung einer alternativen Wirtschaftspolitik notwendig.

»Ein integriertes Europa öffnet Optionen, die den einzelnen Staaten verschlossen sind.« 
(40) Der Irseer Programmentwurf unterläßt es allerdings, die Frage aufzuwerfen, ob die 
verschiedenen Mitgliedsländer in gleichem Maße vom Europäisierungsprozeß profitieren 
werden. Kein Wort wird über die extremen nationalen und regionalen Unterschiede inner­
halb Europas verloren, die eine Grundlage dafür abgeben, daß der westeuropäische Inte­
grationsprozeß nicht vorankommt. Wenn über Europäisierung gesprochen wird, muß 
auch darüber gesprochen werden, wie die ökonomische Übermacht der BRD, die sich in 
EG-intemen Handelsbilanzenüberschüssen äusdrückt, abgebaut werden kann. Grundlage 
der weiteren Europäisierung muß die Bereitschaft der einzelnen EG-Mitgliedsländer sein, 
auf nationale Kompetenzen zugunsten von übergeordneten europäischen Institutionen zu 
verzichten. Ein solcher Verzicht kaim aber vom Standpunkt der ökonomisch unterlegenen 
Länder nur stattfinden, wenn der Abbau nationalstaatlicher Schutzschranken bei der Her­
stellung des europäischen Binnenmarktes mit zwei Optionen verbunden ist; 1. Dem 
Zwang zu ausgeglichenen Leistungsbüanzen und 2. einem massiven Ausbau der europäi­
schen Regional- und Strukturfonds, der zu einem ganz erheblichen Anteil von der BRD fi­
nanziert werden müßte. Insofern heißt Europäisierung für die BRD notwendigerweise 
Verzicht auf Handelsbilanzüberschüsse und damit auf die Möglichkeit des Arbeitslosig­
keitsexports. Das Schweigen über diese Zusammenhänge legt den Verdacht nahe, daß ein 
europäischer Binnenmarkt angestrebt werden soll, der die Hegemonialposition des bun­
desdeutschen Kapitals weiter ausbaut.

Geschwiegen wird auch über die Restriktionen, die notwendigerweise daraus resultie­
ren, daß eine europäische Währung zu einer Leitwährung wird, die sich gegen andere Leit­
währungen behaupten kann. Neben der Instabilität eines Multi-Währungsstandards darf 
hier die Unmöglichkeit von für eine eigenständige alternative europäische Wirtschaftspoli­
tik an den Außengrenzen der EG notwendigen drastischen Kapitalverkehrskontrollen 
nicht außer acht gelassen werden. An dieser Stelle wird deutlich formuliert, daß es vor al­
lem darum geht, Europas »Stellung in der Welt und seine Wettbewerbsfähigkeit« zu stär­
ken (40). So tritt die angestrebte gerechtere Weltwirtschaftsordnung an die zweite Stelle 
hinter das Ziel, Europa zu einer Hegemonialmacht zu machen.

3. Gerechtere Weltwirtschaftsordnung

Ausgehend von der Phänomenologie der Unterentwicklung und Verschuldung der Dritten 
Welt wird festgestellt;

»In einer Zeit, in der Nord und Süd gleichwohl immer mehr zu einer Welt zusammenwachsen, 
können die Interessen des einen Teils der Welt nicht länger ohne schweren Schaden auf Kosten 
des anderen durchgesetzt werden. Wird kein besserer Ausgleich der Interessen gefunden, wird 
weltweit und zu Lasten aller mit der wirtschaftlichen Entwicklung auch der Friede und damit 
unsere eigene Zukunft gefährdet. Wir haben nicht die Wahl zwischen Eigeninteresse und Soli­
darität ...«. (41)

Eben das ist die Frage. Es ist nicht einfach möglich, die Mechanismen des Ost-West- 
Gegensatzes auf den Nord-Süd-Gegensatz zu übertragen. Im Ost-West-Gegensatz ist unter 
den Bedingungen des Atomzeitalters ein begrenzter militärischer Konflikt undenkbar — 
dies gilt jedoch keineswegs für den Nord-Süd-Gegensatz; Hier sind durchaus Druckmit­
tel politischer und militärischer Art von seiten imperialistischer Staaten zur Auf­



rechterhaltung von politischen und ökonomischen Systemen denkbar, von denen die kapi­
talistischen Industrieländer profitieren. Diese Druckmittel — bis hin zur militärischen In­
tervention — sind wiederholt — vor allem, aber nicht nur, von den USA — angewandt 
worden. Vor diesem Hintergrund muß es als eine sträfliche Verharmlosung reaktionärer 
Globalstrategien betrachtet werden, wenn es heißt: »Wir haben nicht die Wahl zwischen 
Eigeninteresse und Solidarität ...« (41). Wir, d.h. die Völker Westeuropas, befmden uns 
in der Tat vor der historischen Entscheidung, an den existierenden Strukturen der Welt­
wirtschaft festzuhalten, d.h. Handelsbilanzüberschüsse gegenüber und Direktinvestitio­
nen in Entwicklungsländern und Schwellenländem weiter auszubauen, oder eine konse­
quente Orientierung auf den westeuropäischen Binnenmarkt anzustreben. Letztere müßte 
mit dem Gebot ausgeglichener Leistungs- und Kapitalbilanzen sowie mit dem progressiven 
Abbau von Direktinvestitionen verbunden sein. Die Nicht-Identität der Interessen der ka­
pitalistischen Industriestaaten und der Entwicklungsländer wird sich unvermeidlich auch 
in einem Reallohnverlust in den Industrieländern bei Durchführung der genannten Maß­
nahmen auswirken. Das Sprechen über eine gerechtere Weltwirtschaftsordnung kann nur 
in eine realistische Strategie münden, wenn auch die die Arbeiterbewegung Westeuropas 
selbst erfassenden Interessengegensätze zum Gegenstand von öffentlichen Diskussionen 
gemacht werden.

Einen entscheidenden Stellenwert nimmt im Irseer Programmentwurf folgender Gedan­
ke ein: »Den meisten Entwicklungsländern ist, wie auch deren Überschuldung zeigt, der 
Versuch einer Imitation der Industrieländer schlecht bekommen.« (41) Demzufolge müs­
sen »die Völker der Dritten Welt von einem Imitationszwang befreit« (41) werden. Hier 
wird die Destrukturierung und Restrukturierung der Ökonomien in Entwicklungsländern 
zu einem psychologischen Problem gemacht. Hingegen bleibt festzuhalten, daß jede Öko­
nomie, die den Gesetzen des kapitalistischen Weltmarktes ausgesetzt ist, durch diese Ge­
setze umgeformt wird — vollkommen unabhängig vom Willen der »herrschenden Kasten 
und Klassen« (23). »Wo Völker des Südens eigene Wege suchen, ihre eigenen Rohstoffe zu 
fertigen Produkten verarbeiten, mit eigenen Ressourcen ihre Energieversorgung aufbau­
en, zu ihrer eigenen Form produktiver Landwirtschaft fmden, über einen wachsenden 
Binnenmarkt ihre Grundbedürfnisse befriedigen ...« (41), kann dies nur unter den Bedin­
gungen einer partiellen Abkoppelung vom kapitalistischen Weltmarkt geschehen — der 
Aufbau einer autozentrierten Akkumulation in Entwicklungsländern bei gleichzeitiger er­
heblicher Penetration des Binnenmarktes durch Importe und Direktinvestitionen ist nicht 
möglich. Es ist der größte Widerspruch in den entwicklungspolitischen Passagen des Irseer 
Programmentwurfs, auf der einen Seite eine autonome Entwicklung der Dritte Welt- 
Staaten zu fordern und unterstützen zu wollen, auf der anderen Seite aber am Modell der 
Ausweitung der Weltmarktanteile der BRD oder eines von der BRD beherrschten West­
europas festzuhalten.

Die strategische Einbettung des Irseer Programmentwurfes in eine derartige Hegemo- 
nialstrategie wird noch einmal in folgenden Aussagen deutlich: Der fmanzielle Handlungs­
spielraum der Entwicklungsländer »wird immer weniger über Exportsteigerungen auf den 
Märkten des Nordens zu gewiimen sein« (42). Es güt, »für einen besseren Kapitaltransfer 
in die Dritte Welt zu sorgen« (42). Zum einen handelt es sich hier um eine klassisch mer- 
kantilistische Strategie, die eigenen bundesdeutschen Weltmarktanteile auszubauen, die 
heimischen Märkte aber gegen Exporte der Entwicklungsländer, die diese auf absehbare 
Zeit noch dringend benötigen werden, abzuschotten. Zum anderen muß auf die Absicht 
geschlossen werden, die Direktinvestitions- und Kreditvergabepolitik weiter fortzusetzen.



Letzteres steht unzweifeibar im Widerspruch zu der Proklamation:
»Solange die Politik vieler Entwicklungsländer durch internationale Auflagen bestimmt wird, 
die sich aus der Überschuldung ergeben, bleibt wenig Raum für eigenständige Entwicklung. 
Daher müssen Zins- und Tilgungszahlung auf ein Maß beschränkt werden, daß eigene Ent­
wicklungswege wieder öffnet.« (41)

Diese an sich unterstützungswürdige Aussage verliert allerdings dadurch an Wert, daß we­
der eine Analyse der Ursachen der Verschuldungskrise, noch die Andeutung von Strate­
gien zu ihrer Überwindung vorgetragen werden.

Ein weiteres erhebliches Defizit besteht in der Tatsache, daß an keiner Stelle im Irseer 
Programmentwurf die Kräfte in der Dritten Welt benannt werden, die als entscheidende 
Subjekte einer Emanzipation dieser Länder fungieren — die Befreiungsbewegungen. Ge­
rade weil die Sozialdemokratie für sich beansprucht, ein neues Verhältnis zwischen kapita­
listischen Industrie- und Entwicklungsländern mitherzustellen, ist eine positive Bestim­
mung der Beziehungen zwischen Sozialdemokratie und Befreiungsbewegungen, die die 
spezifischen Handlungsbedingungen der letzteren berücksichtigt, dringend erforderlich.



Malte Ristau und Martin Gorholt

Gemeinsam dem Morgenrot entgegen 
oder zerstritten-irrelevant in die neunziger Jahre?
Überlegungen zu Situation und Perspektiven der Jusosi

I
Auf dem Hagener Bundeskongreß 1986 wurde ein Stück Juso-Geschichte abgeschlossen: 
In einem fast zehnjährigen widersprüchlichen Prozeß hatte die nach der Linkswende 1969 
jahrelang dominierende reformsozialistische Strömung um Karsten Voigt, Heidemarie 
Wieczorek-Zeul und Ottmar Schreiner ihre (absolute) Mehrheitsposition zumindest auf 
der mittleren und oberen Juso-Ebene verloren. Die beiden ehemals oppositionellen Grup­
pierungen Hannoveraner Kreis (HK) und Göttinger Kreis stellen nach Hagen den Vorsit­
zenden, vier von sechs Vorstandsmitgliedern und den Bundessekretär. Dieser Wechsel 
wurde ermöglicht durch die prägenden Erfahrungen der jetzt tonangebenden Jusos in der 
zweiten Hälfte der 70er Jahre: Die Refo-Tendenz mußte jahrelang büßen für die SPD- 
Politik der Schmidt-Ära, eigene Machtpolitik und unzureichende Konzepte — ungeachtet 
dessen, daß die »anderen« Jusos auch nicht mobilisierungsfähiger, inhaltlich überzeugen­
der und nach innen hin demokratischer agierten.

II
Der Jubel der »Hagener Mehrheit« fiel verhalten aus. Zum einen waren die Mehrheiten 
wesentlich knapper als erwartet — den neuen Vorsitzenden wählten 45 den neuen Bun­
dessekretär 49% der Delegierten nicht. Zum anderen tritt die wesentlich regenerierte 
Gruppierung um die Zeitschrift Sozialistische Praxis (SP) eindeutig als dynamischer Fak­
tor auf, während die neue Mehrheitskoalition in sich politisch und kulturell sehr heterogen 
und in widersprüchlichen Wandlungen begriffen ist.

Unsere These ist, daß sich die HK- wie die SP-Strömung sowohl politische und kulturel­
le Erfahrungen der sozialen Bewegungen der 70er und 80er Jahre als auch wesentliche 
Einsichten des »westlichen« Marxismus (Dritte-Weg-Diskussion) produktiv angeeignet ha­
ben. Ein Beleg dafür ist die Diskussion um den Leitantrag Feminismus/Sozialismus auf 
dem Hagener Kongreß. Die durchaus unterschiedlichen Ausgangsbedingungen verhinder­
ten bislang weitere Gemeinsamkeiten. (Die Kremersche Charakterisierung als »Dachver­
bände« teilen wir. Die internen Konflikte und Spannbreiten sind allerdings im HK — vor 
allem in Hamburg und Bremen — derzeit nachweislich am größten.)

Auf der anderen Seite steht die fluchtartige Veränderung des Göttinger Kreises. Vom- 
Gralshütertum eines orthodoxen Seminar-Marxismus früherer Jahre geblieben sind nur 
noch ökonomistische Selbstgenügsamkeit und blockierende Angst vor den kulturellen 
Praxen sozialer Bewegungen. Setzen wir voraus, daß die sozialistischen Studiengruppen 
(SOST) den süddeutschen Juso-Bezirken jeweils einige Denk- und Tatschritte voraus sind, 
läuft dieser Prozeß auf ein pragmatisches »Versinken« im SPD-Zentrum hinaus (vgl. die 
jüngsten Einschätzungen zum SPD-Parteitag in der Zeitschrift Sozialismus).

III
Die mit dem großen Frankfurter Kongreß Ende 1984 und dem programmatischen Impuls 
der »Sozialistischen Perspektiven« begonnene Neubestimmung der Refos als undogmati-



sehe Juso-Linke wurde zwischenzeitlich durch eine Reihe von Veranstaltungen, Publika­
tionen und Projekten fortgesetzt. Die Bündelung marxistisch-reformsozialistischer, öko­
sozialistischer und feministischer Theoreme zu einem integralen Sozialismus-Konzept mag 
noch unvollkommen sein. Doch wer stellt ernsthaft die Notwendigkeit in Frage? Wir ge­
hen davon aus, daß diese Konstellation modellhaft für eine mögliche mehrheitliche Verän­
derung der SPD diskutiert. Die Eigen-Definition als Undogmatische Linke beinhaltet ein 
plurales Sozialismus- und Marxismusverständnis, das Widersprüche und Spannungen zu­
läßt und austrägt, das Denkverbote genauso vermeidet wie ökonomistische, patriarchale 
oder europazentrierte Reduzierungen linker Theorie.

Die neuen sozialen Bewegungen — vor allem die Frauenbewegung — haben emanzipa- 
torische Werte und Ziele neu gesetzt oder freigelegt: Sie haben die Identifikation von Poli­
tik und Staat, die Macht der Männer, die technologische Entwicklung, den bisherigen 
Wachstumstyp und den gesellschaftlich produzierten Unfrieden nachdrücklich in Frage 
gestellt und dabei Positionen der Arbeiterbewegung wiederbelebt oder erweitert. Wir ge­
hen davon aus, daß es nicht nur eine bestimmende Ursache gesellschaftlicher Ungleichheit 
gibt, woraus alle anderen ableitbar sind. Nur die Akzeptanz mehrerer Ursachen ergibt 
auch die Chance, mehrere gleichberechtigte Subjekte gesellschaftlicher Veränderung zu 
denken — und damit auch die Chance eines pluralistischen Reformprojekts. Als Kronzeu­
gen für diese Strategien benennen wir (für die 5pw-Leser) Pietro Ingrao, Christine Buci- 
Glucksmann und Michèle Barrett.

IV
Wir beziehen uns positiv auf kurz- und mittelfristig angelegte Konzepte zur Abwehr un­
mittelbarer Krisenfolgen, wie sie insbesondere einer unserer »geistigen Väter«, Peter von 
Oertzen, vorgeschlagen hat. Die wichtigsten Aufgaben eines solchen Reformprogramms 
sind die Beseitigung von Armut, erhebliche Verminderung der Arbeitslosigkeit und damit 
Verhinderung der Spaltung der Gesellschaft in Habenichtse und Arbeitsplatzinhaber, die 
Schaffung von notwendigen sozialen Bedingungen und des bewußtseinsmäßigen und poli­
tischen Klimas für weiterreichende gesellschaftüche Reformen. Die Einsicht in den strate­
gischen Stellenwert verbindet heute ehemals weit auseinanderliegende Juso-Fraktionen. 
Das ist nicht nur neu, sondern auch wichtig, weil das »ur-reformistische« Vorgehen 
schrittweiser (anti-kapitalistischer) Reformen fast 15 Jahre lang von den heutigen Juso- 
Mehrheits-Fraktionen heftigst entlarvt worden war. In Übereinstimmung im übrigen mit 
Peter von Oertzen beinhaltet der »progressive Reformismus« des SP-Projektes allerdings 
auch die »notwendigen Schritte über diese Gesellschaft hinaus«. Gemeint ist die Etablie­
rung einer neuen ökonomischen Logik in Kembereichen der Wirtschaft, ein differenzier­
tes Entwicklungsmuster mit selektivem Wachstum und humaner Technologiepolitik und 
die Aufhebung der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung. Während diese Bestimmung 
zunehmend zur Trennlinie zu halblinken Positionen in süddeutschen Bezirken (Göttinger) 
wird, ist die prinzipielle und scharfe Ablehnung der Gesellschaften sowjetischen TVps nach 
wie vor der entscheidende Konfliktbereich mit großen Teilen des HK.

V
Wir stimmen Uwe Kremer zu, weim er konkrete Aufgabenstellungen der näheren Zukunft 
auflistet: Priorität für reformpolitische Sofortmaßnahmen, Rekonstruktion der Hand­
lungsfähigkeit des Verbandes, Verstärkung der jugendpolitischen Aktivitäten, Verzicht 
auf Ausgrenzungen und Infragestellungen von ideologischer Legitimität.



Wir melden allerdings einige Bedenken an, die Uwe Kremer möglicherweise sogar teilt.
— Ausgehend von der Diskussion um den politisch-ökonomischen Minimalkonsens 
(PÖM) werden für alle Politikbereiche Minimalkonsense formuliert. Absehbar werfen die 
süddeuj;schen Bezirke Stück für Stück sozialistische »Relikte« über Bord, der HK schreitet 
selbstquälerisch mit, so weit es machtpolitisch opportun erscheint. Die Diffamierung so­
zialistischer Perspektiven-Diskussion als »fundamentalistischer Käse« (Michael Wendl, 
Bayern), die Vorstellung eines energiepolitischen Minimalkonsenses im »Sozialismus«, der 
hinter das Hauff-Papier zurückfällt, rot-grüne Denkverbote aus Bayern im Juso-Bundes- 
ausschuß (28.9.86), die Propagierung eines gesellschaftlichen »Bündnisses der Vernunft«, 
das sowohl gegenüber Genscher-Liberalen als auch Biedenkopf-Konservativen schwam­
mig wird, auf der Bundesdelegiertenkonferenz des SHB in Köln ergeben zusammenge­
nommen ein beunruhigendes Büd. Das Gemisch aus nachwachsenden »jungen Sozialde­
mokraten« und Minimal-Konsens-Funktionären bei gleichzeitigem Versteckspielen vieler 
Hannoveraner kann mittelfristig den Juso-Verband in vor 69er Zeiten katapultieren.

VI
Die zweite strategische Grundlinie heißt »jugendpolitische Orientierung«. Eben diese su­
chen die Jusos immer dann neu, wenn sie sich vermeintlich oder tatsächlich in einer Krise 
befinden (Ex-Juso-Chef Schröder verband das 1979 mit dem Begriff »Konsolidierung«). 
Sehen wir bei den Hannoveranern als neue Jugendpolitik zunächst vorrangig die alte »ge- 
werkschaftlich-orientierte« Politik im modernistischen Gewand, so machen die süddeut­
schen Pragmatiker der Partei das Angebot eines modernisierten Verbandes mit (hüsch an­
zusehendem) jugendhaftem Outfit. »Wir wollen Leben, Arbeit, Zukunft« als Motto und 
die Farben »Petrol« und »Pink« sind die tatsächlichen gemeinsamen »Grundlagen der 
Zusammenarbeit«.

Wir halten den jugendpolitischen Beschluß des Hagener Kongresses für eine tragfähige 
Grundlage. Allerdings nur daim, wenn die Juso-Aktionen den vielfältig zusammengesetz­
ten Lebens weiten Jugendlicher und ihrem Herangehen an Politik gerecht werden und 
ökonomistische Verengungen vermeiden; werm eigene bürokratische Verbandsstrukturen 
selbstkritisch überprüft werden und weim alle Jusos akzeptieren, daß Kampf gegen Sexis­
mus mehr bedeutet als Ausbildungsplatz-Quotierung und Öffnung der Erwerbsarbeit für 
Frauen.

Wir setzen auf selbstbestimmte Lernprozesse in der politischen Arbeit, auf den hohen 
Stellenwert persönlicher Emanzipation und die Notwendigkeit kultureller Experimentier­
baustellen (Frauengruppen, Geschichts Werkstätten, kulturelle Projekte etc.)

VII
Wer wünscht sich nicht »starke Jusos für harté Zeiten« ? Doch nicht alle wünschen sich ei­
nen durchgeplanten Verband.

Bundesweite Aktionen körmen siimvoll, notwendig und erfolgreich sein, wie z.B. die 
Aktionen nach Tschernobyl oder die Frauen- und Mädcheninitiative zeigen.

Herzmann/Kuhne/Pauk haben in der Sozialistischen Tribüne (1/79) dargelegt, daß 
bundesweite Initiativen zur Darstellung und Stärkung der Organisation und konkrete, vor 
allem kommunalpolitische Projektarbeit vor Ort, sich keineswegs widersprechen. Bis heu­
te beispielhaft ist die Kampagne des Bezirks Westliches Westfalen aus dem Jahre 1978 
»100 Jahre Sozialistengesetze — Sichert die Grundgesetze heute«. Die acht Jahre später 
vom selben Bezirk gestartete Jugendkampagne war nur noch eine Karikatur davon.



Aufgabe der Juso-Ebenen von den Bezirken aufwärts sind begrenzte zentrale Projekte 
und in der Hauptsache differenzierte und vielfältige Zuarbeit für Arbeitsgemeinschaften 
und Unterbezirke. Das kann noch systematischer und effektiver erfolgen, wenn über Prio­
ritäten eine Verständigung erfolgt. Das Hagener Aktionsprogramm aber wird aller Vor­
aussicht nach für die Verbandspraxis nicht relevanter werden als das Hofheimer Arbeit­
sprogramm von 1978; denn die Motivation, es zu schreiben, war nicht die Herstellung von 
Handlungsfähigkeit, sondern die Legitimation für eine Mehrheit,

VIII
Es gibt bei den Jusos kein Zentrum des Verbandes, das gestaltend wirken körmte. Die ehe­
mals weniger von ihrem Theorieansatz, wohl aber von ihrem praktischen Verhalten zentri- 
stischen Bezirke Westliches Westfalen, Haimover und Baden-Württemberg sind als eigen­
ständige Faktoren nicht mehr erkennbar, Auch in Uwe Kremers Einschätzung tauchen sie 
nicht mehr auf (im Unterschied zu früheren Bundeskongreß- und Perspektiv-Papieren).

Die aktuelle Mehrheit gründet sich primär auf kurzfristiges Einflußstreben bzw. Ein­
flußsicherung und auf das bereitwillig gelieferte Feindbild »SP«. Absehbar ist allein die 
SP-Gruppierung in der Lage, eine (absolute Delegierten-)Mehrheit aus eigener Kraft zu er­
reichen. Dieses Ziel ist gesetzt und hat eine realistische Chance. Es wäre allerdings der be­
wußte Weg in die Bedeutungslosigkeit des Juso-Verbandes, wenn dieser Weg anders als 
über eine produktive Streit-Kultur gesucht würde.

Das heißt für die SP-Strömung: Endgültiger Verzicht darauf, die Mutterpartei als 
Schiedsrichterin in Juso-Konflikten einzusetzen. Das heißt auch Anerkeimung der histo­
risch gewachsenen und in den Herforder Thesen dokumentierten Legitimität der Positio­
nen des HK, Das heißt rucht; Verzicht auf Kontroversen. Und Uwe Kremer sei ins Stamm­
buch geschrieben, daß eine Kritik an einem Aktionskonzept nicht automatisch dem Anti- 
Kommunismus geschuldet ist. Nicht die Teilnahme des DKP-Spektrums ist für uns 
Grund, eine Aktion abzulehnen, wohl aber z.B, die absehbare Beschränkung eines Bünd­
nisses auf diese »relevante« politische Kraft.

IX
Eine inhaltliche Minimalverständigung zwischen den Strömungen muß drei Punkte um­
fassen, die seit 1969 die Identität der Jusos ausmachen;
1. Die Eigendefinition als sozialistischer Jugendverband, als linke Richtungsorganisation 

in der SPD, als eigenständiger Faktor auch innerhalb der Partei-Linken (wir nermen 
das »Doppelstrategie«).

2. Die Diskussion über reformpolitische Sofortprogramme auch und insbesondere unter 
der Prämisse, Korridore für weiterreichende Veränderungen zu öffnen bzw. zu vergrö­
ßern (wir nennen das »antikapitalistische Strukturreformen«).

3. Die Bestimmung einer sozialistischen Perspektive, die eine grundlegend andere ist, als 
diejenige der Gesellschaften sowjetischen Typs (wir nermen das »demokratischer Sozia­
lismus«).

Auf dem Boden dieser Minimalverständigung wären die Strömungen/Fraktionen per­
spektivisch auflösbar, da sie nach zweimaliger Umgruppierung Mitte der 70er und Mitte 
der 80er Jahre so vielfältig und differenziert sind, daß viele Fragen quer durch die Strö­
mungen kontrovers bzW. Konsens sind.

In der Diskussion über Quotierung sowie über selbstbestimmte Arbeitsansätze ist es 
z.B, den Juso-Frauen ein Stück weit gelungen, die Fraktionsgrenzen zu sprengen. Das tat-



sächKche Aufeinander-zu-Diskutieren ohne ängstliches Ausklammem auf der einen, 
zwanghafts Abgrenzen auf der anderen Seite macht Hoffnung. Die Hagener Diskussion 
über Feminismus/Sozialismus zeigte allerdings auch, daß es noch Blockaden gibt.

Obwohl der Hamburger Antrag durchgängig in allen Kapiteln die Diskussionen der 
Frauenbewegung verarbeitet und Frauenbewegung als eigenständigen (autonomen) Fak­
tor betrachtet, war es im HK wohl noch nicht möglich, ein Kapitel zu akzeptieren, in dem 
davon ausgegangen wird, daß die Geschlechterunterdrückung älter ist als die Klassenun­
terdrückung und daß es mehrere gleichwertige Subjekte politisch-sozialer Veränderung 
gibt.

X
Uwe Kremer hat völlig recht, wenn er das Strategie-Defizit der Jusos benennt. Auf dem 
Hannoveraner Kongreß 1971 waren »55 Thesen zur politischen Ökonomie und Strategie« 
beschlossen worden, die ob ihrer immanenten Widersprüchlichkeit sowie ihres bis zur Be­
liebigkeit betriebenen Abstraktionsgrades zentralen Anforderungen nicht genügen konn­
ten. Es fehlt bis heute ein gemeinsam getragenes, aus den Bedingungen der Bundesrepu­
blik entwickeltes Rahmenkonzept »mittlerer Reichweite«, das die Arbeitsfelder überzeu­
gend und zusammenhängend strukturieren könnte. Eine Strategiediskussion in 1987 ist 
notwendig. Als Voraussetzung allerdings sehen wir die vorherige »Gemeinsamkeit in der 
Praxis«.

Die Chance für eine Mehrheit links von den bürgerlichen Parteien war noch nie bei 
Bundestagswahlen so groß wie am 25. Januar. Diese Chance scheint sowohl von der SPD 
als auch von den Grünen verspielt zu werden. Eine Hnke Bundesregierung wird auf den 
Gebieten der Wirtschafts-, Energie-, Frauen- und Friedenspolitik nur energisch umsteuem 
können, wenn sie von den sozialen Bewegungen getragen und gedrängt wird und dieses 
Reformbündnis neue Schichten und Gruppen der Bevölkerung anspricht. Ausdruck dieses 
Bündnisses von unten ist auf parlamentarischer Ebene rot-grüne Zusammenarbeit, die 
sich von den Kommunen aus entwickelt hat. Jusos werden sich weiterhin in der SPD als 
auch in den sozialen Bewegungen als Triebfeder eines solchen Reformbündnisses verste­
hen müssen.

Nürnberg war ein Fortschritt für die Partei. Die Beschlüsse sind aber das Papier nicht 
wert, werm Umsetzungsschritte nicht gegangen werden. Jusos werden irmerparteilich und 
über außerparteiliche Initiativen konflikthaft die Umsetzung einfordem müssen, insbe­
sondere in der Energiepolitik (Einsparungsmöglichkeiten ausschöpfen, Kraft-Wärme- 
Kopplung, AKWs abschalten). Das ist nach unserem Verständnis ein Element von »pro­
vokativer Kraft«. Sozialistische Perpektiven bleiben auf der Tagesordnung, weil regionale 
Disparitäten und sektorale Umbaunotwendigkeiten demokratische Planung verlangen, 
Finanz- und Entwicklungsmacht der Konzerne Vergesellschaftung nötig macht und Ein­
führung neuer Technologien Demokratie am Arbeitsplatz erfordert. Wir werden schließ­
lich nicht umhin körmen, die Handlungsorientierung und Praxisfähigkeit des Verbandes 
gemeinsam zu stärken und umzusetzen. Das bedeutet z.B. für die beiden derzeitig nen­
nenswert funktionierenden bundesweiten Projekte; Die Auswertung der Mädcheninitiati­
ve, einen mädchenorientierten »Umbau« der Organisation und eine massenhafte Umset­
zung der jetzt anlaufenden Unterschriftensammlung für den neuerstellten Aufruf. In Aus­
wertung des großen Entwicklungspolitischen Kongresses von Düsseldorf wird eine Diskus­
sion über neue Konzepte und Arbeitsformen im Bereich der internationalen Solidaritätsar­
beit zu führen sein. (Zur Erinnerung; Auf dem Hagener Kongreß mußte letzteres Projekt



noch gegen den erklärten Willen des neuen Vorsitzenden Guggemos ins Arbeitsprogramm 
gestimmt werden.)

»Die sozialdemokratischen Strömungen, die sich als links verstehen, tragen eine schwe­
re Verantwortung für die Zukunft der Partei.« (Peter von Oertzen) Die Jusos werden sich 
bald entscheiden müssen, ob sie den Marsch in die Unerheblichkeit fortsetzen wollen oder 
sich gemeinsam den Aufgaben stellen. Voraussetzung ist freilich eine einmütige Definition 
von Sozialismus als »eine Befreiung von allen Formen der Ausbeutung und Unter­
drückung« (Ch. Buci-Glucksmann).

Anmerkung

1 Wir müssen hier (wie Uwe Kremer) notwendig plakativ bleiben, verweisen deshalb auf diverse 
Beiträge von uns z.B. in der Sozialistischen Praxis sowie Arbeitshefte der Juso-Hochschul- 
gruppen. Außerdem: Sozialistische Perspektiven, Marburg 1984, sowie »Alternative Be­
schlußbroschüre zum Juso-Bundeskongreß, Marburg 1986



Andreas Wehr

Beiträge zur Weiterentwicklung des Marxismus?*

Marxismus hat gegenwärtig wahrlich keine Konjunktur. Nur noch an wenigen Hochschu­
len kann man Kapitalkurse belegen, Buchreihen mit Arbeiten zu Aspekten der marxisti­
schen Theorie schmelzen zusammen. Pragmatismus hat bei der Linken die immer auch 
anstrengende Arbeit der Analyse verdrängt. In dieser Situation muß es um so bemerkens­
werter sein, wenn jetzt ein dickleibiges Werk, angelegt auf drei Bände, unter dem Titel 
»Pluraler Marxismus« im Entstehen ist, dessen Aufsätze, nach eigenem Verständnis, als 
»Beiträge gelesen werden (sollen), als Versuche, mitzuhelfen bei einer notwendigen Re­
konstruktion« des Marxismus (14). Im Mittelpunkt steht das zentrale Thema der Rolle 
und Bedeutung der sogenannten neuen sozialen Bewegung. »Die Frage stellt sich theore­
tisch nach dem Zusammenhang der großen Probleme, praktisch nach der Neuzusammen­
setzung der sozialen Bewegungen, die sich an ihnen gebildet haben« (10). Ein daher für 
linke Sozialdemokraten interessantes Buch, dessen Besprechung auch einen größeren 
Rahmen rechtfertigt.

Autor des »Pluralen Marxismus« ist der Mitherausgeber der Zeitschrift »Das Argu­
ment«, der Berliner Philosophieprofessor Wolfgang Fritz Haug. Es wird kein geschlosse­
nes Werk, sondern es werden einzelne Aufsätze vorgelegt; die des ersten Bandes stammen 
aus den Jahren 1977 bis 1985. Die meisten wurden zuerst in der Zeitschrift »Das Argu­
ment« bzw. in den Argument-Sonderbänden veröffentlicht. Es sind aber auch einige Erst­
veröffentlichungen darunter. Folgende inhaltliche Gliedenmg ist für das Gesamtwerk fest­
gelegt: »Dialektik des Marxismus« und »Strukturelle Hegemonie« im ersten, die »Frage 
nach dem Ideologischen« und »Marxismus und die drei Welten« im zweiten Band. Der 
dritte Teil soll folgende Abschnitte haben: »Die kulturelle Unterscheidung und die Arbei­
terklasse«, »Zur Struktur marxistischen Wissens« tmd »Positionen in Bewegung«. Aus 
der Anlage der Bücher als Aufsatzsammlungen und aus ihrer inhaltlichen Gliederung er­
geben sich für den Leser, vor aUem aber für den Rezensenten einige Probleme. Einzelne 
Themen werden in den Aufsätzen immer wieder aufs neue und auf unterschiedliche Art 
abgehandelt, es ergeben sich Wiederholungen und nicht selten auch Widersprüche. So 
bleiben die Aussagen des Autors oft interpretierbar und auch mehrdeutig. Die Aufteilung 
der drei Bände macht eine Abgrenzung der verschiedenen Teile schwierig. So finden sich 
z.B. Aussagen zum Ideologischen — Inhalt des zweiten Bandes — bereits im ersten, in den 
Aufsätzen zu Brecht und zur Ökonomismuskritik. Bei der vorliegenden Rezension wird 
daher nicht auf diese Aufsätze eingegangen. Unberücksichtigt bleiben auch einige Artikel, 
die sich mit hier nur am Rande interessierenden Themen (z.B. Thesen zur Ökologie und 
zur inneren Situation der BRD) beschäftigen.

Der Aufbau als dreibändiges Werk erlaubt aber vor allem nur ein sehr vorläufiges Urteil 
über den Haugschen Ansatz. Womöglich wird einiges von den Wertungen nach Vorlage 
des zweiten und dritten Bandes nicht mehr aufrechtzuerhalten sein. Dieses Risiko ist aber 
einzugehen, denn ein weiteres Abwarten würde die Chance der gegenwärtigen Ausein­

* Wolfgang Fritz Haug: Pluraler Marxismus — Beiträge zur politischen Kultur, Band 1, Argu­
ment-Verlag, Berlin/West 1985, br. 19,50 DM, Ln. 28,- DM. Die Seitenangaben beziehen sich
auf diesen Text.



andersetzung des Autors mit den Kritikern ungenutzt lassen, zumal der zweite Band erst 
jetzt mit gut einjähriger Verspätung erschienen ist.

Der »Plurale Marxismus« ist auch als Standortbestimmung in einer irmermarxistischen 
Auseinandersetzung mit Gesellschaftswissenschaftlern im Umfeld der DKP zu verstehen. 
Die wichtigsten Aufsätze waren bereits Gegenstnd der Kritik in der vom DKP-nahen Ver­
lag »Marxistische Blätter« herausgegebenen Aufsatzsammlung »Marxismus, Ideologie, 
Politik«. In dem Haug-Artikel »Zu einigen Einwänden gegen das Konzept der strukturel­
len Hegemonie« wird direkt auf diese Kritik Bezug genommen.

Was ist eigentlich »pluraler Marxismus«?

Diese noch lange nicht abgeschlossene Kontroverse legt bei Haug auch »die Rezeption auf 
den Aspekt des pluralen Marxismus« (13) fest. Der Begriff selbst entstammt der Debatte 
der französischen Kommunisten und hat bei ihm eine dreifache Bedeutung; »Bezogen auf 
seine eigene theoretische ‘Grammatik’, sein nationales Politikmuster und seine internatio­
nale Stellung im System der ‘drei Welten’« (11). Sehen wir uns zunächst die internationale 
Bedeutung dieses Begriffs an. Angesichts des selbständigen Entstehens mehrerer sozialisti­
scher Länder, verbunden fast regelmäßig mit Zerwürfnissen und Spaltungen, ist der Poly- 
zentrimus des Marxismus in der Tat längst zur Realität geworden. Die zuerst von Togliatti 
1964 formulierte Forderung nach der »Einheit in der Unterschiedenheit und vollen Auto­
nomie der einzelnen Länder« wird nach schmerzlichen Anpassungsprozessen mehr und 
mehr auch zur Praxis des Umgangs der sozialistischen Länder miteinander. Am Anfang 
stand die Kehrtwendung der Sowjetunion und der mit ihr verbündeten Staaten, dann auch 
der Volksrepublik China gegenüber Jugoslawien. Gegenwärtig sind wir Zeuge einer 
grundlegenden Änderung des Verhältnisses zwischen den Staaten der WVO und der 
Volksrepublik China.

Pluraler Marxismus, die Formel steht zum anderen aber auch für ein bestimmtes Ver­
hältnis der Instanzen, Kräfte und Tendenzen des wissenschaftlichen Sozialismus auf natio­
naler Ebene. Einen Gedanken des italienischen Kommunisten Pietro Ingrao aufgreifend, 
fragt Haug »angesichts der Fragmentierung der Arbeiterklasse und der Politik der sozia­
len Bewegungen nach der ‘aggregierenden Kraft’« (109). Dabei ist nach Haug nicht nur 
davon auszugehen, daß es unterschiedliche Strömungen im Marxismus gibt, »sondern es 
gibt marxistische Elemente auf ganz unterschiedlichen Ebenen, in heterogenen Praxisfel- 
dem, wie in Politik, Gewerkschaft, Wissenschaft, Literatur, Kunst, ja sogar Recht und 
Religion, und es gibt sie in der Frauenbewegung und in anderen sozialen Bewegungen« 
(109). Bringt »die Entwicklung nicht von sich aus die Homogenisierung und Vereinfa­
chung der Kräfte hervor« (Ingrao 1982), so bleibt doch die Zusammenführung der Kräfte 
das Ziel. Haug spricht von der »Einheit in der Vielfalt« (12) und an verschiedenen Stellen 
ün Band von dem Marxismus. Ausdrücklich korrigiert er damit seine Rede von den »Mar­
xismen« (vgl. 12) in den Thesen zum hundertsten Todestag von Marx (20). Seine Jünger 
werden angesichts dieser schnellen Kehrtwendung begeistert sein.

In dieser Perspektive geht er weiterhin von der »Notwendigkeit des Marxismus« im 
wortwörtlichen Sinne aus. Es ist verständlich, daß dieses Festhalten von Peter Glotz nicht 
hingenommen werden kaim: »Der Philosoph führt bei der Bewahrung manche Eiertänze 
auf« und. »d.as Problem liegt darin, daß selbst dieser differenzierte Kopf die marxistische 
Scholastik noch nicht völlig überwunden hat« (Glotz 198Q. Eine scheinheilige Sorge, for­



dert Peter Glotz doch sonst die Überwindung des Marxismus als solchen und nicht etwa 
nur seiner scholastischen Verengungen.

Der Umgang mit der Krise des Marxismus

Die Stellungnahme zur Krise des Marxismus muß besonders interessieren, lautet doch der 
Untertitel der Kritik von Holz, Metscher, Schleifstein, Steigerwald u.a. »Krise des Marxis­
mus oder Krise des ‘Arguments’«. Hier wird die »Krise des Marxismus« als Eigenproduk­
tion des »Arguments« verstanden. Jedes Gerede von einer allgemeinen Krise des Marxis­
mus wäre demnach bodenlose Anmaßung einer relativ kleinen Gruppe marxistischer 
Theoretiker. Übersehen wird in dieser Polemik, daß das Gerede von der allgemeinen Krise 
des Marxismus keineswegs auf die Mitarbeiter des »Arguments« beschränkt ist, daß sie 
auch kein Problem der bundesdeutschen Linken allein darstellt.

Doch anders als viele dieser Kritiker, die mit der Feststellung einer Krise des Marxismus 
nur ihre ganz persönliche Abkehr von diesem Denken mit theoretischen Floskeln drapie­
ren, sieht Haug nur eine historisch spezifische Form des Marxismus in der Krise. »Es ist 
immer kurzsichtig gewesen, die Krise einer historisch spezifischen Formation des Marxis­
mus für die letzte Krise des Marxismus schlechthin zu halten. Die Regel für solche Situa­
tionen lautet: »Der Marxismus ist tot — lang lebe der Marxismus!« (55) Diese »spezifische 
Formation« ist auch nicht einfach gleichzusetzen mit dem Lehrgebäude des Marxismus- 
Leninismus. Sie ist allgemeiner und tiefer im Denken des Marxismus verwurzelt, sie war 
Grundlage der im wesentlichen von Kautsky geprägten Anschauungen in der IL Interna­
tionale und lebt heute weiter im Marxismus-Leninismus; klassisch formuliert hat sie Lu- 
käcs (1977). Diese »spezifische Formation« definiert Haug in Anlehnung an Althusser als 
»das Denken im Muster der expressiven Totalität. Für dieses Denken gibt es einen We- 
senskem, der intensiv und konzentriert die qualitativen Bestimmungen enthält, die von 
ihm an die Oberfläche ausstrahlen.« (49) Im Ergebnis dieser auf den Kopf gestellten Wirk­
lichkeit treten die gesellschaftlichen Kämpfe und die agierenden Subjekte in ihrer Bedeu­
tung zurück, der Sieg des Sozialismus wird zur »ehernen Notwendigkeit«, zu einer »un­
umstößlichen Tatsache« und dergleichen mehr. Dieses Denken sieht Haug als schon lange 
in der Krise befindlich. »Derm wenn es ein Scheitern in der Geschichte von Marxismus 
und Sozialismus gibt, ist es das der ‘zentrierten Ganzheit’, der Gleichung von Dialektik 
und automatischem Fortschritt, des — zumeist unbewußt — organisierenden Musters der 
einen Subjekt-Substanz. Es ist an der Zeit, endlich Abschied zu nehmen von solchen An­
schauungen.« (52)

Ausgehend von dieser Kritik entwickelt Haug Ansätze zur Rekonstruktion des Marxis­
mus in zwei Richtungen: 1. Der zur Wissenschaft gewordene Sozialismus muß auch als 
solcher behandelt werden. 2. Es muß endgültig der Bruch mit der Hegelschen Geschichts­
philosophie vollzogen werden. Von diesem Standpunkt aus begegnet er Apologeten der 
Krise des Marxismus, die mit bestimmten Formen des gegenwärtigen Marxismus das gan­
ze marxistische Denken auf den Müllhaufen der Geschichte werfen wollen.

Die Aufforderung von Engels aus dem Zusatz zum Deutschen Bauernkrieg aufgrei­
fend, wonach »der Sozialismus, seitdem er eine Wissenschaft geworden, auch wie eine 
Wissenschaft betrieben, d.h. studiert werden wiU« (MEW 18, 517), formuliert er Bedin­
gungen an die Diskussion und Weiterentwicklung des Marxismus. »Die Wissenschaft ist 
unabschließbarer Prozeß — wie ‘der Wissenschaft gewordene’ Sozialismus. Dieser Prozeß 
ist notwendig kontrovers, vielstimmig, vorangetrieben von Divergenzen. In ihm spielen
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unterschiedliche Instanzen eine Rolle, die gegeneinander selbständig bleiben müssen. Die 
Logik des wissenschaftlichen Prozesses ist unvereinbar mit der Logik hierarchischer Ad­
ministration von einem Machtzentrum aus, unvereinbar mit der Subordination unter Lo­
giken der politischen Organisation.« (34) Natürlich muß ein solcher Standpunkt unweiger­
lich mit dem wissenschaftlichen Selbstverständnis des Marxismus-Leninismus in unauflös­
bare Konflikte geraten. Haug ermahnt aber auch all diejenigen, die — wie etwa Frieder 
Otto Wolf — die Allwissenheit eines Machtzentrums für bare Münze nehmen, d.h. für ei­
ne logische Weiterentwicklung des Marxismus halten, sich die Sache nicht zu einfach zu 
machen. »Es besteht kein zwingender Grund, wegen unangemessener Wissenschaftsgläu­
bigkeit, die den Namen Wissenschaft für Gläubigkeit mißbraucht, die Verknüpfung von 
Wissenschaft und Sozialismus aufzulösen.« (31)

Anders dagegen die Antworten auf die Thesen von André Gorz und Emesto Laclau. 
Haug zeigt, daß die von beiden zur Rechtfertigung ihrer Absage an den Marxismus heran­
gezogenen Texte von Marx anders gelesen werden körmen, ja zum Teil auch anders gele­
sen werden müssen. Untauglich bleibt danach der Versuch, den Marxismus auf seine 
»vormarxistischen Hegelianismen festzunageln« (39). Marx verstand eben nicht die Ent­
wicklung zur bürgerlichen Produktionsweise als eine gesetzliche, Stufe um Stufe erklim­
mende Abfolge. »Die genetische Abfolge von Ordnungen, deren Analyse im ‘Kapital’ den 
Kontext darstellt, z.B. von Produktentausch, geldvermittelter Warenzirkulation und kapi­
talistischer Warenproduktion, wird von Marx an den entscheidenden Übergangspunkten 
ausdrücklich als vom Zusammentreffen unterschiedlichster Faktoren abhängig erklärt.« 
(47) Diese Passagen gehören zu den besten Teilen dieses Bandes. Haug erweist sich hier als 
ein guter Kenner der Klassikertexte. Durch die Rückführung der Diskussion auf die Quel­
len werden die modischen Marxtöter bereits in ihren eigenen Begründungszusammenhän- 
gen widerlegt. Dies gilt für den »Abschiednehmer« vom Proletariat, André Gorz, als auch 
für Emesto Laclau, der übrigens deutschen Lesern erst durch die Veröffentlichungen im 
Argument-Verlag bekaimt wurde. Moden ändern sich eben!

In der Abrechnung mit der geschichtsphilosophischen Betrachtung verliert Haug leider 
kaum ein Wort über die Entwicklungsphasen dieser Betrachtungsweise in der Geschichte 
des Marxismus. Zwar werden, wie gezeigt, Parallelen zwischen dem Denken in der II. In­
ternationale und dem Theoriegebäude des Marxismus-Leninismus gezogen, ein womög­
lich bestehender innerer Zusammenhang wird nicht angesprochen. Doch ist es sicherlich 
kein Zufall, daß die geschichtsphilosophische Betrachtung vom »ehemen Gang der Ge­
schichte« immer dann in den Vordergmnd trat, weim es galt, gewisse Erfolge abzusichem. 
Insbesondere, werm die Erfolge relativ kleiner avantgardistischer Gmppen von staatsähn­
lich gewordenen Organisationen bewahrt und verwaltet wurden. So war es in der deut­
schen Sozialdemokratie nach der Überwindung der Sozialistengesetze, so war es bei den 
Bolschewiki nach der Oktoberrevolution. Übrigens hat sich die sicherlich falsche Gewiß­
heit vom »gesetzmäßigen Sieg des Sozialismus« nicht alleine handlungsblockierend ausge­
wirkt, ganze Generationen von Sozialisten wurden dadurch sicherer im Gang, die heroi­
schen Anstrengungen und die enorme Leidensfähigkeit wären ohne diese Gewißheit und 
die feste Hoffnung auf den »Zukunftsstaat« nicht vorstellbar gewesen. Es sollte zu den­
ken geben, daß der Marxismus nur in dieser Form bisher bei den Massen »angekommen« 
ist. Kaum eine Theorie hat in der Neuzeit so viele Menschen in Bewegung gebracht und
damit ihre Praxis bestimmt.



ln Richtung auf die Rekonstruktion des Marxismus

Für diese wichtigen Zusammenhänge von Theorie und Praxis hat Haug aber keinen Blick, 
denn die Praxis bleibt in seinem Weltbild außen vor, unhinterfragter letzter Bezugspunkt 
jedes marxistischen Ansatzes. »Gerade vom Standpunkt einer wissenschaftlichen Theorie, 
die sich keinen ihr äußerlichen Diktaten beugt und sich nicht praktisch verkürzen läßt, 
wird die Praxis, insofern sie unter dem Diktat der Not-Wendigkeit entwickelt wird, zur 
letztlich entscheidenden Instanz.« (107) Und: »Wir plädieren für die Annahme der Dialek­
tik des Marxismus. Der Standpunkt, von dem aus diese möglich ist, befindet sich in kei­
nem Lehrgebäude, sondern im Freien, \m Reich der Notwendigkeiten, der Existenzproble­
me, welche den Sozialismus für die Menschheit zu einer Überlebensfrage machen.« (48) 
Wie dieser »Standpunkt« gebildet wird, bleibt im dunkeln. Er wird ebenso als gegeben be­
trachtet wie die übrige Praxis. Das heißt nichts anderes, als daß Haug das »wirkliche Le­
ben« zur letzten Instanz verklärt. Auf die Einheit von Theorie und Praxis irmerhalb der 
Praxis selbst hat aber schon Hans Heinz Holz hingewiesen. »Doch sind in die gegenständ­
liche Tätigkeit selbst jene Verallgemeinerungen (und d.h. Abstraktionsprozesse) einge­
schlossen, ohne welche weder die Kommunikation zwischen Menschen (und also gesell­
schaftliche Arbeit) noch sirmvoUe geplante Eingriffe in die Natur möglich wären. Theorie 
und Praxis bilden mithin immer schon eine Einheit innerhalb der Praxis selbst, und Praxis 
ist, im Sprachgebrauch der dialektischen Logik, das übergreifende Allgemeine ihrer selbst 
und der Theorie.« (Holz 1984, 43)

Für Haug steht fest, daß die Rekonstruktion des Marxismus nur von einer »Pluralität 
von Akteuren und Artikulationszentren, die in ein lebensfähiges sozialistisches Projekt 
eingebaut werden müssen« (50), bewerkstelligt werden karm. Vergleichbare Forderungen 
nach Freiheit der Diskussion und einheitlichem Handeln vertreten marxistische Sozialde­
mokraten seit Luxemburgs Schrift »Organisationsfragen der russischen Sozialdemokra­
tie« (Luxemburg 1972) gegenüber der bolschewistischen Partei und oft auch gegenüber ei­
ner autoritären sozialdemokratischen Führung. Ohne Zweifel sind diese Forderungen von 
Haug auch geprägt durch die Erfahrungen, die er selbst während der Phase der Aimähe- 
rung des »Argument« an die deutschen Kommunisten in den siebziger Jahren gemacht 
hat. Ganz nebenbei, sozusagen im Vorübergehen, bekermt er sich auch zum demokrati­
schen Sozialismus. »Diese Zielvorstellung ist insofern besonders wichtig, als sie in allen 
entwickelten kapitalistischen Ländern die einzige ist, die Aussicht auf irgend einen Erfolg 
haben karm.« (116)

Diese zu begrüßende Definition des eigenen Standpunkts darf aber nicht zur Ausgren­
zung anderer Positionen aus der Linken benutzt werden. Genau dies tut aber Haug, werm 
er die Anerkermung der Pluralität zur Bedingung der Zusammenarbeit erklärt. In einer 
Fußnote wird diese Haltung auf Probleme in der Friedensbewegung angewandt: »Schleif­
stein schlägt z.B. vor, die ein Bündnis störenden Fragen der Einschätzung des sowjeti­
schen Sozialismus und auch die grundsätzlichen Fragen nach dem Verhältnis von Demo­
kratie und Sozialismus in unserer Perspektive auszuklammem (um damit eben die ge- 
naimten Bruchlinien der Sowjetkritik und des Antisowjetismus auszuklammem). Er über­
sieht dabei, daß eine hegemoniale Stmktur die entscheidende Art und Weise ist, die Frage 
von Demokratie und Sozialismus aufzuwerfen. (...) Deshalb steht die Fordemng nach 
‘Ausklammemng’ der Ausweitung des hegemonialen Feldes (das eher eine ‘Einklamme- 
mngspolitik’ erfordert) entgegen.« (180) Man karm wohl behaupten, daß die Friedensbe­
wegung nie das geworden wäre, was sie ist, hätte sie den Rat von Haug befolgt. Eine Wie­



derauflage der schlimmen Formel »Klarheit vor Einheit« auch in der Fassung »Zusam­
menarbeit nur mit den pluralen Marxisten« wäre ein verhängnisvoller Rückschritt für die 
gesamte Linke in der Bundesrepublik. So manche hektische Abgrenzung von seiten der 
DKP gegenüber dem »Argument« hat wohl in dieser Position von Haug ihre Grundlage.

Hegemonie ohne Hegemon?

1981 hat Haug im »Argument« 129 eine Vorschlag für das strategische Vorgehen der bun­
desdeutschen Linken vorgelegt. Es ist der »Gedanke einer hegemonialen Struktur ohne 
klassischen Hegemon« (172), genannt »Strukturelle Hegemonie«. Der praktische Sinn 
dieses Begriffs liegt nach Haug darin, »kulturelle und politische Handlungsfähigkeit unter 
unsern Bedingungen auszuweiten« (ebd.). Zu »unsern Bedingungen« rechnet er vor aUem 
die gegenwärtige Schwäche der Arbeiterbewegung, die keine hegemoniale Kraft entfaltet, 
und die gleichzeitige Stärke der sogenannten neuen sozialen Bewegungen, die heute einzig 
Fortschritt verheißen. Dies ist der Dreh- und Angelpunkt des Haugschen Ansatzes. Eine 
»strukturelle Hegemonie« erfordert nach Haug den Abschied von jeder »Stellvertreter­
politik«, denn sie wirkt als »Passivierungsdispositiv«. In diesem Zusammenhang kriegen 
auch die »Herforder Thesen« eins mit; »Selbst die marxistische Linke innerhalb der So­
zialdemokratie hat sich von dieser Politikstruktur noch nicht emanzipiert, wie es sich an 
den — gleichwohl politisch sehr wichtigen — Herforder Thesen ablesen läßt.« (173) Und; 
»Strukturell kommen weder die Massen als Handelnde genügend vor, noch ist der Plurali­
tät der gesellschaftlichen ‘Subjekte’ ausreichend Rechnung getragen.« (Ebd.) Nun süid die 
»Herforder Thesen« Ende der siebziger Jahre verfaßt worden, also vor dem Aufschwung 
der Ökologie-, Frauen- und Friedensbewegung. Die Aussagen zum Stellenwert dieser Be­
wegungen mußten daher notgedrungen sehr dürftig ausfallen. Im Zentrum der strategi­
schen Aussagen stehen hingegen die Sozialdemokratie und die Entwicklung der Gewerk­
schaftsbewegung. Offensichtlich handelt es sich nach Haug dabei nicht um handelnde 
Massen!

Eine »strukturelle Hegemonie« soll so beschaffen sein, daß sie die darin eingehenden 
Subjekte in ihrer Autonomie stärkt und nicht schwächt; »In einem kulturellen Aktivie­
rungsdispositiv muß die reale Handlungsfähigkeit größer sein als außerhalb, nicht kleiner. 
Was es daher braucht, ist eine Autonomie ohne Umschweife.« (182) Diese Forderung 
richtet sich kritisch an die Praxis linker Parteien und Bewegungen, die sich im Sparmungs- 
verhältnis von Autonomie und notwendiger Einheit bewegen müssen. Auch die Grünen 
sind weit davon entfernt, eine befriedigende Antwort auf diese Fragen zu geben. Die von 
Haug angebotene Lösung erschöpft sich in Postulaten; »Die Einheit einer hegemonialen 
Struktur dagegen kann sich artikulieren als Konvergenz in der Differenz. Diese Art der 
Bildung einer Einheit beruht auch nicht auf dem Ausklammem von Fragen, die Bmchü- 
nien bezeichnen.« (180) Wie diese »Bildung der Einheit« konkret im Bereich der Friedens­
bewegung auszusehen hat, ist oben gezeigt worden.

Die Fordemng nach einer »Hegemonie ohne Hegemon« läßt natürKch Fragen nach der 
Rolle der Arbeiterklasse in einem solchen Konzept entstehen. Ein Hegemon — wie von 
den Klassikern einschließlich Gramsci noch so gesehen — soll sie ja nicht mehr sein. Dem­
nach also doch eine neue Variante des »Abschieds vom Proletariat«? In dem 1981 erst­
mals veröffentlichten Artikel »Stmkturelle Hegemonie« ist die Bestimmung dieser Rolle 
noch sehr allgemein; »Dies heißt rücht, daß die Arbeiterklasse ein beliebiger, gar weglaß­
barer (wie Gorz 1980 meint) Bezugspunkt wäre. Allerdings ist es erst die Beziehung der



Arbeiterklasse auf Wissenschaft und demokratische Emanzipation, was die auf ihren 
Klassenstandpunkt aufgebaute Perspektive hegemonial machen kann.« (182) Erst in ei­
nem Beitrag zur Strategiediskussion der »progressiven Organisationen der Schweiz« 
(POCH) versucht er eine genauere Bestimmung dieses Verhältnisses: »Auch wo Organisa­
tionen der Arbeiterklasse derzeit keine ‘Vormachtstellung’ in einem sozialistischen hege­
monialen Feld einnehmen können ist doch ein sozialistisches Projekt nur unter Bezug 
auf diese Klasse artikulierbar. Unter allen Umständen gilt: Sozialistische Projekte lassen 
sich nicht auf den Standpunkt der Arbeiterklasse reduzieren, sind aber nur von diesem 
Standpunkt aus entwickelbar.« (210)

Doch die entscheidende Frage bleibt, wie dieses Verhältnis in der konkreten Politik ge­
staltet werden soU. Solche allgemeinen Bestimmungen gleiten tiber die Probleme im Detail 
mehr oder weniger elegant hinweg. Sehen wir uns daher einmal genauer an, wie Haugs 
Büd von der Arbeiterklasse aussieht. Es finden sich im Buch verschiedene Stellen, die Auf­
schluß darüber geben. Eine zentrale Stellung nimmt bei ihm die Fragmentierung der Ar­
beiterklasse ein. Ohne eine genaue Ableitung zu geben, scheint er dieser Fragmentierung 
ein großes Gewicht beizumessen: »Wenn der klassische Arbeiterhegemon nicht mehr in 
Sicht ist, wenn die Arbeiterklasse fragmentiert und überdies mehrheitlich bis über beide 
Ohren in eine um den Warenkonsum angeordnete Lebensweise eingetaucht ist, dann kann 
ein dezentrales, plurales Verknüpfungsmuster des sozialistischen Projekts auch die Arbei­
ter stabilisieren.« (223) Und: »Die der Lebensweise inhärente Zerstreuung, vorwärtsgetrie­
ben durch die neuen Medien, stellt ein System der Distraktion/Dispersion der arbeitenden 
Massen dar. Die Arbeiterklasse wird zerstreut. Die zerstreuten Produzenten werden, inter- 
klassistisch, als Konsumenten rekonstruiert. Die in den marxistischen Diskursen zäh wei­
terlebenden alten Namen der Klassenakteure werden immer abgehobener.« (24) Die Zer­
streuung also als ein Produkt einer um den Warenkonsum angeordneten Lebensweise. 
Haug als Autor der »Kritik der Warenästhetik« von 1971 zeichnet sich hier offensichtlich 
selbst sein Bild, ein Zerrbild der Wirklichkeit. Ganz anders hingegen argumentiert er in 
der Auseinandersetzung mit den POCH; Haug widerspricht der dort vorgetragenen The­
se, die »Arbeiterklasse sei zur Fiktion geworden«: »Die bekannten Argumente von der 
Fragmentierung und Differenzierung der Arbeiterklasse stützen die Behauptungen keines­
wegs. Das war immer schon so.« (209)

Bei aller Widersprüchlichkeit bleibt festzuhalten; Haug bietet in seinen Texten nicht ein­
mal einen Ansatz von Klassenanalyse. Die real vorhandene Fragmentierung wird maßlos 
überschätzt und zudem nur auf die Wirkungen der Konsumwelt zurückgeführt. Unbeach­
tet bleiben die Strukturen, die gemeinsame Interessen und immer wieder aufs neue eine 
objektive gemeinsame Klassenfrage hervorbringen. Angesichts dieser Einschätzungen 
muß einem angst und bange um die Bedeutung der Arbeiterklasse in Haugs Konzept einer 
»strukturellen Hegemonie« werden. Wer ihr so wenig zutraut, kann ihr wohl kaum eine 
zentrale Rolle darin zumuten.

Als Vorschlag für ein strategisches Vorgehen der bundesdeutschen Linken wird Haugs 
Konzept der »strukturellen Hegemonie« natürlich politisch diskutiert und auf seine Taug­
lichkeit überprüft. Aus der mehr grün-alternativen Perspektive sieht Wieland Elfferding in 
dem Vorschlag ein zeitgebundenes Konzept; »Diese Analyse bezieht sich überwiegend auf 
die Situation der späten siebziger Jahre. Parallel zur Gründung der Berliner Volksuni be­
zeugten andere Projekte die Ausbreitung von ökumenischem Geist in der Linken: Soziali­
stische Konferenzen, Gesundheitstage, Zukunft der Arbeit, Friedensmarsch der Frauen, 
Kirchentage von unten u.a.m.« (Elfferding 1984, 851) Er kommt dann zum Ergebnis, daß



der »große Sprung nach vorn«, in dem sich die Kräfte der verschiedenen Bewegungen zu­
sammenschließen, ausgeblieben ist. Sicher nicht ohne Hoffnungen auf die Grünen kommt 
er zum Ergebnis: »Um so wichtiger wird die Frage, welchen Beitrag die Parteien zur Stabi­
lisierung und Entwicklung eines Netzes von Oppositionsbewegungen leisten körmen.« 
(Elfferding 1984, 851)

Auch Frank Deppe sieht in dem Vorschlag einer »strukturellen Hegemonie« das Ergeb­
nis einer zeitbedingten Analyse. Allerdings stellt er ihn in den Rahmen einer allgemeinen 
Abwendung vom Marxismus. Die Enttäuschung unter der marxistischen westdeutschen 
Intelligenz über das Von ihnen stilisierte Subjekt eines revolutionären Proletariats führt 
Ende der siebziger Jahre zur Suche nach einem neuen Subjekt und zur Aufhebung des Ar­
beiterklassenstandpunktes. »Werm hier von ‘Aufhebung’ die Rede ist, so soll ein doppel­
ter Bruch im Denkansatz verdeutlicht werden: Zum einen die Distanz zu den ‘Klassikern’ 
des Marxismus, die Arbeiterklasse und Hegemonie stets zusammen gedacht haben (auch 
werm sie der Frage nachgingen, warum die Arbeiterklasse in einer bestimmten historischen 
Periode keine hegemoniale Kraft gewesen ist); zum anderen reflektiert sich darin ein theo­
retischer Ansatz, der der marxistischen Analyse — d.h. der Ideologie und Politiktheorie
— ‘jenseits des Arbeiterklassenstandpunktes’ einen eigenen Ort und damit auch dem In­
tellektuellen eine neue, autonome Rolle im Konzept der ‘strukturellen Hegemonie’ zu­
weist.« (Deppe 1984, 109ff.) Und: »Der ‘Standpunktwechsel’, der hier deutlich wird, ver­
steht sich als Übergang vom ‘Partikularismus’ (des Klassenstandpunktes, der stets ökono- 
mistisch, vielleicht auch ‘produktivistisch’ beschränkt bleiben muß) zu einem ‘Universalis­
mus’, dem sich nunmehr alle Kräfte, die sich durch die ‘strukturelle Hegemonie’ pluri- 
und multizentrisch artikulieren, zuordnen sollen, also nicht mehr durch das ‘Nadelöhr’ 
des Klassenstandpunktes zurückgehalten und abgestoßen werden.« (Deppe 1984, 113) 
Nach Deppe spiegelt sich in dieser Entwicklung lediglich die Geschichte der marxistisch 
orientierten Intellektuellen.

Elfferding und vor allem Deppe liefern mit ihren Kritiken interessante Ansätze, die viel 
dazu beitragen, die Debatte aus den Höhen der theoretischen Diskussion wieder auf den 
Boden der bundesrepublikanischen Wirklichkeit zurückzuholen. Man braucht Deppe 
nicht in allen Ausführungen zu folgen, um zu erkennen, daß sich im Konzept der »struk­
turellen Hegemonie« die Identitätskrise der marxistischen Intellektuellen widerspiegelt. 
Diese Tatsache ist für sich genommen allerdings nicht gering zu schätzen. Brüche und Ver­
werfungen in diesem Bereich haben regelmäßige wichtige Auswirkungen auch auf die Pra­
xis politischer Bewegungen und Parteien. Nicht ohne Grund hat die DKP der Abrechnung 
mit dem »Argument« ein ganzes Buch gewidmet. Die Erinilerung an die Wirklichkeit 
kann aber dazu beitragen, solche groß angelegten strategischen Modelle wie eine »Hege­
monie ohne Hegemon« im richtigen Licht zu sehen und als das zu erkennen, was sie sind: 
Kopfgeburten.

In einem eigens für den ersten Band geschriebenen Artikel (»Zu einigen Einwänden ge­
gen das Konzept der strukturellen Hegemonie«) setzt sich Haug mit den Kritikern seines 
Vorschlags auseinander. Ohne auf die eigentliche Kritik von Deppe einzugehen, wirft er 
ihm vor, das Konzept unzulässigerweise auf die Politik ausgedehnt zu haben: »Frank 
Deppe (1984) nimmt die Überlegungen uimüttelbar als Politiktheorie und Strategie in ei­
nem. Er übersieht ihre Beschränkung auf die kulturelle Ebene.« (186) Und: »Frank Deppe 
verfehlt den Unterschied der Logiken der verschiedenen Praxisbereiche der Gesellschaft 
von der anderen Seite. Er neigt spontan dazu, Überlegungen zur Organisation kultureller 
Praxen, die den Tatbestand des Politischen auf kultureller Ebene erfüllen, als Politik



schlechthin zu lesen.« (187) In der Tat hatte Haug seinen Vorschlag zunächst auf den kul­
turellen Bereich beschränkt. Er warnte sogar selbst vor Übertragungen auf andere Berei­
che: »Verallgemeinerungen, die von kulturellen Praxen und vom Problem kultureller He­
gemonie ausgehen, könnten daher zu gefährlichen Illusionen führen, würden sie unbese­
hen auf staats- und parteipolitische oder auf ökonomische Probleme übertragen.« (181) 
Bereits 1982, in der Auseinandersetzung mit den POCH, verallgemeinert er allerdings 
selbst sein Konzept in Richtung einer allgemeinpolitischen Aussage: »Darüber hinaus ist in 
den meisten Ländern des entwickelten Kapitalismus eine derartige, von der Arbeiterklasse 
getragene oder gar aktiv ausgeübte Hegemonie nicht erreichbar. In meinem Versuch über 
‘strukturelle Hegemonie’ habe ich daher die Frage so gestellt: Gibt es eine ‘Hegemonie oh­
ne Hegemon’?« (210) Es dient nicht der gemeinsamen notwendigen Diskussion, wenn nun 
in einem Text 1985 den Kritikern vorgeworfen wird, sie würden das Konzept der »struktu­
rellen Hegemonie« unzulässig ausweiten. Es wird hier eine Vorgehensweise erkennbar, 
die, im Zusammenhang mit einer Auseinandersetzung mit dem Projekt Ideologie-Theorie 
(PIT) des »Arguments« bereits von Ute H.-Osterkamp exemplarisch beschrieben wurde: 
»Die Kritik an der Theorie bzw. dem Diskussionsentwurf wird weniger mit sachlichen Ar­
gumenten als vielmehr mit der Kritik bzw. Zensur des Kritikers begegnet, dem man man­
gelnde ‘Diskussionskultur’ (‘Mißverständnisse’, ‘groteske Verdrehungen’ etc.) vorwirft, 
wenn er seine Kritik an bestimmten Thesen festmacht und damit ignoriert, daß man an 
anderer Stelle auch ganz anders lautende Aussagen gemacht hat.« (Ute H.-Osterkamp
1983, 7ff.)

Was bleibt?

Wolfgang Fritz Haug zeigt im ersten Band des »Pluralen Marxismus«, daß er wichtige 
Beiträge zur Rekonstruktion des Marxismus zu leisten hat. Seine Abrechnung mit denen, 
die vom »Proletariat Abschied« nehmen (Laclau und Gorz), ist von Nutzen für all diejeni­
gen, die auf diese vernichtende Kritik am Marxismus nicht nur mit dem Hochhalten von 
Glaubensbekenntnissen antworten wollen. Die für die Weiterentwicklung des Marxismus 
unentbehrliche Überwindung der geschichtsphilosophischen Betrachtung betreibt er aller­
dings ohne Blick auf die Praxis politischer Bewegungen. Er argumentiert hier als der un­
abhängige sozialistische Professor, der er in der Realität auch ist. Aus dieser Position her­
aus kann er sich so manche Wendung und Provokation erlauben, seine Vorschläge haben 
allerdings deshalb notwendigerweise auch nur ein geringes Gewicht in der politischen Dis­
kussion.

Auf Glatteis bewegt sich Haug regelmäßig, wenn er Vorschläge zur Strategie und Taktik 
von Sozialisten unterbreitet. So verhält es sich vor allem mit seinem Vorschlag zur »struk­
turellen Hegemonie«. Mit seinem Versuch, ein Konzept zu entwickeln, das die sogenann­
ten neuen sozialen Bewegungen mit umfaßt, legt er zwar den Finger in eine der großen 
Wunden der gegenwärtigen marxistischen Diskussion, sein eigener Ansatz einer »Hege­
monie ohne Hegemon« führt aber nicht weiter. Im Gegenteil: Dieser Vorschlag liegt frei­
willig oder unfreiwillig im Trend einer bei vielen zu beobachtenden allmählichen Abkehr 
von einer Analyse, die den Bewegungen der Ökonomie eine aUe anderen Bereiche struktu­
rierende Bedeutung gibt. Als Beispiel sei hier nur eine Positionsbestimmung der reformi­
stischen Jungsozialisten genannt: »Wir gehen davon aus, daß es nicht nur eine Ursache ge­
sellschaftlicher Ungleichheit und Krisen gibt, woraus alle anderen ableitbar sind. Nur die 
Akzeptanz mehrerer Ursachen ergibt auch die Chance, mehrere gleichberechtigte Subjek­



te gesellschaftlicher Veränderung zu denken — und damit auch die Chance eines plurali­
stischen Reformprojekts.« (Ristau 1986, 17) Das Konzept einer »strukturellen Hegemo­
nie« beinhaltet auch ein Element des Selbstbetrugs, denn ohne die Überwindung der 
Schwäche der Arbeiterbewegung wird es wohl hier und da Einzelerfolge für die Linke ge­
ben, eine Wende hin zu mehr Demokratie und zum Erhalt des Sozialstaats wird es ohne 
das Engagement der Arbeiterbewegung nicht geben. Erst recht wird ohne die Arbeiter­
klasse im Zentrum eines alternativen Lagers zur Überwindung des Kapitalismus kein So­
zialismus erreichbar sein. Da helfen auch keine noch so klugen Gedankenkonstruktionen.

Für Haug steht fest, daß es eine marxistische Diskussion nur geben kann, werm sie un­
ter wissenschaftlichen Bedingimgen und mit der größtmöglichen Freiheit stattfindet. In 
dieser Frage gibt es eine breite Übereinstimmung mit marxistischen Sozialdemokraten. 
Unabhängigen linken Intellektuellen und ihnen ist gemeinsm, daß sie nicht — wie etwa 
Holz — Parteilichkeit für Arbeiterklasse mit der Parteilichkeit für die Kommunisten ver- 
wechsehi: »Parteilichkeit für die Arbeiterklasse heißt Parteinahme für die Avantgarde der 
Arbeiterklasse in ihrer organisierten Form als Partei.« (Holz 1984, 50) Die Angriffe der 
DKP auf das »Argument«, besonders auf Haug, beginnen dort untragbar zu werden, wo 
sie auf die Exkommunizierung zielen. Per Beschluß vorgenommene Ausbürgerungen aus 
dem Marxismus darf es aber nicht mehr geben. Marxistische Sozialdemokraten haben kei­
nen Anlaß, sich in dieser Auseinandersetzung in die eine oder andere Ecke zerren zu las­
sen. Sie sind verpflichtet, einen eigenen Standpunkt einzunehmen. Ich denke, daß das 
auch bei der Kritik der nächsten beiden Bände des »Pluralen Marxismus« so gehandhabt 
werden sollte.
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Der Mann ohne Eigenschaften
Ein Portrait des SPD-Cliefideologen Peter Glotz

Peter Glotz, der Bundesgeschäftsführer der SPD, wird, weil er fast jeden Tag in den Me­
dien auftaucht, von seinen Bewunderern wie von seinen Verächtern oft als Cheftheoreti­
ker und Vordenker verkannt. Beides ist er nicht. Im Gegenteil: Er ist ein Nach-Denker, ein 
Opportunist im klassischen (nicht im landläufig abwertenden) Sinn; ein Chef ideologe, der 
die Wendungen seiner Partei »spontan« nachvollzieht und »wissenschaftlich« rechtfertigt. 
Ein Chefideologe erklärt, warum eine Partei so handeln mußte, wie sie handelte, und wa­
rum sie nicht so handeln konnte, wie man es von ihr erwartet hätte. In diesem Sinne ist Pe­
ter Glotz ein außergewöhnlich fähiger Vertreter; ein Mann ohne Eigenschaften, Medium 
für eine Partei, die er zwar nicht prägt, der er aber viel zu sagen hat. Seine Bücher bewei­
sen es.

Dem Kanzler den Rücken frei halten

1975, ein Jahr nach der Wende von Brandt zu Schmidt, zwei Jahre nach dem Höhepunkt 
des Streits um die Linksentwicklung der Jungsozialisten und drei Jahre nach dem Be­
schluß der Ministerpräsidenten zur Verhinderung von Radikalen im Öffentlichen Dienst 
publizierte Peter Glotz sein politisches Gesellenstück »Der Weg der Sozialdemokratie. Der 
historische Auftrag des Reformismus« — geschrieben in jenen drei Jahren der Ausgren­
zung der Nach-68er-Bewegung aus der Politik der alten Fortschrittspartei SPD. Es waren 
die Jahre der zwangsweisen Umleitung des langen Marschs durch die Institutionen in die 
Bürgerinitiativen, die K-Gruppen und die Neuen Sozialen Bewegungen, aus denen Ende 
der 70er Jahre auch die grüne Partei entstanden ist.

Im Jahre dieser Tendenzwende, also 1975 — als die Schlacht gegen die Neue Linke ge­
schlagen war — formulierte Peter Glotz noch einmal in aller Schärfe seinen ganz persönli­
chen innerparteilichen Radikalenerlaß, der der Sprachregelungskunst eines energischen 
Bundesgeschäftsführers fünf Jahre vor der Eroberung dieses Parteiamts bereits vollkom­
men entsprach.

»Ich meine«, schrieb Glotz apodiktisch, daß die SPD »das soziale und politische Spektrum der 
Mitgliedschaft verkleinern muß. Die heute gegebene Spannweite ist zu groß; die Randgruppen 
paralysieren in ihrem erbarmungslosen Kampf die Gesamtpartei... Wer glaubt, außerhalb der 
SPD das vertreten zu können, was er innerhalb der SPD nicht durchsetzen kann ... muß in die 
Schranken gewiesen werden ... Die SPD wird also den Jungsozialisten klarmachen müssen, 
daß sie in Zukunft keine Arbeitsgemeinschaft dulden wird, die außerhalb der Partei in öffentli­
chen Erklärungen oder gesellschaftlicher Praxis eine im Grundsatz andere Politik vertritt als 
die, die sozialdemokratische Parteitage mehrheitlich festgelegt haben. ... Die SPD wird z.B. 
auch darüber nachdenken müssen, ob sie Beitrittsanträge künftig nicht wieder gründlicher prü­
fen sollte ..,«

Und — hier übernimmt Glotz sogar wörtlich das Vokabular der Berufsverbotsbeamten; 
der Widerruf der Mitgliedschaft müsse möglich sein, »wenn das Verhalten des neuen Mit­
glieds Zweifel an dessen Eingliederungsbereitschaft in das Spektrum der Partei aufkom­
men läßt.« Es ist deshalb kein Wunder, daß Glotz im Mai dieses Jahres für einen wissen­
schaftlichen Aufsatz über »Kommunismus, Marxismus und soziale Demokratie« eine län-



gere Passage ohne Quellenangabe wortwörtlich aus Carl-Dieter Sprangers Verfassungs­
schutzbericht übernimmt.

Schon immer hielt Gotz mehr von Hinausdiskutieren als vom Hinauswerfen. Und so 
hat er 1975 neben den »emstzunehmenden« Anhängern der sogenannten Stamokap- 
Theorie offensichtlich auch gleich die beiden linken Kronzeugen seines Buchs, Jochen 
Steffen und Fritz Vilmar, mit »hinausdiskutiert«, ganz zu schweigen von den vielen jun­
gen Amateuren, Idealisten, Dilettanten, Schwärmern, Gesinnungsethikern, Pfuschern, 
Herumtreibem, Moralpredigern und »vereinsamten, vermutlich oft gedeckelten Pädago­
gikstudenten«, die er sowieso nicht ausstehen kann und gegen die er in einer wenig wissen­
schaftlichen Denunziantensprache besonders gem vom Leder zieht. Politik machen heißt 
für ihn nämlich nicht »permanente Volksbewegung«, sondem präzises Handwerk, »Gü­
terabwägung«, »Stückwerk-Technologie« im Sinne Max Webers, Richard Löwenthals 
und Karl Poppers. Politik im Glotzschen Sinn ist »Sozialtechnik« plus »Wertereflexion«, 
Verfahren plus Zieldiskussion (was nur so klingt wie »Sowjetmacht plus Elektri- 
fiziemng«). Für diese Profi-Vorstellung von Politik genügt im Grunde eine kleine Füh- 
mngselite (zu der Glotz sich natürlich zählt) — und so kann er »den Anspmch auf perma­
nente politische Beteiligung« schnell als »falschen Politisiemngsbegriff« der Neuen Lin­
ken abqualifizieren, Aber wamm definierte sich dieser Peter Glotz, der 1968 noch keine 30 
Jahre alt war, als rechter Sozialdemokrat? Wamm haßte er die »romantische« Linke?

Innehalten oder »machtgeschützte Innerlichkeit«

Das Tagebuch »Die Innenausstattung der Macht«, das die Jahre ’76 bis ’78 beschreibt und 
1979 erschien, gibt Aufschluß: »Die Faszination des Professionellen hat mich m den rech­
ten Flügel der SPD eingefädelt; ich hätte Angst gehabt, als Idealist zu gelten.« Idealisten
— das waren »Spinner«, Verlierer, Versager, »verlegen und gehemmt«, Profis dagegen 
waren Aufsteiger — und hochkommen wollte der ehrgeizige Peter (der bereits mit 20 eine 
greisenhaft altkluge Abiturrede hielt) von früh an: »Ich habe die AnfangerroUe zutiefst ge­
haßt ,,. Ich bin ein Fanatiker des ‘Ordentlich-Machens’ ... Die Verachtung des nur Gutge­
meinten ist mir geblieben; und das stillschweigende Einverständnis mit dem Gutgemach­
ten.« Unterstützt fühlte er sich durch die Benn-Rezeption der 50er Jahre: »Die hochmüti­
ge Mischung von Realismus, lUusionslosigkeit imd Aristokratentum bot Selbstschutz; die 
rigorose Ablehnung von Gejammer ermöglichte Distanz.«

Larmoyanz und Wehleidigkeit konnte er nie leiden, überspitzt gesagt: Gefühle machten 
ihm Angst. Er, der so gem über Identitätsprobleme schreibt, scheint selber ein handfestes 
Identitätsproblem zu haben; »An manchen Tagen frage ich mich, vor welchem Angriff, 
vor welchem Mißerfolg, vor welcher ‘Enthüllung’ ich mich eigentlich fürchte — und finde 
nichts, absolut nichts.« Fündig wird er dagegen in der Beschreibung seines »illusionslosen 
Skeptizismus«: »Wahrscheinlich war es die Angst, Hoffnungen scheitern zu sehen, der 
Wunsch, nicht verletzt zu werden. Vielleicht war die skeptische Generation eher eine 
ängstliche Generation?« Dieser so bestimmt auftretende, vermutlich dünnhäutige Peter 
Glotz hat eine fast neurotisch zu nennende Berühmngsangst vor Verlierertypen. Zwei Mal 
in seinem Tagebuch beschreibt er, wie er nach Parteiversammlungen von verzweifelten 
Menschen angesprochen wird — und beide Male reagiert er hilflos, kalt und abweisend. 
Schon tragikomisch ist seine Abwehrhaltung gegenüber dem im gleichen Jahr geborenen 
Bemward Vesper, dem Schriftsteller und Ehemann Gudmn Ensslins, der aus privater und 
politischer Verzweiflung Selbstmord beging. Scheinbar abgebrüht und lakonisch, in Wirk­



lichkeit voU tiefsitzender Angst vor der Menschlichkeit dieses Versagers, rät er dem toten 
Anarchochaoten »aus bürgerlichem Elternhaus«: »Man soll sein Innenleben nicht über­
schätzen.« Derselbe Glotz liebt die alten kantigen Kämpfer seiner bayerischen Sozialde­
mokratie (die sogenannten Originale), nicht die eher blassen Aufsteiger der eigenen Gene­
ration (die sogenannten Enkel Willy Brandts); er sehnt sich nach einer »Geschichte«, die 
ihn »zeichnet«: mit Narben und offenen Wunden, mit Höhen und Tiefen; er sehnt sich 
nach einem Charakter — und bleibt ein »Mann ohne Eigenschaften«.

Liegt es daran, daß der 1939 geborene Sohn eines Handlungsreisenden die Erwachsenen 
häufig als verhuschte, verlegene, harmlose Mitläufer erlebte, die zwischen der zu Ende ge­
henden Unterdrückung der Nazizeit und den Hunger- und Entnazifizierungsjahren der 
Nachkriegszeit hilf- und orientierungslos hin- und herirrten? So wollte der kleine Peter nie 
werden. Aber wie sollte er werden? Mit seinem Berufsbild hatte er immer Probleme: Er 
wußte schlichtweg nicht, wen er vertreten sollte. Eine richtige Klientel nach alter Väter Sit­
te hatte der aus Böhmen zugewanderte, akademisch gebildete Kleinbürger nicht aufzuwei­
sen, also mußte er sich eine zusammenbasteki und eine neue Theorie des Politikmachens 
konstruieren (was ihm im »diskursiven« Berliner Universitätsmilieu natürlich besser ge­
lang als im ländlich-bodenständigen Bayern). Glotz über »die neue RoUe« des Politikers: 
»Er darf sich nicht mehr darauf beschränken, eine Klientel zu suchen, ... er muß sich als 
Moderator, Vermittler, Übersetzer zwischen auseinanderdriftenden poütischen Kulturen 
begreifen.« Das war die Lösung: Der identitätslose Politiker neuen Typs vertritt nicht 
mehr die Interessen seiner Schicht, seiner Klasse, sondern moderiert (mäßigt) unterschied­
liche, ja gegensätzliche Interessen. Er steht über den Interessen, die er vermittelt, das 
heißt, er betätigt sich als Jongleur.

Der Artist in der Zirkuskuppel — oder: Keine Panik im Bauch der Titanic

Glotz’ drittes Buch, 1982 veröffentlicht, ist geprägt von der Larmoyanz und der Melan­
cholie eines Ratlosen angesichts des endgültig im Weltwirtschaftspackeis steckengebüebe- 
nen Tankers SPD. »Die Unbeweglichkeit des Tankers« reflektiert die ersten Tage des Bun­
desgeschäftsführers Peter Glotz und die letzten der Regierung Schmidt/Genscher. Wäh­
rend sich ein mosernder Lotse anschickt, von Bord zu gehen, und die Schlagseite der Tita­
nic immer bedrohlicher wird, lauem unten im Wasser die Rettungsboote von Greenpeace 
und den Neuen Sozialen Bewegungen. Es gilt, die auseinanderstiebende und teilweise 
meuternde Mannschaft bei der Stange zu halten für einen letzten Versuch, den Schaden im 
Maschinenraum zu beheben.

Über den Defekt ist nur Vages bekannt (die reformistischen Arbeiterparteien »hängen 
irgendwo in der Mitte« zwischen Neokonservativen und Grünen) — und so muß sich 
Glotz zwei unterschiedliche Therapien offenhalten: die Zusammenarbeit mit den Grünen 
und die Zusammenarbeit mit den Konservativen. Obwohl der Brandtsche Schwenk von 
der »Mehrheit diesseits der CDU« zur »nationalen Verantwortung« noch nicht vollzogen 
ist und 1982 eine SPD-Mehrheit zu den Grünen tendiert, moderiert Glotz vorsichtshalber 
beide Koalitionsmöglichkeiten — rot/grün und rot/schwarz. Denn »eine absolute Mehr­
heit der SPD im Deutschen Bundestag, die nicht einmal gegen Strauß zu erreichen war« 
hält er »in aller übersehbaren Zukunft erst recht nicht« für erreichbar. Und: »Wemi 6 
oder 7 Prozent ins grüne Lager abwandem, sind sie durch Gewinn aus dem konservativen 
Potential nicht zu kompensieren.« (das hört sich zwar heute anders an, aber Politik ist 
eben Wandel durch Anpassung oder — wie Peter Glotz es ausdrücken würde — »Politik



ist Prozeß«). 1982 ist das Jahr der Unregierbarkeitsthese und der Staats- und Politikver­
drossenheit, und diese Wirrnis geht auch an Glotz nicht spurlos vorbei. So vsdll er unten, 
auf kommunaler Ebene, zusammen mit den Grünen und Alternativen seine »kleinen Net­
ze« knüpfen und oben, auf nationaler imd westeuropäischer Ebene, die »antagonistische 
Kooperation« mit den Konservativen erproben. Nirgends kommt der Wirklichkeitsverlust 
des SPD-Artisten schöner zum Ausdruck als in diesem Versuch, die »Machtbalance« zwi­
schen CSU und Kreuzberger Anarchos zu »moderieren«.

Ursache seines Wirklichkeitsverlusts ist eine »illusionslose«, tatsächlich aber illusionisti­
sche Reformismusposition, die darauf hinausläuft, den Konservativen die Privilegien zu 
nehmen, ohne sie ihnen abknöpfen zu müssen. So setzte er der »moralistischen Linken«, 
die der SPD vorwirft, in 16 Regierungsjahren »nahezu nichts« verändert zu haben, seine 
»dürre Grundformel des Reformismus« entgegen, »daß man das Leid der Unterprivile­
gierten nur um die Rate mindern kann, die die Privilegierten nicht in die totale Obstruk­
tion treibt ...« Feuilletonistisch bleibt deshalb auch sein »reformistisches Grundmuster« 
einer »antagonistischen Kooperation« zwischen »einer mißtrauischen (!), sich möglichst 
stark erhaltenden Arbeiterbewegung mit den großen Korporationen des Kapitals«. Daß 
gerade diese, von Otto Bauer und Rudolf Hilferding in den 20er und frühen 30er Jahren 
propagierte Strategie gegenüber dem Kapital versagte, scheint Glotz nicht weiter zu beir­
ren, im Gegenteil: wie seinerzeit die staatsverliebten Kathedermarxisten mit ihrem Modell 
vom »organisierten Kapitalismus«, so entledigt sich auch Glotz wieder der in der Krise 
wachsenden »Randgruppen«. Rentner, Arbeitslose, Studenten, Hilfsarbeiter, Ausländer, 
Hausfrauen, Sozialliilfeempfänger, Mieter, Obdachlose, Kranke und Behinderte zählt er 
nicht zu den »konfliktfahigen« Teilnehmern des sozialen »Diskurses«; er baut einzig und 
allein auf die Kemschichten der Arbeitnehmerschaft (also auf die Betriebsräte von 
Daimler-Benz und Siemens) und die »disponiblen und nachdenklichen Eliten« (also auf 
die, die sowieso keine ausreichende Notwendigkeit verspüren, ihre Lage zu ändern).

Aus Idealismus quasi sollen die »Starken für die Schwachen« die Kastanien aus dem 
Feuer holen. Daß die Kapitalseite über einen solchen »Vordenker« gerne schmunzelt (vor 
allem in Form lobender Rezensionen), versteht sich von selbst. Denn Glotz’ Passivität ge­
genüber den Konservativen, denen er die Festsetzung der Bedingungen überläßt, ab wann 
sie Obstruktion zu betreiben geneigt sind, entspricht seiner aktiven Abwehrhaltung gegen­
über allen »Aussteigern«, die sowieso über kurz oder lang am »Monte verita« enden wer­
den. »Die Abweichler, die wir unter dem kruden Sammelbegriff ‘Alternative’ zusammen­
fassen, sind nichts als ein Symptom«, das »nach dem Anpassungsprozeß« der Wirt­
schaftsmacht Bundesrepublik »an den Weltmarkt« wieder verschwinden wird. Bis dahin 
müsse man sich eben ein bißchen mit dem übersteigerten Subjektivismus« dieser Romanti­
ker, mit ihrer »Sehnsucht nach einem neuen Naturbegriff«, mit ihrem »Gemeinschaftsra­
dikalismus« und ihrem »häufig mißglückenden Epikureismus« herumschlagen. Konkret: 
Während SPD und CDU den westeuropäischen Markt aufbauen, dürfen die Alternativen 
zu beschäftigungstherapeutischen Zwecken ein wenig mit den »kleinen Netzen« spielen. 
Schon zwei Jahre später ist von kleinen Netzen keine Rede mehr. Die Zeiten hatten sich 
geändert — undmit ihnen die Glotzsche Ideologie.

Nur kein Miese-Peter sein!

1984, im Orwell-Jahr, legt Peter Glotz ein Konzept vor zur Wiedergewiimung der »kultu­
rellen Hegemonie« der SPD »als Vorstufe politischer Macht«. Nach nur zwei Jahren der



Opposition (die man höflicherweise gleich den Grünen überließ) und der sanften Modera­
tion zwischen den »zwei Kulturen« ist Führungswille wieder gefragt. Der Glotzsche 
Sprachgestus wird deutlich energischer, die Bestimmtheit, mit der er unser aller Zukunft 
ordnet, die Sicherheit seiner siebengescheiten Einlassungen wirken grotesk überhoben: Er 
analysiert »die fünf Fraktionen der Rechten«, formuliert »vier Thesen« und »fünf Vor­
überlegungen«, macht »drei Beobachtungen« und erfaßt »sechs Problembündel«, stellt 
»drei Fragen« und bietet der Linken »grob gesagt, drei Alternativen«. »Das Land wird 
von sechs Entwicklungslinien bestimmt, die ich als die ‘sechs großen Drohungen’ bezeich­
ne.« »Ich nenne diese Schlüsselfragen die ‘großen Brüche’.« »Auf diesem Hintergrund 
skizziere ich roh und ohne Muße zwei Theorien mittlerer Reichweite und nenne sie ‘Zweite 
Ostpolitik’ und ‘sozial gesteuerte Innovation’.« »In dieser Situation sehe ich für die Linke 
in Deutschland vier programmatische Ansatzpunkte. Ich nenne sie die vier Losungen für 
eine Politik der Innovation.« (In sieben Tagen schuf Gott die Welt — und siehe, sie war 
gut.)

Glotz’ neues »Paradigma« (»Wer eine neue politische Gesteinsverschiebung herbeifüh­
ren will, muß ein Projekt formulieren«) nennt sich »Modernisierung« — Modernisierung 
der Ostpolitik und Modernisierung der Industriegesellschaft —, und mit diesem Modemi- 
sierungsoptimismus will er die sich widersprechenden ökonomischen Einzelinteressen poli­
tisch »überformen«: »die deutsche Linke kommt als strukturell in ihrem Land unterlegene 
Kraft nur durch Paradigmenwechsel an die Macht.« Also muß die Linke »drei, vier oder 
fünf Diskurse« über die Modernisierung beginnen. Daß diese Modernisierung die Fortset­
zung der alten Politik meint, nur aggressiver, läßt Glotz nicht im unklaren: »Es muß klipp 
und klar sein, daß die Linke vernünftige (!) Bedingungen der Kapitalverwertung in 
Deutschland garantiert... Die Linke muß sich klarmachen, daß ein Verzicht auf Produkti­
vitätsgewinne zu einem Verlust an internationaler Wettbewerbsfähigkeit und damit erst 
recht an Arbeitsplätzen führen würde ... Für die nächsten Jahre heißt das, daß die Linke 
antagonistische Kooperation anbieten muß.« Ja, mehr als das. 1984 verlangt Glotz nicht 
nur die Sozialpartnerschaft zwischen Tarifparteien und die Zusanamenarbeit von CDU 
und SPD, sondern eine konzertierte Aktion nach amerikanisch-japanischem Vorbild: 
»Staat, Wirtschaft und Gewerkschaften müssen neue Methoden der Kooperation erpro­
ben ... Die Marktkenntnis und Planungsfähgikeit der Unternehmer und die soziale Kom­
petenz der Gewerkschaften müssen mit dem Entwicklungspotential des modernen Staates 
kurzgeschlossen (!) werden.« Folgerichtig plädiert Glotz für eine sozialdemokratische Eli­
teförderung und betont — ganz im Sinne von Helmut Schmidts »Strategie für den 
Westen« — den nun notwendigen »Willen zur Führung«.

Sollte die SPD von den Konservativen an diesem westeuropäischen Imperialismus nicht 
beteiligt werden, so droht Glotz allerdings mit »Stellungskrieg«, mit einer Schwächung der 
Wettbewerbsfähigkeit durch Klassenkampf: »in manchen Branchen bis zur 
Erschöpfung«. Die Linken, gegen die Glotz sein rechtes Modell verteidigt, heißen diesmal 
Strasser und Traube, IG Metall und SPD-Arbeitsgemeinschaft für Arbeitnehmerfragen. 
Denn die wollen sich dem aseptischen Politikverständnis des Strategen nicht fügen, sie 
passen nicht in den Spielzeugbaukasten der Systemtheorie, in dem sich neben »historische 
Blöcken« »gesteuerte Innovationen«, »kontrollierte Systemveränderungen«, »konstruier­
te Bündnisse« und »vorausschauende Kanalisierungen« befinden. Da bleibt allenfalls 
noch Platz »für eine Gefühlskultur, die die Hygiene des Takts, die Kunst des Nicht-zu- 
nahe-Tretens und Nicht-zu-offen-Seins gelten läßt.« Nur von Bescheidenheit hat er nichts 
gesagt.



Dem Kanzlerkandidaten den Rücken frei tialten

Glotz’ fünftes Buch gerät »schlicht« zum anti-Kommunistischen Manifest — zur reformi­
stischen Alternative gegen die Alternativen. Und es ist (unter dem Titel »Manifest für eine 
Neue europäische Linke«!) eine Kampfschrift für einen linken Neokolonialismus — nicht 
unähnlich der Kampfschrift Eduard Bernsteins aus dem Jahre 1899. Wie zur Jahrhundert­
wende formieren sich die kapitalistischen Kräfte des Nordens gegen den ausgebeuteten Sü­
den: und wieder soll die SPD dabei sein, diesmal mit einem »Projekt der Moderne«, einer 
Offensive des Abendlandes im Zeichen seiner mehr als 400jährigen Aufklärung, einer Art 
Modernisierung des Missionsgedankens. Glotz’ Plädoyer für einen »neuen historischen 
Führungswillen«, »für eine neue europäische Führungsschicht« soll dabei die Neokonser­
vativen endgültig als Zurückgebliebene erscheinen lassen im Vergleich zum forschen Er­
oberungsoptimismus einer von Selbstzweifeln befreiten Sozialdemokratie. Demagogisch 
zeichnet Glotz das Bild eines dekadenten konservativen Europas, umstellt von tüchtigen 
Amerikanern und Asiaten, die das Abendland nur noch als Museum vergangener Werte 
betrachten.

Ebenso düster sieht er die sich ausbreitenden grünen Politsekten, mit denen ein aggres­
siver, »sozial gesteuerter« Kapitalismus nicht zu machen ist. »Eine Linke, die vor allem 
Angst ausstrahlt und ein Sorgenklima verbreitet, wäre unfähig ... die naheliegende Koali­
tion der konventionellen Linken mit den Rückzugsbewegungen« birgt »Risiken«. Diese 
Rückzugsbewegungen, die Grünen und Neuen Sozialen Bewegungen, sehen die Moderni­
sierung als Leidensgeschichte und analysieren sie aus der Perspektive der Besiegten« (!) — 
eine solche Koalition könne »nicht gerade« als »Siegerkoalition« erscheinen. Also muß es 
»die Linke« aus eigener Kraft schaffen: durch einen »Ausbruch nach Europa«, gemäß der 
Rau’sehen Devise vom sozialdemokratischen Alleingang. Glotz vollzieht diese Wende mit 
Bravour; und als »Tendenzliterat« und Tagesschriftsteller (»Ich bin nicht objektiv, ich bin 
Parteisekretär«) zieht er auch gleich mit der Sprechblasenproduktion seiaer Kollegen 
Geißler, Stoiber und Haußmann.

Glotz’ fünftes Buch schließt den Kreis zum ersten. Nur einen Grundzug gibt es, der 
durch alle hindurchgeht: Die Ausgrertzung der »romantischen« Linken bei gleichzeitiger 
Bewunderung für das gutgemachte Rechte. Das ist sozialdemokratische Tradition. Den in­
nerparteilichen Rechtsruck nach 1973 hat er genauso ausgependelt wie den leichten Links­
ruck nach 1979 und den abermaligen Rechtsruck nach 1983 — gerade diese Fähigkeit 
macht ja sein Image aus; Ein Mann ohne Eigenschaften auf der Suche nach Identität. 
Doch solange seine Partei keine hat, wird auch ihr Chefideologe keine finden können. Pe­
ter Glotz ist nur der Ausdruck, der Expressionist der SPD.
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Eric Hobsbawm

Labour an der Regierung — Erfahrangen und Aussichten*

Noch vor drei Jahren lohnte es sich nicht, konkret über die Aussichten einer neuen 
Labour-Regierung zu sprechen. Heute können sie, bei aller Vorsicht, wieder ins Auge ge­
faßt werden. Dieser Artikel will nicht das Programm von Labour und noch weniger ver­
schiedene spekulative Wahlausgänge diskutieren, sondern das, was wir — vielleicht — aus 
der geschichtlichen Bilanz von Labour-Regierungen über die Aussichten einer künftigen 
lernen können. Ich betrachte in erster Linie die Iimenpolitik, obwohl dies uru-ealisitsch ist, 
weil heute internationale Zwänge dem, was nationale Regierungen tun können, höchst 
wirksame Grenzen setzen. Dies auch deshalb, weil über die Außenpolitik früherer 
Labour-Regierungen (mit wenigen Ausnahmen) nichts Positives zu sagen wäre. Sie ver­
fügten kaum jemals über eine Labour-spezifische oder sozialistische Außenpolitik, die von 
den Liberalen, den Tories oder dem Konsens der herrschenden Klassen hätte unterschie­
den werden können. Dies ist eine erste Lehre, die aus der Vergangenheit gezogen werden 
muß.

Die Amtszeiten Ramsay Macdonalds

Es gab fünf Regierungsperioden von Labour (1924, 1929-31, 1945-51, 1964-70 und 1974- 
79). Was ist ihre Bilanz? — Die erste Regierung war eine Minderheitsregierung, da Labour 
nicht einmal die stärkste Fraktion im Parlament bildet und nur wenig besser als die Libe­
ralen abschnitt, die ein gutes Stück hinter den Tories lagen. Tatsächlich wurde Labour so­
wohl durch die Liberalen wie durch intelligente Konservative ins Amt gebracht, weil — 
wie Neville Chamberlain es ausdrückte — eine Koalition der herrschenden Klassen, welche 
Labour heraushielte, die Partei der Arbeiterklasse in der Zukunft nur weiter stärken wür­
de. Demgegenüber wäre sie in der Regierung zu schwach, großen Schaden anzurichten, je­
doch nicht zu schwach, um in Mißkredit gebracht werden zu können.

Die erste Labour-Regierung schadete in der Tat den herrschenden Klassen wenig, ob­
gleich der Geheimdienst, der damals wie später seine Aufmerksamkeit nur auf den Kom­
munismus richtete, sie als eine unheilvolle, subversive Konspiration ansah und sein Bestes 
tat, sie zu sabotieren (Sinowjew-Brief u.a.m). Andererseits fiel sie auch nicht in Mißkredit. 
Nach der kurzlebigen Regierung gewann Labour 25 Prozent hinzu. Was aber machte sie 
in den neun Monaten?

Labour versuchte keineswegs, den Sozialismus einzuführen, nicht nur weil sie dazu 
nicht in der Lage, sondern auch weil ihr Führer, Ramsay Macdonald, nichts weniger woll­
te als das: Er wollte Labour bei ehrbaren Bürgern akzeptiert sehen als eine zur Regierung 
fähige Partei, vielleicht sogar bei Labour-Mitgliedem selber, derm die Partei benötigte lan­
ge Zeit, um das Gefühl zu überwinden, es sei für die herrschende BClasse normaler, an der 
Regierung zu sein, als für die Vertreter von Labour. Selbst Harold Wilson war irrational

* Der Artikel erschien zuerst unter dem Titel »Labour’s Prospects. Fast Perfect — Future Tense« 
in; Marxism Today, No. 10/1986, London, S. 12-19. Mit freundlicher Genehmigung der MT-Re- 
daktion drucken wir die Übersetzung ab. Die Übertragung ins Deutsche besorgte Frank Heiden­
reich.



befriedigt, als er lange genug Ministerpräsident gewesen war, um — ganz irrtümlicherwei­
se — beanspruchen zu körmen, daß Labour nunmehr »die natürliche Regierungspartei« 
sei. — Sogar trotz der Enttäuschung sowohl ihrer gemäßigten wie linken Anhänger agierte 
die Labour-Regierung, gemessen an den Standards der sechziger Jahre Wilsons oder der 
siebziger Callaghans, nicht so schlecht. Sie verbesserte ^ e  Arbeitslosenfürsorge und das 
Bildungssystem; ihr Wohnungsgesetz (Housing Act), das den kommunalen Wohnungsbau 
mit Mietpreisbindung förderte, war ein wichtiger Markstein in der Geschichte des Wohl­
fahrtsstaats. Mehr als eine halbe Million Häuser wurden nach diesem »Wheatley-Gesetz« 
(benannt nach dem Linken, der es als Gesundheitsminister durchbrachte) errichtet, bis die 
»Nationale Regierung« von 1933 die Subventionen strich. Wheatley hatte bis zum Sturz 
der Regierung nicht die Zeit, ein Gesetz zur Kontrolle der Baukostenschwindel durchzu­
bringen, aber ein staatliches Beschäftigungsprogramm (besser: ein Versuch dazu) zur Ver­
ringerung der Arbeitslosigkeit wurde eingeleitet. Übrig bMeb das Projekt einer nationalen 
Elektrizitätsversorgung, das in der Folgezeit von den Konservativen ausgeführt wurde. Im 
großen und ganzen war die Bilanz nicht schlecht, es sei denn, man erwartete, Labour wür­
de eine Revolution machen.

Die zweite Labour-Regierung von 1929 bis 1931 ist eine, die alte Labour-Anhänger ger­
ne vergessen möchten. Glücklicherweise war es möglich, wenngleich abwegig, die Schuld 
für ihr Scheitern bei ihrem 'Pxewkx Ramsay Macdonald, beim Schatzkanzler P/zz/i/? Snow- 
den, bei dem ehemaligen Gewerkschaftsrechten J.H. Thomas, der sich den Konservativen 
anschloß, und bei den Liberalen abzuladen, die 1931 beim Sturz der Labour-Regierung ei­
ne »Nationale Regierung« bildeten. Die Regierung von 1929 besaß keine Labour-Mehr- 
heit, allerdings war gerade zu diesem Zeitpunkt Labour mit einer nur etwas geringeren 
Stimmenzahl als die Tories stärkste Partei im Parlament. Sie war abhängig von der Unter­
stützung der Liberalen. Da aber die Liberalen den Wahlkampf sogar mit einem ehrgeizige­
ren sozialen und ökonomischen Programm als Labour bestritten hatten, bildete dies kaum 
ein großes Handicap. Das Programm der Liberalen antizipierte recht weitgehend jene Art 
von Keynesianismus, den Labour später als ihren eigenen vorgab. Tatsächlich war Keynes 
der Berater der Liberalen in Wirtschaftsfragen.

Die zweite Labour-Regieumg blieb nicht völlig ohne reformistische Fortschritte, hatte 
aber zwei größere Schwächen: Die erste war, daß die Führung sich schnell nach rechts be­
wegte, ohne sicher zu sein, die Situation in der Partei angemessen unter Kontrolle zu ha­
ben. Sie hatte daher die Partei 1928 mit einem Programm belastet, das in der Rhetorik so­
zialistischer Zukunftserwartungen stark war (der Entvmrf stammte von R.H. Tawney), 
aber genau in dem, was Labour zu machen sich vornahm, seh|- nebulös blieb. Darüber 
hinaus war die Labour-Linke, anders als 1924, von der Regierung systematisch ausge­
schlossen. Die zweite Schwäche war, daß diese orientierungslose Regierung sich in die 
weltweite Depression von 1929-33 gestürzt sah. Sie hatte nicht die allergeringste Vorstel­
lung davon, was zu tun sei, vor allem, weil sie jede Politik gegen Arbeitslosigkeit ablehnte, 
die irmerhalb oder außerhalb der Partei vorgeschlagen wurde und mit der herrschenden 
ökonomischen Orthodoxie der Haushaltsexperten (treasury advisors) in Konflikt geriet.

Sie war keineswegs die einzige Regierung in der Welt, die sich unter den Schlägen der 
Weltwirtschaftskrise stolpern sah, aber sicher diejenige Regierung (zusammen mit den 
USA unter Präsident Hoover, wermgleich aus anderen Gründen), deren Reaktionen auf 
die Krise kläglichst verfehlt waren. Tatsächlich wurde die skandinavische Sozialdemokra­
tie durch das schreckliche Beispiel der britischen Labour Party sogleich dazu angeregt, ei­
ne bessere Anti-Krisenpolitik auszuarbeiten.



Das spektakuläre Scheitern dieser Regierung wird deutlich durch den Zusammenbruch 
von Labour bei den allgemeinen Wahlen von 1931 — ihr Stimmenergebnis fiel um 25 Pro­
zent — und durch die sichtbare Desintegration der Partei. Macdonald, Snowden und 
Thomas gingen zu den Tories über; Sir Oswald Mosley, damals ein radikal gesirmter Mini­
ster, führte eine Revolte an, die von namhaften Figuren der Linken wie A J . Cook und 
dem jungen Aneurin Bevan unterstützt wurde, bis klar wurde, daß er sich über die soge- 
narmte »New Party«, die er auf diesem Weg gründete, auf den Faschismus zubewegte. 
Von da an schrieben solche Stützen des rechten Fabianismus wie die Webbs (Sydney 
Webb war Minister gewesen) die Labour Party ab und setzten auf die Sowjetunion. Die 
bedeutendste Organisation von Sozialisten innerhalb der Partei, die Independent Labour 
Party (ILP), zog sich zurück und beging wenig später Selbstmord durch ihre Abspaltung 
(disaffiHation) von der Labour Party.

1931 waren die Verhältnisse bei Labour in größerer Lfnordnung als jemals sonst (1981 
bis 1983 ausgenonmien). Die Tatsache, daß die Kommunistische Internationale gerade ih­
re sektiererischste Phase durchlief, bedeutete leider, daß keine Abteilung der Linken aus 
der Lage einen Nutzen zog. Wie immer wir es betrachten, die zweite Labour-Regierung 
war ein Desaster.

Drastische Sozialreform der Regierung Attlee

Die dritte Periode (1945-51), welche die erste nicht schlechthin enttäuschende war, hat ei­
nen mythischen Heiligenschein angenommen. »Die Regierung Attlee«, vmrde eiimial ge­
sagt, »ist in ernster Gefahr, sich aus der Wirklichkeit in die Halbwelt von Legende und 
Phantasie zurückzuziehen.« (K.O. Morgan) So richtig dies ist, basiert die Legende trotz 
einer weit negativeren internationalen Bilanz doch auf erheblichen innenpolitischen Lei­
stungen.

Es ist behauptet worden, daß diese Leistungen lediglich den Konsens der Mitte verkör­
perten, der während des Krieges sich entwickelt hatte und von gemäßigten Tories bis zu 
Labour-Politikem der linken Mitte reichte, mit zwei Liberalen als ihren zentralen Ideolo­
gen: Beveridge und Keynes. Dies ist irreführend. Sicher, die Regierung Attlee führte in er­
ster Linie aus, was die Kommissionen der Kriegszeit geplant hatten; und das Bildungsge­
setz von 1944 (Butler Education Act) jedenfalls, eine der wesentlichen Eckpfeiler der briti­
schen Nachkriegsordnung, wurde in der Tat noch unter der Regierung Churchill erlassen. 
Es ist gleichfalls nicht zu leugnen, daß die konservativen Regierungen nach 1951 bis zu 
Thatcher die meisten der Labour-Vorhaben akzeptierten. Die Regierung Thatcher ver­
suchte als erste, das Britannien der Butler, Beveridge, Keynes und Attlee zu demontieren.

Dies bedeutete allerdings nicht, daß Britannien, werm Labour 1945 nicht an die Macht 
gespült worden wäre, weitgehend genauso ausgesehen hätte. Es ist eine Sache, große Plä­
ne für die Zukunft nach dem Kriege mitten in einem Krieg bekaimtzugeben, vor allem 
darm, wenn man von den Bürgern weiß, daß sie für eine bessere Zukunft kämpfen. Wie 
die Jahre nach dem Ersten Weltkrieg zeigten, ist es eine ganz andere, sie auch auszufüh­
ren, wenn der Druck weicht. Nachkriegsregierugen der Tories hätten vielleicht manches 
getan, aber es bleibt unvorstellbar, daß sie sich an das Werk der Neugestaltung des Landes 
mit so viel aufrichtigem Enthusiasmus gemacht hätten wie Labour — die Linke und die 
Rechte in diesem Fall einmal gemeinsam. Für die Zeit vor 1945 bis 1951 kann Labour mit 
Recht zugleich Erfolge behaupten und kritisiert werden.

Die konkreten Leistungen sind beeindruckend in ihrer bloßen Zahl. Dazu gehören die



Verstaatlichungen der Bank von England, von Kohle und ziviler Luftfahrt (1946), der 
Elektrizität (1947), der Gasversorgung, der Eisenbahnen und einiger anderer Transport­
zweige (1948), von Eisen und Stahl (1949); der vollständige Neuaufbau der sozialen Ver­
sorgung und des Wohlfahrtssystems (Familienermäßigungen; Nationale Versicherung; 
Staatsbeihilfen, 1966 geändert in Sozialhilfe und das Nationale Gesundheitswesen); erheb­
liche Änderungen bei der Planung (neue Städte, ein grundlegendes Gesetz zur Stadt- und 
Territorialentwicklung); das meiste des heutigen Verwaltungsbeschwerdesystems (z.B. 
Mietenkammem) und noch weit mehr. Zusammengefaßt: Keine britische Regierung des 
20. Jahrhunderts hat das Geflecht der britischen sozialen und wirtschaftlichen Institutio­
nen in fünf Jahren dramatischer geändert als Labour 1945 bis 1950.

Verstaatlichung in Verbindung mit dem Wohlfahrtsstaat war ohne Zweifel das Herz­
stück dieses Programms. Aber gerade hier bestand eine entscheidende Unbestimmtheit in 
der Politik von Labour. Alle in der Regierung unterstützten das Verstaatlichungspro­
gramm (ausgenommen bei Eisen und Stahl) aus Gründen der Effizienz, weil man öffentli­
che Kontrolle der Unternehmen zu ihrer Integration in eine nationale Wirtschaftspolitik 
brauchte, weil die Beseitigung der Kapitalisten die industriellen Verhältnisse (wie jeder 
dachte) umwandeln würde, als ein Zeichen der Entschlossenheit von Labour, mit der alten 
Ordnung Schluß zu machen oder aus einer Mischung aU dieser imd einiger weiterer Motive 
heraus. Aber es gab tatsächlich kaum eine Überlegung, wie die Verstaatlichung in die all­
gemeine ökonomische und soziale Strategie von Labour paßte, sowie praktisch keine 
Überlegung, wie »Gemeineigentum« organisiert werden sollte.

Die Form der Verstaatlichung, die eigentlich ohne Diskussion übernommen wurde, war 
jene, die 1933 von Herbert Morrison für die Londoner Nahverkehrsbetriebe (London 
Transport) eingeführt wurde und mehr oder weniger auf solch früheren Modellen wie 
BBC und Central Electricity Board basierte, nämlich die autonome öffentlich-rechtliche 
Körperschaft, welche den Vorstand unverantwortlicher privater Kapitalisten durch ein 
gleichsam autokratisches Gremium staatlicher Bürokraten ersetzte, mit dem die Gewerk­
schaften ihre Tarifverhandlungen führten. Leider scheint die Gewerkschaftsführung jener 
Zeit tatsächlich ein System befürwortet zu haben, in dem Arbeiter nicht an der Geschäfts­
leitung partizipierten oder Verantwortung für sie trugen.

Es gab keinerlei Druck in Richtung irgendeiner Art von Arbeiterkontrolle — selbst die 
Linke zeigte bis in die sechziger Jahre daran kaum Interesse —, und anders als in Deutsch­
land oder Frankreich interessierten sich weder Regierung noch Gewerkschaften noch pri­
vates Unternehmertum für Formen der Einbeziehung von Arbeitern in industrielles Man­
agement. Sicherlich hätten sich derartige Übereinkommen als nicht sehr befriedigend er­
wiesen, aber es ist trotzdem seltsam, daß die Verstaatlichung in Frankreich nach 1945 von 
britischen Vorstellungen zu Arbeiterkontrolle beeinflußt waren (Cole gegen den Austro- 
marxisten Otto Bauer), hingegen nicht die Verstaatlichung durch eine Labour-Regierung.

Es gab ferner keine konkreten Vorstellungen über andere Formen des öffentlichen oder 
genossenschaftlichen Eigentums und Managements. Im Hinblick auf die Leitung der 
Wirtschaft ist es eine außerordentliche Tatsache, daß die Labour-Regierung kein Interesse 
an der Planung der Wirtschaft hatte im Unterschied zur französischen Regierung, die in 
den selben Jahren systematische Modelle für die Planung einer gemischten Wirtschaft ent­
wickelte. Labour schien an Planung desinteressiert, und die Mechanismen, die für diesen 
Zweck vom Krieg ererbt worden waren, wurden abgebaut. Die Regierung war in ihren er­
sten Jahren nicht einmal besonders keynesianisch. Während dies uns davor hüten sollte, in 
die Regierung von 1945 zuviel Sozialismus oder gar Beherrschung der Ökonomie hinein­



zulesen, waren ihre wirtschaftlichen Leistungen dennoch beeindruckend. 1951 hinterließ 
Labour die britische Wirtschaft in guter Verfassung; hauptsächlich weil die Regierung, vor 
allem während der sogenannten »Austeritäts-Periode«, die nationale Gesundung 
(national recovery) vor Konsumanreize stellte und eine gerechte Verteilung sicherte.

Das System des Wohlfahrtsstaats und der sozialen Sicherheit, das Labour installierte, 
war eindeutig das beste und menschlichste, das zu jener Zeit existierte. Der Regierung hiel­
ten ihre in erster Linie aus der Arbeiterklasse stammenden Wähler die Treue. Der Rück­
halt von Labour wuchs nach 1945. Als die Tories 1951 sie mit einer etwas geringeren Stim­
menzahl schlugen, was auf die Eigenarten des britischen Wahlsystems zurückzuführen 
war, erzielte Labour in der Tat ihr höchstes absolutes wie relatives Stimmenergebnis: etwa 
14 Millionen bzw. 49 Prozent.

Mit der Zeit aber, im Laufe des Jahres 1947, gmg der Regierung Attlee spürbar die Luft 
aus. Nachdem sie einmal das 1945 beschlossene Progranrai ausgeführt hatte, besaß sie kei­
ne neuen Ideen. Die wesentliche Kritik an ihrer Irmenpolitik ist, daß ihr jede langfristige 
Strategie für die Zukunft, ob für eine der sozialen Umwälzung oder des wirtschaftlichen 
Wachstums, fehlte. Weiterer Fortschritt wurde so selbst für die Labour-Linke zu einer 
Frage der Aufstellung von Wunschlisten für weitere Verstaatlichungen; und seit klar war, 
daß die Wirtschaft auf absehbare Zeit eine »gemischte« (d.h. eine teilweise private) sein 
würde, war der Umfang der Liste mehr ein Symbol sozialistischen WoUens als das einer 
sozialistischen Strategie. Während die Rechte argumentierte, man brauche, weim über­
haupt, nicht viel mehr an Verstaatlichung, um »der Gesellschaft die Macht über die Kom­
mandohöhen der Wirtschaft zu verleihen« (Gaitskell), verlangte die Linke zusätzliche.

Richtig ist, daß die Rechte wirklich glaubte, daß das britische Produktionssystem mit 
etwas makro-ökonomischer, keynesianischer Steuerung nunmehr hinreichend gut funk­
tionierte, weil sie entweder Britannien immer noch für eine der großen und dauerhaften 
Industrienationen der Welt hielt, die auf keinen Fall verfallen könnte, oder weil sie dachte, 
man habe genug getan, um eine gemischte Ordnung auf den richtigen Weg zu bringen. Die 
Linke unterschätzte fast ebenso eindeutig die langfristige wirtschaftliche Krise des Landes. 
Labours Wahlsieg war der innenpolitische Aspekt von Britanniens heroischer Position im 
Krieg und seines Sieges über den Faschismus. War es denkbar, daß Britannien nach sei­
nem größten Augenblick potentiell schlechter dastand als die zerstörten Länder, die es ge­
schlagen hatte? Tatsächlich war es so.

Über die (mit Ausnahmen wie Indien) verheerende internationale Bilanz der Jahre Att- 
lees, die Britannien in einen US-amerikanischen Satelliten verwandelten, braucht kaum 
ein Wort verloren zu werden. Geschuldet war sie zum Teil dieser Unfähigkeit zu begreifen, 
daß Britannien nicht länger eine Großmacht ersten Ranges war; zimi Teil der Entdeckung, 
daß ökonomische Schwäche — die als vorübergehend angesehen wurde — abhängig 
machte von amerikanischem Wohlwollen und Druck (z.B. hingen die Labour-Reformen 
von einem amerikanischen Kredit von 1945 ab) und zum Teil des ideologischen Antikom­
munismus. Erwähnt werden sollte, daß der Widerstand gegen diese Entwicklungen die 
Labour-Linke, soweit sie diese rechtzeitig erkaimte, besser aussehen läßt als ihre Schwäche 
in ökonomischen Fragen. Gleichwohl muß noch einmal betrübt auf die Abwesenheit ir­
gendeiner spezifischen Labour-Außenpolitik hingewiesen werden.



Katastrophen perspektivloser Labour-Politik: Wilson und Callaghan

Die vierte Periode von Labour an der Regierung, 1964 bis 1970, war auf ihre Weise ebenso 
verheerend wie die zweite. Labour kam ohne ein erkennbares Programm, ohne eine er­
kennbare Perspektive ins Amt, abgesehen von Werbesprüchen (»Let’s go with Labour« 
1964, »You know Labour government works« 1966) und einem Appell an die leuchtende 
technologische Modernität, die Harold Wilson, der diese Regierung dominierte, von je­
nem bekanntlich sozialistischen Präsidenten der USA Kermedy übernahm: »Wir definie­
ren und formulieren unseren Sozialismus neu in Begriffen der wissenschaftlichen Revolu­
tion.« (Wilson)

Der Stimmenanteil von Labour Labour erzielte 
bei anderen Wahlen 
während ihrer fünf Amtszeiten 
folgende Ergebnisse:
1950: 46,1 %
1966: 47,9% und 
1974 (Oktober): 39,2%

In der Tat stand ein Kalkül hinter dieser hohlen Phrase. Taktisch sollte sie die verbissene 
Fehde, die Rechte und Linke seit dem Ende der Jahre Attlees entzweit hatte, durch die 
Vermeidung politischer VerbindUchkeiten überspielen. Leider bedeutete dies, daß die Re­
gierung in Fragen, die das britische Volk wirklich bedrängten, über keine eigene Politik 
verfügte. Auf diese Weise wurde im Laufe der Mitte der sechziger Jahre ziemlich klar, daß 
das System der sozialen Sicherheit, das gemessen an weltweiten Standards nicht mehr so 
herausragend war, für eine systematische Erneuerung und Neukonzeption reif war. Aber



auf diesem Gebiet gab es keine größere Reform, auch werm ganz am Ende der sechziger 
Jahre Crossman mit Plänen für eine Rentenreform spielte, die zu nichts führten. Die am 
ehesten kohärente Politik in der Ära Wilson war die systematische Liberalisierung, die von 
Roy Jenkins im Innermiinisterium (z.B. in Fragen der Homosexualität, der Abtreibung 
und der Scheidung) verfolgt vmrde. Aber obwohl sie begrüßt wurde, sie machte einerseits 
keine Labour-Regierung erforderlich, und andererseits bildete sie keinen ausreichenden 
Ersatz für eine Labour-Politik auf diesem Gebiet oder im allgemeinen.

Gleichwohl implizierte die Rhetorik auch eine Politik. Sie glaubte, das Land sei auf dem 
richtigen Weg und würde nur durch »restriktive Praktiken oder überholte Methoden bei­
der Tarifparteien« (Wilson) aufgehalten. Einerseits war diese Erkenntnis, daß mit der bri­
tischen Wirtschaft wirklich etwas nicht stimmte, ein Fortschritt gegenüber dem »Revisio­
nismus« der Labour-Rechten in den fünfziger Jahren, der die Produktion nicht mehr für 
eine Problem hielt, mit der Folge, daß es beim Sozialismus nicht mehr um Planung und 
gesellschaftliche Kontrolle, sondern um »Gleichheit« ging. Andererseits war es kein Fort­
schritt; da Wilson so redete, als ob sich Britannien ohne größere Umstellungen vorwärts­
arbeiten werde, wurden die Restriktionen und überholten Methoden auf einmal mit einer 
begeisternden Bewegung (inspiring heave) beiseite geschoben.

Die öffentliche Verwaltung wurde dementsprechend durch die Bildung neuer Ministe­
rien, durch Umbeneimung oder Auflösung alter und durch andere bürokratische Spiele 
durcheinander gerüttelt, womit sich seitdem die Thatcheristen befassen. Ein größerer 
Schub in wissenschaftlich gestützte Technologien sollte stattfmden, für die hervorragende 
Wissenschaftler mobilisiert wurden. Ein Ergebnis war die Concorde, aber die begeisterte 
Förderung der kapitalistischen Konzentration, die sich in jenen Jahren mit dem Segen der 
Regierung stark beschleunigte, bildete den Hauptinhalt der Wilsonschen Industriepolitik. 
Unter dem launischen George Brown kam es wohl zu einem »nationalen Plan« (d.h. ei­
nem Dokument, das der britischen Wirtschaft Ziele aufzeigte), aber viel wurde nicht ge­
plant. Verglichen mit den sechs Jahren von Attlee, erscheinen die sechs von Wilson trotz 
sinnvoller Gesetzgebung im einzelnen leer und ruderlos.

Regierungen entschuldigen ihre Fehlschläge gern durch Berufung auf nicht beeinfluß­
bare Unwetter, die sie »vom Kurs abbrachten«. Die Regierungen unter Wilson allerdings 
steuerten keinen Kurs. Die meiste Zeit verbrachten sie damit, mit aU dem fertig zu werden, 
was die Schwäche der britischen Wirtschaft demonstrierte, die sie für gewöhnlich grob un­
terschätzten. Denn der große weltweite Boom, an dem Britannien bescheiden partizipier­
te, war auf seinem Höhepunkt und das britische Volk hatte es in der Tat »noch nie so gut 
gehabt«. Als aber die ersten Anzeichen für das Ende des weltweiten goldenen Zeitalters 
sichtbar wurden, hätten die Wilsonianer als gemäßigt reformerischer Verwalter der Ver­
bindung von Kapitalismus und Wohlfahrtsstaat, auf den sie ihre ganze Hoffnung setzten, 
vielleicht durchkommen körmen. Tatsächlich strauchelten sie international und stießen ge­
gen die Widersprüche zwischen Wohlfahrtskosten und Stärke der Gewerkschaften einer­
seits und der Trägheit der Wirtschaft andererseits.

Im Zuge dieses Sich-vorwärtsquälens fand sich die Regierung in dem hoffnungslosen 
Versuch wieder, Gewerkschaften und Arbeitskämpfe unter gesetzliche Aufsicht zu stellen. 
In dreierlei Hinsicht war dies ein Fehler. Zurückhaltung der Gewerkschaften ist möglich 
gegenüber einer Politik, die in den Augen der Gewerkschafter im Interesse der Arbeiter 
ist, obgleich dies den natürlichen Instinkten jedes (linken wie rechten) Gewerkschaftsfüh­
rers widerspricht. 1948 stimmte der Gewerkschaftsdachverband TUC tatsächlich einem 
andauernden Lohnstop zu, um der »Austeritätspolitik« von Stafford Cripps voranzuhel-



fen. Die Regierung Wilson jedoch erschien und handelte nicht wie eine Regierung der Ar­
beiterklasse, sondern wie eine liberalere und menschlichere Ausgabe der normalen kon- 
sens-orientierten und keynesianischen Tory-Regierung. Und (anders als 1948) versuchte sie 
gar nicht erst, im Austausch gegen gewerkschaftliche Zurückhaltung einige andere Refor­
men zur Angleichung von Einkommen und Reichtum auszuhandehi. In den siebziger Jah­
ren, als es zu spät war, wurde dies dank Jack Jones von der Transportarbeitergewerk­
schaft TGWU mit dem »Sozialkontrakt« versucht. Zweitens mußte gesetzlicher Zwang 
mit ziemlicher Sicherheit die Partei und die Linke spalten. Zu den Kritikern gehörten zwar 
in der Tat auch Politiker, die von der Linken weit entfernt standen (wie Callaghan, Cros- 
land, Crossman, Marsh) — aber wer außer ihnen konnte einen selbstmörderischen Plan 
als solchen durchschauen? Wilson wurde geschlagen, weil er kein Gespür dafür zeigte, wie 
die Bewegung war. Drittens aber garantierte sein gescheiterter Versuch, den Gewerkschaf­
ten gesetzliche Beschränkungen aufzuerlegen, nachdem er sich erlaubt hatte, dies auf die 
Tagesordnung zu setzen, daß gesetzliche Aufsicht eine Parole der Tories wurde.

Die vollkommen negative Bilanz dieser Jahre in der Außenpolitik hinzugerechnet, fal­
len die Wilsonschen sechziger Jahre auf ihre Weise ebenso schlecht aus wie die Labour-Re­
gierung von 1929 bis 1931; in gewisser Hinsicht schlimmer, da es Wilson gelang, die Partei 
tief zu spalten, ohne aber selbst sie zu verlassen. Die Zusammenarbeit der Rechten, des 
Zentrums und der Linken der Partei nach 1931, die die Regierung von 1945 möglich 
machte, war schwierig und turbulent genug, wie es in der Labour Party schon immer ge­
wesen zu sein scheint; aber sie wurde wenigstens ermöglicht durch die Tatsache, daß alle in 
der Verdammung der Verräter die auf die andere Seite übergelaufen waren, Überein­
stimmung finden konnten. Nach 1970 jedoch verblieben die »schuldigen Männer und 
Frauen« (wen immer man für schuldig hielt) in der Partei, die sich nach links bewegte, 
während die Führer ihres rechten Flügels nach rechts gingen.

Je weniger man über die fünfte Periode von Labour an der Regierung, die zweite Amts­
zeit von Wilson und die Jahre von Callaghan (1974-79), redet, desto besser. Nach dem 
Verlust von 11 Prozent der Stimmen und von fast eineinhalb Millionen Wählern seit Wil­
sons Spitzenergebnis von 1966 war die Labour-Minderheitsregierung in jeder Hinsicht zu 
schwach, um etwas zu leisten. Mit freundlicher Genehmigung der Liberalen und einiger 
anderer lebte sie von der Hand in den Mund, durch Probleme von allen Seiten bed­
rängt, zunehmend unfähig zu jedweder Steuerung und überrollt von einer Welle von 
Streiks. (...)

I Schliißfolgerangen für 1987

Was können wir aus dieser nicht sehr begeisternden Bilanz lernen? Zunächst, daß Labour- 
Regierungen den Ernst der Krise der britischen Wirtschaft und die Tatsache des Abstiegs 
Britanniens als internationale Macht hartnäckig unterschätzten. Daß selbstverständlich die 
meisten Leute in Britannien bis in die siebziger Jahre so dachten, ist keine Entschuldigung. 
Ist dies heute noch der Fall? Wenn nicht — und ich denke, es gilt nicht mehr —, dann gibt 
es Grund zu Optimismus. Denn werm sowohl das britische Volk als auch die Labour Party 
und die Arbeiterbewegung letztlich überzeugt sind, daß ihr Problem dem eines im Krieg 
besiegten und halb zerstörten Landes gleicht, dann können sich beide ohne törichte Illu­
sionen auf die Aufgabe der nationalen Gesundung konzentrieren und die Opfer ins Auge 
fassen, die diese Gesundung sicher zur Folge haben muß. Und dies mag Labour wieder et­
was von jener Dynamik und — allem zum Trotz — vorübergehender Einigkeit verleihen.



die sie 1945 besaß, und dem Rest des Volkes die Bereitschaft, eine Labour-Regierung zu 
unterstützen oder zumindest zu tolerieren.

Die Jahre mit Thatcher haben dies dreifach erleichtert. Erstens haben sie Britannien in 
vielem so ausgebombt, daß es viel leichter fallt, die Lebensfragen zu erkennen, denen sich 
Britannien jetzt gegenübersieht. Thatcher zerstörte schließlich, wie TonyBenn einmal sag­
te, weit mehr britische Industrie als Hitler. Zweitens haben diese Jahre in den Köpfen der 
meisten Leute die ins Private treibende Ideologie des »freien Marktes« jener spießigen Fa­
natiker (suburban crusaders), welche das Recht der Reichen, in Ruinen reicher zu werden, 
als einen Lösungsweg für die Probleme der Welt und Britanniens verkleiden, vollständig 
diskreditiert. Sie hatten üire Chance, und wir können sehen, was dabei herauskam. Es 
könnte vielleicht sogar sein, daß Thatcher in ihrem Niedergang den Zugriff auch auf jene 
traditionellen Aktivposten des alten Toryismus, auf Krone und Reich, Flagge und patrioti­
sche Reflexe, verlieren wird. Drittens waren die Niederlagen und Rückschläge für Labour 
so schwerwiegend und unbestreitbar (selbst für viele ehemals bHnde Sektierer), daß die Be­
dingungen für eine Zusammenarbeit vermutlich in allen Teilen der Bewegung besser als ir­
gendwann seit den dreißiger Jahren sind. Im übrigen ist es eine Lehre aus der Vergangen­
heit, daß gespaltene oder durch die Furcht vor Spaltung gelähmte Labour-Regierungen 
nichts erreichen.

Andererseits wird es in zweifacher Hinsicht schwieriger werden. Die Distanz — selbst 
die geographische — zwischen den Abteilungen des britischen Volkes, denen es gut und 
denen es nicht gut geht, hat so stark zugenommen, daß die Wohlhabenden ihren Beitrag 
zu den notwendigen Opfern nur widerstrebend leisten werden. Und was heute mehr als je 
zuvor fehlt, ist etwas, das Labour 1945 so viel Antrieb gab: der Hunger nach einer neuen 
und besseren Art von Gesellschaft (nicht bloß unter Arbeitern und Sozialisten), deutlich 
geschieden von der Rückwendung zu den Praxen einer alten Gesellschaft. Ehrlicherweise 
muß gesagt werden, daß es (noch) nicht viel Vertrauen zu Labour als der treibenden Kraft 
der nationalen Gesundung und Errettung gibt.

Trotzdem ist Labours beste und heute vielleicht einzige Chance die, das Volk davon zu 
überzeugen, daß vor uns als mit Abstand vorrangige Aufgabe die Gesundung von einer 
großen nationalen Katastrophe liegt. Die Wirtschaft wird offensichtlich gemischt bleiben. 
Das war schon immer wahrscheinlich, und nicht einmal die radikalste Fassung eines La­
bour Parteiprogramms der Linken hat jemals etwas anderes ausgesagt. Aber genauso klar 
ist, daß es jenseits des Thatcherismus aus praktischen Gründen, nicht um der Ideologie 
willen, eine grundlegende Wende hin zu gesellschaftlicher Kontrolle und Lenkung in wirt­
schaftlichen und sozialen Fragen wieder geben muß. Und andererseits sollte den Arbeitern 
so wie den meisten von ihnen nach 1945 bewußt sein, daß eine ruinierte Wirtschaft nicht 
als ein florierendes Unternehmen betrachtet werden darf, von dem die Gewerkschaften 
rücksichtslos Lohnerhöhungen verlangen können, selbst wenn diese oder jene Gruppe für 
sich noch einen günstigen Abschliiß erzielt. (...)

Das Jahr 1945 brachte uns nicht den Sozialismus, aber es veränderte das Antlitz der Na­
tion gründlich und zum Besseren, und dies war das Werk von Labour. Wir können stolz 
sein, wenn die nächste Labour-Regierung auch nur halb so viel leistet. Allerdings legt 1945 
zwei Lehren nahe: Die erste ist, daß eine Labour-Regierung bei größeren Reformen keine 
Zeit verlieren darf. Praktisch das gesamte Veränderungsprogramm der Regierung Attlee 
wurde in ihren ersten drei Jahren ausgeführt. Verzögerungen vervielfachen die Hindernis­
se. Diese Geschwindigkeit wurde zweifellos durch eine grundlegende Einigkeit zwischen 
der Rechten, dem Zentrum und der Linken ermöglicht. Ohne ein klares Programm wäre



sie allerdings nicht möglich gewesen, und das hatte Labour 1945. Sie hatte nichts Ver­
gleichbares in den sechziger und siebziger Jahren. Und das schreckliche Beispiel der Ära 
Wilson zeigt, was geschieht, wenn eine Labour-Regierung, außer wieder in Ämter zu ge­
langen und interne Auseinandersetzungen zu umgehen, nichts im Auge hat.

Die zweite Lehre ist zu wissen, was zu tun ist. Die Versuchung, Unannehmlichkeiten — 
und eine schlechte Presse — dadurch zu vermeiden, daß man möglichst wenig über Zu­
kunftspläne spricht, ist groß und angesichts der internen Geschichte der Bewegung nach 
1979 mehr als verständlich. Aber jemand muß ausarbeiten, was eine Labour-Regierung 
machen soll. Wenn dies durch Kommissionen, Berater oder Mitglieder des Schattenkabi­
netts erfolgt, muß jemand die Teüe aufeinander abstimmen — nicht um, wie eine be­
stimmte Sorte der Labour-Linken denkt, eine potentiell verräterische Parteiführung an 
Versprechen zu binden, die ihr auf einem Parteitag abgepreßt wurden, sondern weil eine 
Labour-Regierung eine Vorstellung davon haben muß, wohin sie will, was ihre Hauptpro­
bleme sind und wie sie sie anpackt. (...)

Und die letzte Lehre aus der Vergangenheit, wiederum aus der Ära Wilson, lautet: 
Nach einer Phase des Rückzugs in die Wüste ist es für Labour nicht ausreichend, darauf 
zu vertrauen, daß die Tories sich selbst schlagen werden. Vielleicht tun sie das, so wie 
1964. Damals reichte es, um Labour eine Chance zu geben — die Regierungen der sechzi­
ger Jahre vergaben sie.

RUstungskonversion
und
Altemativproduktion 
Hrsg. V. György Szell
Berichte über die Bemühungen zur 
Umstellung der Rüstungsproduk­
tion aui zivile, alternative Ferti­
gung: Rüstungskonversion in der 
BRO, Italien. Frankreich, Öster­
reich, Belgien und Großbritannien. 
Rüstungskonverslon isi dabei mehr 
als eine technische und ökonomi­
sche Strategie zur Bewältigung der 
Folgen von Produktionsrückgän­
gen und Abrüstungsschritten: ihre 
Einbindung in gewerkschaftliche 
Politik ist ausschlaggebend. Die 
Autoren sind alle friedens- und ge- 
werkschaftspolitisch aktiv. 
Alternative Wirtschaftspolitik 6 
AS 118 (erscheint Ende 1986)
160 S., 17,60/14,60 DM f. Stud.

ProjeMgruppe Automation 
und Qualifikation (PAQ) 
Widersprüche 
der Automationsarbeit
Zusammenfassendes
Handbucfi
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gen zusammen: historische Ent- 
wickiungsgesetzmäßigkeiten der 
Arbeit, Auseinandersetzung mit 
Theorien über Automationsarbeit, 
empirische Untersuchung von Au- 
tomatioasarbeil, arbeitsbiograii- 
sche Forschung. Dargestellt wer­
den Grundbegriffe der Arbeitsana­
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Frauen/Männery
Computer
Hrsg. V. G.Broslus u. F.Haug
Eine empirische Untersuchung zu 
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automaiisierten Büro. Hier ist eini­
ges in Bewegung. Zusammenar­
beit wird als Zwang erfahren: Qua- 
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Alternative Wirtschaftspolitik 7 
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168 S., 17,60/14,60 DM f. Stud.



Diskussionsschwerpunkt: Gewerkschaftskrisen

Erich Ott

Gewerkschaften und Sozialdemokratie
Zu Peter Glotz’ Thesen zur gewerkschaftlichen Entwicklung und Perspektive

Das Thema Sozialdemokratie und Gewerkschaften, das zugleich,ein Verhältnis ausdrückt, 
spielt in der Geschichte der deutschen Arbeiterbewegung eine wichtige Rolle, stand stets 
zur Diskussion, brachte Konflikte hervor, bei denen es meist explizit oder implizit um Do- 
minanzprobleme, -ansprüche oder Vereinnahmung ging. Das Verhältnis von Partei und 
Gewerkschaften ist seit der Herausbildung dieser beiden Standbeine der Arbeiterbewe­
gung Thema von Partei- und Gewerkschaftskongressen, ohne daß dies jemals dauerhaft 
und grundsätzlich geklärt worden wäre, was auch unter den spezifischen deutschen Ent­
wicklungsverhältnissen bis 1945 und in der Geschichte der Bundesrepublik kaum möglich 
und sinnvoll sein dürfte. Traditionelle historische Verbundenheit von politischer und ge­
werkschaftlicher Organisation, wie auch die jeweils konkrete Ausprägung und Politik von 
Gewerkschaften und Sozialdemokratie haben ein Verhältnis grundsätzlicher Verbunden­
heit — mit gelegentlichen Spannungen und Differenzen — hervorgebracht, wobei letztere 
in der Geschichte der Bundesrepublik ihren deutlichsten Ausdruck in der Phase der letzten 
Jahre sozialliberaler Regierungspolitik fanden, was nicht zufällig so sein dürfte.

Tendenzieller. Abschied von der Tarifpolitik?

Einen interessanten Beitrag zu dieser Diskussion liefert Peter Glotz, Bundesgeschäftsfüh­
rer der SPD, in einem Referat vor dem Zentralkomitee des internationalen Metallgewerk- 
schaftsbundes (dokumentiert in: Frankfurter Rundschau v. 18.8.86, S. 14; die folgenden 
Zitate sind diesem Text entnommen), das sich vor allem mit den Perspektiven und Ent­
wicklungen der Gewerkschaften — genauer betrachtet, denen der Gewerkschaften in der 
Bundesrepublik — befaßt. Im folgenden will ich zu einigen zentralen Thesen von Peter 
Glotz Stellung nehmen, nicht zuletzt in der Absicht, diese Diskussion anzuregen.

Peter Glotz stellt die zentrale These auf, daß die Gewerkschaften — sowohl im nationa­
len als auch im internationalen Rahmen — politischer müssen, wenn sie überleben 
wollen. Dem kann man uneingeschränkt zustimmen, wobei zu sehen ist, daß sich im letz­
ten Krisenjahrzehnt und vor allem in den letzten Jahren in der Bundesrepublik bereits eine 
eminente Politisierung der Gewerkschaften und ihrer Interessenkämpfe vollzogen hat.

Glotz begründet seine Politisierungsforderung mit zwei Argumentationen, die in diesem 
Zusammenhang jedoch einer kritischen Betrachtung zu unterziehen sind.

Der erste Begründungsstrang geht von dem »konzentrierten internationalen des
Neokonservatismus gegen den Sozialstaat« aus, der seiner Meinung nach »das relative 
Klassengleichgewicht der Nachkriegsjahrzehnte« gefährdet und nur politisch beantwortet 
werden kann. Daß ein solcher Angriff auf den Sozialstaat im Krisenverlauf stattfindet und 
zunehmend massivere Formen annimmt, ist sicherlich unstrittig, wenngleich dies nicht erst 
eine Erscheinung ist, die mit der »Wende-Politik« neu und erstmals auftritt. Glotz argu­
mentiert weiter, daß »das Zusammenhalten unterschiedlicher Arbeitnehmer mit unter­



schiedlichen Arbeitsplatzinteressen ... oft nur über allgemeinpolitische Themen möglich 
ist«, woraus er folgert: »Der Tarifkampf bleibt wichtig, ist aber nur noch ein kleiner wer­
dender Ausschnitt unserer Arbeit.« D.h., die Tarifpolitik der Gewerkschaften wird zu ei­
nem tendenziell nebensächlichen Aufgabengebiet gewerkschaftlicher Politik deklariert. 
An seine Stelle sollen nach Glotz allgemeinpolitische Anstrengungen zur Verteidigung des 
Sozialstaates treten.

Einer solchen perspektivischen Orientierung im Organisationsgefüge der Arbeiterbewe­
gung widerspreche ich entschieden. Hiermit würden die Gewerkschaften tendenziell zur 
Partei. Wo ist dann noch das spezifische Aktionsfeld der SPD? Die Verteidigung sozial­
staatlicher Errungenschaften ist ganz sicher nicht nur eine Aufgabe der SPD als Partei, 
sondern auch eine gewerkschaftliche Kampfaufgabe. Aber in erster Linie ist hier die politi­
sche Partei gefordert, und zwar sowohl im Hinblick auf eine Nichtbeteiligung am Sozial­
abbau (vgl. die Zeit bis 1982) als auch auf die Durchsetzung von sozialstaatlichen Verbes­
serungen bzw. zumindest zur Erhaltung des status quo. In dieser Argumentation von Pe­
ter Glotz drängt sich die Schlußfolgerung auf, daß er das Scheitern der sozialdemokrati­
schen Politik bei der Verteidigung sozialstaatlicher Emmgenschaften analytisch mit einer 
auch für die Zukunft angenommenen Ohnmacht in diesem Bereich verbindet und nun 
von den Gewerkschaften hier vdrksame Handlungsfähigkeit erhofft. Letzteres wäre ja 
wohl uneingeschränkt zu begrüßen, vorher Gesagtes muß aber in aller Offenheit deutlich 
ausgesprochen und erkannt werden.

Fatal wird es jedoch erst bezogen auf den tendenziellen Abschied von der Tarifpolitik. 
Stellt man beides, Tarifpolitik und Sozialstaatssicherung, mit dieser Gewichtung so gegen­
einander, kann man heute schon absehen, daß die Gewerkschaften in einigen Jahren dort 
stehen würden, wo heute und in den vergangenen Jahren die SPD stand und steht, mit ei­
nem wesentlichen Unterschied, nämlich dem, daß sie sich von der Bühne ihres wirksam­
sten und erfolgreichsten, wie auch ureigensten Interessenfeldes, der Tarifpolitik, verab­
schiedet hätte. Dies wäre in der Tat eine Katastrophe!

Auch die Einschätzung von Peter Glotz hinsichtlich der Interessendifferenzierung der 
Arbeitnehmer und der verbleibenden lediglich politischen Gemeinsamkeiten, ist in dieser 
Form falsch. Gerade die Tarifpolitik als Absicherung, als harter Hebel der Erhaltung und 
Verbesserung von Einkommensverhältnissen und Arbeitsbedingungen ist nach wie vor die 
größte politische und soziale Gemeinsamkeit auch unterschiedlicher Arbeitnehmergrup­
pen. Eine im Inhaltsspektrum wesentlich erweiterte und umfassendere Tarifpolitik, die 
sehr viel politischer ist und zugleich solidaritätserzeugende Langfristwirkungen bringt, ist 
die wichtigste Aufgabe der Gewerkschaften in der Zukunft.

Für den Ausbau der Tarif politik

Es bedarf bereits heute keiner tiefschürfenden Analyse mehr, um festzustellen, daß tarif­
politische Festschreibungen sich in der Krise als stabiler, sicherer und zuverlässiger für die 
Arbeitnehmer und die Gewerkschaften erwiesen haben, als gesetzliche Errungenschaften 
im Sozialstaatsbereich, von denen einige Beispiele zeigen, wie schnell sie auf dem Altar po­
litischer Interessen der Kapitalseite geopfert werden.

Eine logische Schlußfolgerung darauf müßte meines Erachtens sogar sein, wesentliche 
Felder, die bisher originär dem Sozialstaatsbereich — also der gesetzlichen Regelung — 
zugeordnet wurden, künftig über die zu sichernde Gesetzesbasis hinaus in Tarifverträge 
einzubeziehen. Dies gilt beispielsweise für weite Bereiche von Arbeitszeitregelungen, für



das Überstundenproblem, für Mitbestimmungsregelungen, Kündigungsschutz, Bildungs­
und Weiterbildungsfreiräume, Arbeitsschutz und Arbeitsbedingungen etc. In der Tat hat 
dies zur Folge, daß die Gewerkschaften, ihre Mitglieder, die betrieblichen Interessenver­
tretungen und die Tarifkämpfe noch politischer werden müssen, aber zur Stärkung der 
Tariffähigkeit, nicht zu ihrem Abbau zugunsten einer appeUativen Politik an den Sozial­
staat, an Parlament, Regierung und Parteien. Diese Glotzsche These wird auch um so un­
verständlicher, als er in der weiteren Argumentation einerseits die »wirtschafts- und sozial­
politische Hegemonie der Konservativen« anprangert, zugleich jedoch die weitestgehende 
wirtschafts- und finanzpolitische Ohnmacht der Nationalstaaten und die »substantielle 
Machtverlagerung weg von den nationalen Regierungen zu Banken und insbesondere 
Zentralbanken« beklagt. Dies und die daran anschließend durchaus überzeugend vorge­
tragenen Entwicklungstendenzen bezüglich »2/3-Gesellschaft«, »materieller Umvertei­
lung«, »Angriffe auf die Aktionsfähigkeit der Gewerkschaften« widerlegen faktisch seine 
eigenwillige Politisierungsthese und Geringschätzung der Perspektiven der Tarifpolitik.

Eine Grundlage für diesen Widerspruch muß man in seiner Bewertung der technischen 
Entwicklung sehen. Hier erfolgt — wie auch schon häufig an anderer Stelle von ihm vor­
getragen — eine Überbewertung der Differenzierungen innerhalb der Arbeitnehmerschaft 
und einer seiner Meinung nach daraus erwachsenden weitestgehenden Auflösung gemein­
samer arbeitsbezogener Interessen. Die für Glotz in der Zukunft im Mittelpunkt stehen­
den »Rationalisierungsgewinner«, die »Produktionsintelligenz«, hebt er ab von Interes­
sen, die auf den Arbeitsplatz oder -bereich bezogen und gewerkschaftlich durchzusetzen 
und zu sichern sind. Partiell mag dies zutreffen, auch kann heute auf diese Gruppe bezo­
gen niemand ein widerspruchsfreies Konzept zu ihrer gewerkschaftlichen Integration vor­
legen.

Mit ziemlicher Sicherheit aber trägt das Glotzsche Ansinnen in der Zukunft nicht, denn 
es klammert nicht nur bewußt die gemeinsame Interessenbasis aus, sondern erwartet eine 
gewerkschaftliche Organisierung und Solidarität gegen eigene Interessen und versucht, auf 
der politischen Ebene eine neue gemeinsame Interessenbasis zu definieren, die letztlich 
ausschließlich »über den Kopf« entstehen muß. Dies hätte dann allerdings nur noch wenig 
mit tragfähiger Gewerkschaftspolitik und sehr viel mit allgemeiner Politik einer Partei zu 
tun. Glotz: »Wird die internationale Arbeiterbewegung auch die neuen Arbeiter organisie­
ren körmen, die Aufsteiger, die Gewirmer der industriellen Revolution — und sie für die 
Solidarität mit den anderen gewiimen könen? Die Linke muß eine Koalition zustande 
bringen, die möglichst viele Starke mit den Schwachen solidarisiert — gegen deren eigene 
Interessen.«

Daraus folgt für ihn logischerweise auch der Bedeutungsverlust betrieblicher Interessen 
und des »Betriebes selbst als Gravitationszentrum« gewerkschaftlicher Aktivitäten. Au­
ßerbetrieblich erzeugtes allgemeinpolitisches Bewußtsein wird dann als die einzig konkrete 
Zielsetzung künftiger gewerkschaftlicher Politik angegeben.

Zum guten — oder besser gesagt: weniger guten Schluß — kommt dann das Rothsche 
»Soziale Bündnis« als Lösung der Probleme ins Spiel, als das Bündnis der »Schwachen« 
mit den »Stärkeren« und den ganz »Starken«, die alle aus Einsicht die Lage der Schwä­
cheren durchgreifend verbessern und dies durch ein Handeln gegen die eigenen Interessen. 
Hierfür muß man die Erklärung wohl in der Theologie suchen, die Erkenntnisse der Ge­
sellschaftsanalyse versagen an dieser Stelle die Gefolgschaft. Ein wenig bange muß es den 
Gewerkschaftern — aber auch vielen Sozialdemokraten — bei diesen Zukunftsvisionen 
schon werden. Sie sind gut beraten, wenn sie den Glotzschen Weg nicht gehen.
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Neue Technologien — Neues Management — Alte Gewerkschaften?

1. Problemaufriß

Gewerkschaften bezogen als Kinder der ersten industriellen Revolution ihre zentrale Legi­
timationsbasis aus der sich öffnenden Schere zwischen Produktivitätssteigerung und so­
zialer Verarmung. Bereits während der zweiten industriellen Revolution, in der die Ge­
werkschaften als Protagonisten der Rationalisierung auftraten, gerieten sie aufgrund ihrer 
faktischen Hilflosigkeit in der Weltwirtschaftskrise in eine Sackgasse. Die Unfähigkeit der 
Gewerkschaftsbewegung, mit einer Wachstumskrise fertig zu werden, wurde während des 
III. Reiches gewaltsam aus dem Horizont relevanter Probleme verdrängt und in der an­
schließenden Phase des Wirtschaftswachstums »vergessen«. In der nun anbrechenden 
elektronischen Revolution, die wegen ihres systemischen Charakters (s.u.) zu Unrecht als 
dritte »industrielle Revolution« bezeichnet wird, bringen alte Probleme, die sich in neuem 
Gewand präsentieren, die Gewerkschaften in arge Bedrängnis.

Gewerkschaften sind in der Krise — heißt es. Im Unterschied zum realhistorischen Nie­
dergang der Gewerkschaften in anderen Ländern — ein erschreckendes Beispiel liefert 
hierfür Frankreich (vgl. Jansen, Kißler, Kühne, Leggewie, Seul 1986) — treten Symptome 
der Gewerkschaftskrise in der Bundesrepublik nicht so offen zutage. Im Gegensatz zu 
Frankreich sind die bundesdeutschen Gewerkschaften weit davon entfernt, personell aus­
zubluten. Ihr Mitgliederbestand konnte gehalten, in manchen Einzelgewerkschaften wie 
z.B. der HBV, sogar beträchtlich erhöht werden. Wenn im bundesdeutschen Spektrum 
überhaupt von Gewerkschaftskrise die Rede sein kann, dann sind die Symptome hierfür 
weniger in ihrem publizistisch aufgekochten Imageverlust als Folge von hausgemachten 
Skandalen, als vielmehr in jener allgemeinen Vertrauenskrise zu suchen, die vor allem bei 
jüngeren Arbeitnehmern gegenüber der gewerkschaftlichen Organisation, dem »Apparat« 
nachweisbar ist. Dabei ist es für die Gewerkschaften kein Trost, zu wissen, daß dieser Ver­
trauensentzug nicht nur die gewerkschaftlichen, sondern auch andere politische und ge­
sellschaftliche Großorganisationen verstärkt trifft. Immerhin haben die DGB-Gewerk- 
schaften zwischen 1982 und 1984 fast ein Zehntel ihrer jugendlichen Mitglieder verloren. ̂  
Dadurch hat sich die Organisationslücke, d.h. die Punktdifferenz im Organisationsgrad 
von Gesamtmitgliedschaft und Jugendlichen vergrößert. Betrug diese 1971 noch 8,6 Pro­
zentpunkte, so hatte sich die Differenz 1984 bereits auf 13,5 Prozentpunkte erhöht. Die­
selbe Infas-Untersuchung belegt neben diesem strukturellen Problem der gewerkschaftli­
chen Organisation zugleich einen allgemeinen, nicht auf Jugendliche beschränkten Ver­
trauensverlust gegenüber den Gewerkschaften als Institution von 55 % im Jahre 1976 auf 
47 97o in 1984. Aber reichen diese Symptome aus, um eine Organisationskrise der Gewerk­
schaften zu diagnostizieren?

Aus der Studie geht gleichzeitig hervor, daß die Kritik an der »Institution« Gewerk­
schaft einhergeht mit einer stärkeren Übereinstimmung mit gewerkschaftlichen Grund­
werten. Deshalb smd die akute Vertrauenskrise und die strukturell angelegte Organisa­
tionslücke nicht nur Symptome für eine zukünftig drohende »Vergreisung« der Gewerk­
schaften. Sie eröffnen auch die Chance, durch neue Organisationsanreize und durch das 
Aufbrechen von programmatischen und politisch-strategischen Verkrustungen den Her-



ausfordemngen des wissenschaftlich-technischen Umbhichs der Arbeitsbedingungen zu 
begegnen. Diese Chance nutzen zu wollen, heißt zunächst, die Qualität der technologisch 
bedingten Herausforderungen erkennen. Worin bestehen diese?

2. Mikroelektronik — Flexibilisierung — Destabilisierung der Gewerkschaften

Die herausragendste Eigenschaft der Mikroelektronik und ihrer vielfältigen Erscheinungs­
formen (CNC-Maschine, CAD/CAM, CIM) besteht in ihrer »Rexibilität«. Zuniindest 
preisen Techniker und Manager die scheinbar unbegrenzten Einsatzmöglichkeiten der 
»Chips«, die das Nervensystem von Informations- und Kommunikationstechnologien, 
von Industrierobotern, von autonomen Fertigungsinseln und »Geisterfabriken« büden.

Technische »Flexibilisierungsstrategien« strahlen auf die Gesellschaft aus, werden zum 
Vorwand für Flexibilisierungsforderungen, die an die Gesellschaft gerichtet werden:
— auf makroökonomischer Ebene nehmen sie die Gestalt des Neo-Liberalismus an, 

der — wie in der Frühphase des Konkurrenzkapitalismus —
— eine »Liberalisierung« des Arbeitsmarktes anscheinend zwingend voraussetzt. Forde­

rungen nach einer Flexibilisierung des Arbeitsrechts, die sich insbesondere auf Arbeits­
zeitordnungen, Kündigungsschutzrecht und Normalarbeitsvertrag richten, werden in 
nahezu allen westeuropäischen Industrieländern laut;

— aber auch ein »flexibles Management«, in dem die Schumpetersche Formel des »small 
is beautifuU« wieder auflebt, leistet seinen Beitrag zur Flexibilisierung verfestigter Un- 
temehmensorganisationen: eine Reorganisation der arbeitsteiligen Zuordnung von 
Stamm- und Zulieferbetrieben entzieht der institutionalisierten Mitbestimmung durch 
eine Erosion der Begriffe von Betrieb und Unternehmen den Boden.

Der aus einem technischen Argumentationshaushalt begründete Flexibilitätsbegriff kol­
portiert den Mythos vom technischen Sachzwang. Auf gesamtgesellschaftliche Zusam­
menhänge gestülpt, gerät er zu einem Synonym für den Strukturwandel. Dabei wird nur 
zu leicht vergessen, daß die Techniken in den vergangenen Jahren auf ein Bündel von di­
vergierenden Flexibilitätsanforderungen mit Problemlösungsstrategien reagieren mußten. 
Sie ergaben sich zum einen aus der Krise der Arbeitsethik und zum anderen aus der später 
einsetzenden Wachstumskrise. Unsicherer und unkalkulierbarer werdende Absatzmärkte 
forderten den Unternehmen eine verstärkte marktorientierte Flexibilität ab. Es galt, mit 
»Kleinserienproduktionen« Marktanteile zu halten, die man sich mit »Großserienproduk­
tionen« erkämpft hatte. Eine Ironie der Geschichte besteht darin, daß die aus humanisie- 
rungsstrategischen Gründen lancierten Experimente mit teilautonomen Arbeitsgruppen 
nunmehr Modelle für die zu reorganisierenden Arbeitsabläufe abgaben; die teilauto­
nomen Arbeitsgruppen haben sich zu Maschinensystemen und teilautonomen Fertigungs­
inseln entwickelt. Gerade diese Verquickung macht- es den Gewerkschaften schwer, den 
Einsatz von Techniken, die sie noch vor wenigen Jahren als Mittel zur Humanisierung der 
Arbeit befürwortet hatten, nun als »job-killer« zu bekämpfen.

Mikroelektronik —
Ein Symptom für die Erosion der gewerkschaftlichen Organisationsbasis

Gewerkschaften haben sich (wie die Industrie%oño\o%tr\) in der Nachkriegsentwicklung 
auf ein nahezu statisches Bild der Industriegesellschaft fixiert, in der der Fließbandarbeit 
eine viel zu große Aufmerksamkeit gewidmet wurde. Der schleichende Übergang in die



Dienstleistungsgesellschaft wurde verschlafen. Die Mitgliederstruktur der Gewerkschaften 
entspricht der Beschäftigungsstruktur der 50er Jahre. Erst die Krise der industriellen 
Wachstumsgesellschaft, die Produkt- und Prozeßirmovationswelle der späten 70er und 
frühen 80er Jahre haben die Gewerkschaften aus ihrem Dornröschenschlaf wecken kön­
nen.

Die auf »Gedeih und Verderb« (Club of Rome) vorwärtsdrängenden mikroelektroni­
schen Problemlösungsstrategien destabilisieren gewachsene Strukturen. Als »kreative Kri­
se« führen sie insbesondere in der Elektro- und Elektronikbranche zu einer rasanten Er­
neuerung der Produktpalette. Neue Produkte machen alte Berufe überflüssig. So wurden 
in der BRD bereits 60 traditionelle Lehrberufe zu den Akten gelegt. Prozeßorientierte 
Konzeptionen neuer Produkte steilen von vornherein darauf ab, auch traditionelle Pro­
dukte (z.B. Automobile) so zu gestalten, daß weniger Teile zu montieren sind und die 
Montage durch Roboter, automatisierte Fertigungsstraßen u.ä.m. bewältigt werden kann. 
Manuelle Arbeit wird durch maschinelle Arbeit ersetzt — der klassische Industriearbeiter 
wird zum Museumsstück. Der Mensch wird — wie drastische Rückgänge der Lohnkosten- 
anteile belegen — in der Produktion marginalisiert (vgl. Balkhausen 1985, 183ff.).

Die kostenmäßige Marginalisierung spiegelt sich in Thesen zur »systemischen« Rationa­
lisierung (Altmann u.a. 1986, 191ff.) wider. Optimierungs- und Ökonomisierungsstrate­
gien konzentrieren sich nunmehr auf die Verwertung des fixen Kapitals. Aus dem Interesse 
an einer Maximierung der Maschinenlaufzeiten leiten sich neue Automatisierungsstrate­
gien sowie Forderungen nach der »Flexibilisierung von Arbeitszeiten« ab.

Neue Technologien bedrohen indirekt institutionelle Tatbestände von Gewerkschafts­
politik. Die Mitbestimmungsrechte des Betriebsrates gründen im sogenannten Normalar- 
beitsVerhältnis. Wie aber soll innerbetriebliche Interessenvertretungspolitik noch möglich 
sein, wenn sich dieses unter dem Einfluß neuer Technologien und ihres Flexibilisierungs­
potentials auflöst (vgl. Mückenberger 1985, lOf.)? Und wie können überbetrieblich Mit­
bestimmungsrechte noch greifen, wenn angesichts technisch machbarer Auslagerung tra­
ditioneller Unternehmensbestände aus der Untemehmensorganisation das »Unterneh­
men« zur rechtlichen Fiktion wird, die mit der Wirklichkeit nicht mehr viel zu tun hat? 
Mitbestimmungsrechte auf Betriebs- und Untemehmensebene greifen ins Leere — die ge­
werkschaftliche Mitbestimmungsoffensive wird zur hohlen Geste. Politik erschöpft sich in 
Symbolik.

Neue Technologien — neue Qualifikationen — und alte Industriearbeitergewerkschaften?

Neue Technologien verdrängen die menschliche Arbeitskraft aus dem Produktionsprozeß. 
Sie entwerten dadurch jedoch nicht nur traditionelle Facharbeiterqualifikationen, sondern 
führen auch zu neuen Qualifikationsanforderungen, und damit zu einem Facharbeiter 
neuen Typs: »dem Arbeiter-Ingenieur«. Als »Rationalisierungsgewinner« wird dieser Ar­
beitertyp mehr dem traditionellen Angestellten als dem Arbeiter der schwieligen Faust 
ähnehi. Ging es bei diesem noch um die Frage der Klassenidentität, so wird bei jenem 
schon eine kollektive Interessenidentität schwer auszumachen sein. Gewerkschaftliche In­
teressenvertretung kommt zunehmend in ein politisches Dilemma. Wie die Klientel der 
»Rationalisierungsverlierer« als zahlende Mitglieder und Streikwaffe bei der Stange halten 
und gleichzeitig Organisationsanreize für die neue Produktionsintelligenz entwickeln, die 
buchstäblich an den Hebeln sitzt und ohne deren gewerkschaftliches Engagement die 
Streikwaffe zunehmend stumpf zu werden droht? Es läßt sich erkennen, daß neue »Tech-
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nologien« ein erhebliches Krisenpotential für die Gewerkschaften enthalten. Verstärkt 
durch Vertrauensschwund und neo-konservative Schwächungspolitik (Stichwort § 116 
AFG) könnte die strukturell angelegte Organisationsproblematik im Verbund mit einer 
zunehmend marginalisierten Mitbestimmung und dadurch angezeigter Lähmung traditio­
neller Interessenvertretungspolitik, sich zu einer Legitimationskrise verzahnen, die durch 
partizipative Managementstrategien weiter verschärft wird.

3. Partizipatives Management —
eine außergewerkschaftliche Konkurrenzveranstaltung?

Neue Produktionstechniken determinieren die Arbeits- und Produktionsorganisation 
nicht. Ob und wie die in den neuen Techniken enthaltenen Spielräume ausgenutzt werden, 
bleibt Gegenstand von Managemententscheidungen, Das Management bestimmt über die 
Orientierung der in den Unternehmungen durchzusetzenden Innovationen. Gleichzeitig 
obliegt ihm die Entscheidung, ob und wie die Mitarbeiter in die Gestaltung des Innova- 
tionsprozesses eingeschaltet werden, um sichtbar werdende Akzeptanzlücken zu schlie­
ßen.

Neue Managementphilosophien^ zeichnen sich durch wohlklingende Vokabeln aus. Die 
einen fordern eine dynamische Untemehmensorganisation (Filius/Simon 1986, S. 162), die 
anderen einen »gruppenorientierten Ansatz« (Heeg 1986, S.41). Und zuguterletzt wird, in 
Anlehnung an den Zeitgeist noch eine »alternativ-informelle Führungs- und Arbeitsweise« 
(Krummenacher 1986, S. 160) gefordert.

In allen Beiträgen wird konstatiert, daß das alte, in der Wachstumsphase herangereifte 
Management ausgedient hat. Ein neues, flexibles Management soll mit der Bürokratisie­
rung des »kooperativ-technokratischen Managements« aufräumen. Kehrt man die Analy­
se der Ursachen von Akzeptanzproblemen (Heeg 1986) um, so schälen sich die Ideale ei­
ner »flexiblen«, innovationsfähigen Produktions- und Untemehmensordnung heraus:
— geringe Arbeitsteilung;
— Generalisten statt Spezialisten;
— gelinge Standardisierung und Formalisierung;
— Dezentralisierung von Entscheidungen und Vermeidung hoher Komplexitätsgrade;
— ausgebaute Partizipationsmöglichkeiten;
— entwickelte Kommunikationsbeziehungen;
— keine Einschränkung der Bedürfnisbefriedigung.
Partizipative Managementstrategien finden ihren idealtypischen Niederschlag in dem 
»gruppenorientierten Ansatz«, der auf die Schließung von Akzeptanzlücken ausgerichtet 
ist. In einem dualistischen Partizipationssystem des »top down«- und des »bottom up«- 
Managements werden Akzeptanzprobleme auf Informationsprobleme reduziert. Es geht 
darum, den Arbeitnehmern die Ziele des Einsatzes neuer Technologien und damit verbun­
dener organisatorischer Änderungen begreiflich zu machen, und die Arbeitnehmer nach 
Möglichkeit zu einem unternehmerischen Denken zu bewegen. Während das »top-down«- 
Management auf eine Verbesserung der Information von oben nach unten abzielt, bietet 
das »bottom-up«-Management eine operationale Partizipation an. Arbeitnehmer sollen in 
Qualitätszirkeln, Werkstattzirkeln, Lernstätten und (teil)autonomen Gruppen für iimova- 
torische Zielsetzungen aktiviert werden. Akzeptanzprobleme, die im wesentlichen auf (un­
motivierte) Ängste der Mitarbeiter zurückgeführt werden, sollen durch Gruppenaktivitä­
ten überwunden werden.



Die von Unternehmensleitungen in verschiedenen Varianten angebotene operationale 
Partizipation, die sich noch in einem Experimentierstadium befindet, setzt die Gewerk­
schaften unter Zugzwang. Wenn Arbeitnehmer den Eindruck vermittelt bekommen, daß 
die Mitwirkung in Partizipationsmodellen »mehr bringt« als die Interessenvertretung 
durch Betriebsrat und gewerkschaftlich organisierte Mitbestimmung, dann werden Parti- 
zipationspotentiale von der Untemehmensseite abgeschöpft. Gewerkschaften laufen Ge­
fahr, aus Entscheidungs- und/oder Kommunikationsprozessen, die sich zwischen Arbeit­
nehmern und ihren unmittelbaren Vorgesetzten etablieren, verdrängt zu werden. Hier 
wird ihre demokratische Legitimationsbasis unmittelbar berührt.

Die bisherigen Ausführungen über die möglichen Konsequenzen der Einführung neuer 
Technologien und damit verknüpfter neuer Managementstrategie verdeutlichen, daß sich 
in der Gewerkschaftskrise verschiedene Momente miteinander verschränken, weshalb wir 
von einer »verzahnten Gewerkschaftskrise« sprechen. Krisenzeiten sind Zeiten großer 
Freiheit — sagt André Gorz (1983, S. 11); denn sie enthalten die Chance zur Veränderung. 
Gilt dies auch für Gewerkschaften?

4. Wege aus der Krise: Diskussionsansätze

Bei der Diskussion über Wege aus der Krise werden organisationspolitische, arbeits- und 
tarifpolitische und technologiepolitische Ansätze diskutiert.

Organisationspolitik und gewerkschaftliche Vertretungsstrukturen
In zweierlei Hinsicht ist die gewerkschaftliche Organisationspraxis zu überdenken: Der 
breit ausgebaute und hochgradig professionalisierte Organistationsapparat der Gewerk­
schaften bewirkte die bis heute vielleicht funktionale passive Folgebereitschaft der Mitglie­
der im Sinne eines distanzierten Anspruchsverhaltens oder gar Versicherungsnehmertums 
(Schauer 1984, S.228). Das traditionelle Verhandlungsfeld — wachsende Lohnabschlüs­
se —, in dem die Gewerkschaften Erfolge aufweisen konnten, wird aber in der Krise zu­
nehmend geschwächt und verhindert auf diese Weise, daß die Gewerkschaftsmitglieder 
entweder unkritisch oder zumindest duldend die gewerkschaftlichen Zielvorstellungen 
weiterhin auf breiter Basis bereitwillig unterstützen.

Auf der anderen Seite bewirken technisch-organisatorische Innovationen, daß die Ge­
werkschaften einer zunehmend differenzierten bzw. segmentierten Arbeitnehmerschaft 
gegenüberstehen und in die Gefahr laufen, zu einer partikularistischen Interessenorganisa­
tion zu degenerieren. Die gesamtwirtschaftliche Lage und die Auswirkungen neuer Tech­
nologien stellen die Gewerkschaften somit vor ein »Institutionsproblem«.

Welche Forderungen für eine »neue Gewerkschaftspolitik« werden daraus abgeleitet? 
Unstrittig ist, daß die Gewerkschaften sich öffnen müssen und Raum bieten für kritische 
Diskussionsmöglichkeiten, um den Konflikt zwischen »Bürokratie und passiver Folgebe­
reitschaft« und »innergewerkschaftlicher Beteiligung und solidarisch-kollektiver Interes­
senorganisation« aufzubrechen. Das bedeutet, die Gewerkschaften müssen nicht nur eine 
dezentrale, basisdemokratische Strategie verfolgen, sondern darüber hinaus für eine insge­
samt differenzierte Arbeitnehmerschaft ein differenziertes Leistungsangebot machen (vgl. 
Feldengut 1986), das zugleich aber eine vereinheitlichte Interessenperspektive aller abhän­
gig Beschäftigten erlaubt.

Wie dies zu realisieren ist, ist bislang noch eine offene Frage. Diese wird aber, wie z.B 
jüngst auf dem Hamburger Gewerkschaftstag der IG Metall in Ansätzen diskutiert.^ Ver­



folgt man darüber hinaus die Thesen des Bedeutungsverlustes traditioneller Lohnarbeits- 
Verhältnisse und der quantitativen Zunahme der Angestelltenschaft bei deren gleichzeitiger 
Proletarisierung, läßt dies ebenfalls den Schluß zu, daß die Gewerkschaften stärker die 
unterschiedlichen Sozialinteressen von Voll-, Teilzeit- und Unbeschäftigten aufgreifen 
(vgl. Jacobi 1985) und ihre organisationspolitische Stellung in mittelständischen Betrieben 
und bei den Angestellten verbessern müssen.

In die gleiche Richtung gehen auch Denkanstöße, gewerkschaftliche Aktivitäten über 
klassische Arbeitsverhältnisse hinaus auszudehnen auf Formen »neuer Heimarbeit«, 
»Schattenwirtschaft«, »alternativer Produktion« etc. Weitere Strategien, die ansatzweise 
diskutiert werden, beziehen sich darauf, den gesamten Lebensraum der Arbeitnehmer zu 
umfassen und das gewerkschaftliche Handlungsfeld auf die kommunalen und infrastruk­
turellen Lebensbedingungen der Arbeitnehmer auszudehnen (vgl. Schauer 1984, S.249). 
Auch Themen sozialer Bewegungen körmten aufgegriffen werden, was an den Überlegun­
gen um die »neue Armut« und dem DGB-Programm »Umweltschutz und qualitatives 
Wachstum« deutlich wird. Diese Diskussionen sollen hier nicht weiter verfolgt werden.

Gewerkschaftliche Arbeits- und Tarifpolitik

Neue Technologien stellen für die gewerkschaftliche Arbeits- und Tarifpolitik eine beson­
dere Herausforderung dar: Wesentliche Probleme gewerkschaftlicher Organisations- und 
Vertretungsstrukturen sowie gewerkschaftlicher Durchsetzungschancen hängen mit dem 
Charakter neuer Technologien und den mit ihnen verknüpften »neuen« Untemehmens- 
bzw. Managementstrategien zusammen. Konturen neuer Ansätze gewerkschaftlicher 
Arbeits- und Tarifpolitik sind aber im Spektrum wissenschaftlicher Reformvorschläge und 
gewerkschaftlicher Programmatik erkermbar.

Ausgangspunkt entsprechender Überlegungen ist der »Systemcharakter« neuer Tech­
nologien: Gewerkschaftliches Handeln beschränkt sich in klassischer Weise nur auf be­
stimmte Auswirkungsdimensionen des Technikeinsatzes; neue Technologien aber erfor­
dern eine stärker prozeß- als ergebnisorientierte Sichtweise. Für den Bereich der Tarifpoli­
tik bedeutet dies, sie auszuweiten auch auf die Gestaltung der Arbeitsorganisation, d.h., 
qualitative Tarifpolitik wird »Mitbestimmungs-, Kontroll-, Informations- und Beratungs­
rechte enthalten müssen«, die Mitbestimmungsrechte bei der Gestaltung, Einführung und 
Anwendung von Technik einräumen (Friedrich-Ebert-Stiftung 1986, S.21). Als Mindest­
strategien wären tarifliche Regelungen denkbar, die einen zeitlichen Aufschub für die 
Durchführung von technologischen Innovationen festlegen, darriit Alternativen ausgear­
beitet werden können (vgl. Zachert 1985).

Qualitative Tarifpolitik bedeutet weiter, klassische Felder wie Einkommens- und Be- 
schäftigungssicherung zu integrieren mit Forderungen an Arbeitsinhalte, Qualifikationssi­
cherung und dem Abbau von Kontrolle und Hierarchie. Besonderen Stellenwert erhalten 
auch Arbeitzeitverkürzung und Arbeitszeitgestaltung, da die mögliche Verringerung von 
Arbeitslosigkeit nicht nur unter sozialstaatlicher Perspektive zu betrachten ist, sondern zu­
gleich organisationspolitische Probleme der Gewerkschaften lösen kann. In diesem Zu­
sammenhang sind auch Modellvorschläge zu überprüfen, die die Durchsetzung von Ar­
beitszeitverkürzungen verbinden wollen mit qualitativen Veränderungen in der freigewor­
denen Arbeitszeit, die nicht Freizeit und Konsum zugeführt wird, sondern u.a. für berufli­
che und betriebliche Qualifizierungsmaßnahmen, gewerkschaftliche Bildungsarbeit etc. 
genutzt werden körmte (vgl. Briefs 1986; Friedrich-Ebert-Stiftung 1986, S.26).



Tarifpolitische Regelungen lassen sich erkämpfen; der Kern- und Problempunkt liegt 
aber in ihrer betrieblichen Umsetzung, wie etwa die letzten Arbeitszeitverkürzungen ge­
zeigt haben. Dies führt im Zusammenhang mit neuen Technologien zu einem Dilemma: 
Intransparente systemische Rationalisierung auf der einen Seite und sozialtechnische Inte­
gration der Belegschaft durch partizipative Managementstrategien auf der anderen Seite 
erschweren die betriebliche Arbeits- und Gestaltungspolitik. Eine Reaktion auf diese Her­
ausforderung stellt das Konzept zur Mitbestimmung am Arbeitsplatz (vgl. das DGB-Kon- 
zept 1985) dar, und zwar in mehrfacher Hinsicht:
— Mitbestimmung am Arbeitsplatz ist gedacht als ein Gegeiunachtmodell gegen partizi­

pative Managementstrategien.
— Mitbestimmung am Arbeitsplatz beugt der sozialtechischen Integration der Beschäftig­

ten und der unkontrollierten Nutzung des Arbeitvermögens unterhalb rechtlicher Ein­
flußebenen vor.

— Mitbestimmung am Arbeitsplatz verschafft eine neue »Akzeptanz«, indem Kommuni­
kationskreisläufe, in die die Basis integriert ist, geschlossen werden.

Dieser Informationsfluß von unten ist sicher ein geeigneter Ansatz, prozeßbezogene Betei­
ligungsformen auf dieser Ebene zu entwickeln, birgt aber die Gefahr in sich, gewerk­
schaftliche Organisations- und Hierarchiestrukturen dennoch nicht aufzubrechen, werm 
Initiative und Entscheidungsgewalt über Einrichtung, Arbeitsweise und Zusammenset­
zung der Arbeitskreise allein bei der betrieblichen Interessenvertretung liegt. Parikularisti- 
sche Interesseneinbringung könnte u.U. nicht durchbrochen werden, eine flächendecken­
de Mitbestimmung wird damit nur partiell erreicht und Auswirkungen neuer Technolo­
gien könnten infolge nur zum Teil erfaßt werden. Modellvorstellungen zur Mitbestim­
mung am Arbeitsplatz und dezentrale, basisdemokratische gewerkschaftliche Strategien 
wären daher zu überdenken, etwa auf der Basis theoretischer Implikationen, wie sie in das 
Konzept der ProduktionsöffentHchkeit eingeflossen sind (vgl. Kißler 1984).

Der Systemcharakter neuer Technologien und die daraus erwachsenden Probleme ge­
werkschaftlicher Interessendurchsetzung können nicht allein durch basisnahe Beleg­
schaftspartizipation aufgebrochen werden. Wichtig in diesem Zusammenhang ist ebenso 
die Integration von betrieblichen Experten in die Gewerkschaften, d.h., »technologischen 
Schlüsselgruppen« müssen qualitative Anforderungen an Technikeinsatz transparent ge­
macht werden. Ansätze hierzu existieren z.B. in den Technikerarbeitskreisen der IG Me­
tall. Speziell aber muß die Diskussion um Krise, neue Technologien und Gewerkschaften 
auch überbetriebliche Aspekte berücksichtigen, denn idealtypisch ist Beteiligung vor allem 
bei »Technikplankonzepten« (Briefs 1986) anzusiedeln, die über Technologie entscheiden 
vor dem Technikeinsatz.

Gewerkschaftliche Technologie- und Gesellschaftspolitik

Technologischer Wandel imd unterschiedliche Krisenerscheinungen, die die Gewerkschaf­
ten in eine Defensivposition manövrieren, aus der heraus sie nur mit reaktiven Anpas­
sungsstrategien operieren können, erfordern ein verändertes gesellschaftspolitisches Vor­
gehen der Gewerkschaften. Besondere Beachtung verdienen dabei technologiepolitische 
Ansätze, die neben dem Ausbau der Mitbestimmung auf allen Untemehmensebenen wei­
tergehende Beteiligung der Gewerkschaften bei Technologiesteuerung als Ziel formulie­
ren. Dahinter steht die Vorstellung der sozialen Beherrschbarkeit für die Entwicklung neu­
er Technologien, d.h., verschiedene Technikoptionen werden auf der Basis dieser Vor-



schlage auf ihre »Sozialverträglichkeit« hin überprüft. Rappe beispielsweise spricht ver­
schiedene Ebenen technologiepolitischer Einflußnahmen an (Rappe 1985):
1. Förderung von Schlüsseltechnologien: Beteiligung der Gewerkschaften an staatlichen 

Forschungsförderungsprogrammen, d.h., Einflußnahme auf die Entwicklung neuer 
Technologien durch selektive, konsensorientierte staatliche Förderung oder Behinde­
rung; Aufbau gewerkschaftlicher Forschungsinstitute.

2. Politische Technologiefolgenbeherrschung und Begrenzung schädlicher Technikan­
wendung: technologiespezifische Rahmengesetzgebung; Einrichtung paritätischer in­
dustriezweigbezogener Iimovationsausschüsse zur Bewertung und Analyse von Tech­
nikentwicklung als Rahmen gewerkschaftlicher Branchenpolitik; Maßnahmen im Rah­
men staatlicher Struktur-, Beschäftigungs- und Qualifikationspolitik.

3. Sozialstaatlicher Schutz der Arbeitnehmer vor negativen Auswirkungen von Technik­
anwendung: Finanzierung gewerkschaftlicher Humanisierungsvorhaben; Ausbau der 
Möglichkeiten der Selbstverwaltungseinrichtungen zur Bewältigung der gesundheitli­
chen und sozialen Folgen neuer Technologien,

Diese Punkte liefern wichtige Anregungen, um zu einer flexiblen und differenzierten ge­
werkschaftlichen Strategie zu gelangen, die ihre gesellschaftlichen Machtressourcen und 
damit ihr Durchsetzungspotential im interessenbezogenen Prozeß der Technologieent­
wicklung und des Technikeinsatzes erhöht.

Kem/Schumann sprechen auf der Basis ihrer Analyse der »neuen Produktionskonzep­
te« von einer Strategie der »Politisierung der neuen Produktionskonzepte« (1985), die in 
die gewerkschaftliche Modemisierungspolitik einfließen müßte. Im einzelnen bedeutet 
dies:
— Sozialisierung der Anpassungslasten;
— offensive Politik der Arbeitsgestaltung und Ausrichtung der Bildungsprozesse an ei­

nem umfassenden Qualifikationsbrief; das impliziert:
— Ausschöpfung der im Zusammenhang mit neuen Technologien erweiterten Ge­

samtmasse qualifizierter Funktionen für komplexe Arbeitsplatzdefinitionen und 
als dessen Voraussetzung Arbeitszeitverkürzungen, um den Zugang aller Erwerbs­
fähigen zur Arbeitssphäre zu sichern;

— Nutzung neuer Technologien für die Beseitigung von Primitivfunktionen;
— In Folge: Verallgemeinerung der Produktionsintelligenz und Ausformung der In­

dustriearbeit als souveränes Arbeitshandeln.
Ohne die Voraussetzungen dieses Konzepts, nämlich die These vom Ende der Arbeitstei­
lung, hier verfolgen zu können, sind auch diese Überlegungen für die gewerkschaftliche 
Diskussion von nutzen, nicht nur bezogen auf ihre gesellschaftspolitischen Gestaltungs­
aufgaben, sondern auch bezogen auf ihre organisationspolitischen Probleme als Interes­
senorganisation: Die von Kem/Schumann angesprochenen Punkte sind die inhaltlichen 
Stränge veränderter gewerkschaftlicher Technologie- und Gesellschaftspolitik.

Der Abriß von Krisenbewältigungsstrategien hat gezeigt, daß eine differenzierte und fle­
xible gewerkschaftliche Strategie notwendig ist. Dies läßt u.E. nur die Schlußfolgerung zu, 
daß auf allen Ebenen industrieller und gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse sozial ra­
tionale Partizipationsformen zu entwickeln und zu installieren sind, die die Interessen der 
jeweils »Betroffenen« berücksichtigen. Dies beginnt bezogen auf die Diskussion um neue 
Technologien sowohl in Konzepten zur Mitbestimmung am Arbeitsplatz als auch in ideal­
typischen Modellen zur konsensorientierten, sozialverträglichen Technologiegestaltung. 
Nur flächendeckende Partizipation kann eine grundsätzliche Umverteilung von Macht be-



wirken, indem individuelle und kollektive Interessendurchsetzungspotentiale aktiviert 
werden. — Wenn die Gewerkschaften diese Konzepte in ihrer Programmatik, in ihrem 
Handeln und in ihren Organisations- und Vertretungsstrukturen aufgreifen, haben sie die 
Möglichkeit aktiver iirisenbewältigung, die über eine bloß defensive Anpassungsstrategie 
hinausgeht. Die Frage nach der Krise der Gewerkschaften ist immer auch eine Frage nach 
ihrem gesellschaftlichen Gestaltungspotential.

Anmerkungen

1 Diese und weitere Ergebnisse einer für die Hans-Böcklers-Stiftung durchgeführten Infas-Analyse sind 
dem Beitrag von Feist/Krieger (1986) entnommen.

2 Wir stützen uns hier auf eigene Auswertungen der letzten Jahrgänge der Zeitschrift für Führung und Or­
ganisation (»zfo«),

3 Vgl. die programmatischen Aussagen Steinkühlers wie »betriebliche Basis als Keimzelle gewerkschaftli­
cher Gegenmacht« und den Einbezug von Angestellten, Frauen und Jugendlichen.

4 Man denke beispielsweise an Diskussionen um den »Konsumentenverband«.
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Margrit Zauner

Gewerkschaften und Frauenförderpläne
Ein Versuch, das Recht auf Arbeit für Frauen durchzusetzen?

»Aber nur unter dem Losungswort völliger Gleichberechtigung und Gleichverpflichtung beider 
Geschlechter in der Gewerkschaft und in dem, was durch sie erstrebt wird, ist der Sieg der Ar­
beit über die Ausbeutung, der Sieg der Kultur, des Fortschritts ... möglich, ja  unbedingt 
sicher.« (Ida Altmann 1906 in: »Correspondenzblatt« Nr. 25, S.428)

Ida Altmann, die erste Leiterin des Arbeiteriimensekretariats der Generalkommission der 
Freien Gewerkschaften, schrieb dies heute immer noch Gültige in der Auseinandersetzung 
um das Für und Wider einer hauptamtlichen Frauensekretärin beim Dachverband der Ge­
werkschaften. Genau wie in der übrigen Arbeiterbewegung wurde auch in den Gewerk­
schaften debattiert, ob und wie Frauen organisiert werden können. Gerade in den Ge­
werkschaften setzte sich aber die Theorie des »Proletarischen Antifeminismus« durch. 
Diese auf Ferdinand Lassalle und sein »ehernes Lohngesetz« zurückgehende Position 
lehnte die Erwerbstätigkeit von Frauen unter dem Eindruck der schlechten Arbeitsbedin­
gungen für Frauen und der »Schmutz-Konkurrenz« der Frauen auf dem Arbeitsmarkt 
ab.i

In der Praxis wurden im Ersten Weltkrieg Frauen massenhaft an den Arbeitsplätzen 
eingesetzt, für die die zum Militär eingezogenen Männer fehlten. Mit der Demobil­
machung wurden die Frauen wieder genauso massenhaft entlassen, um den heimkehren­
den Männern Platz zu schaffen, und dabei half die Gewerkschaft sogar mit.

In der Weimarer Republik lag die Frauenerwerbsquote nicht wesentlich über der des 
Kaiserreichs. Die Frauenfrage, die vor dem Ersten Weltkrieg noch lebhaft diskutiert wur­
de, verschwand in der Weimarer Republik weitgehend von der Tagesordnung der Gewerk- 
schaftsdiskussionen.2

Die Haltung der Freien Gewerkschaften (ADGB) — der Führung wie der Basis — gibt 
Gertrud Haima, die Nachfolgerin Ida Altmaims, wieder. Sie erklärte — in der Weltwirt­
schaftskrise — auf dem Frankfurter Gewerkschaftskongreß 1931;

»Nach Gesetz und Sitte ist der Mann immer noch Ernährer der Familie ... Kein vernünftiger 
Mensch kann wünschen, daß die Fälle sich mehren, wo die Frau gezwungen ist, die Familie zu 
ernähren, weil der Mann keine Arbeit mehr finden kann, weil er durch billige Frauenarbeit ver­
drängt worden is t.« 3

Nach der Zerschlagung der Gewerkschaften propagierte der deutsche Faschismus einer­
seits die »Rückkehr an Heim und Herd« und verdrängte die Frauen aus qualifizierten Be­
rufen, bezog sie andererseits daim aber zunehmend in die Kriegswirtschaft ein. Beim Wie­
deraufbau nach dem 8. Mai 1945 waren die Frauen wieder zunächst als Arbeitskräfte will­
kommen. Mit dem Zustrom märmlicher Arbeitskräfte — Flüchtlinge, Kriegsheimkehrer
— wurde es jedoch für die Frauen wieder zunehmend schwieriger, ihre Arbeitsplätze zu 
behaupten. Die hohe Arbeitslosigkeit der ersten »Wirtschaftswunder«-Jahre und die dem­
entsprechend wiederauflebende »Heim-und-Herd-Ideologie« brachten wieder Vorurteile 
und Behinderungen der Frauenerwerbstätigkeit.

Dennoch stieg die Zahl der Frauen, die dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, an. 
Die Zahl der weiblichen Erwerbspersonen^ betrug 1950 6.122.000; 1960 9.562.000; 1970 
9.658.000; 1980 10.554.000 und 1983 11.103.000, davon waren 985.000 Frauen arbeits­



los. Der Anteil der Frauen an der Gesamtzahl der Erwerbspersonen ( = Erwerbsquote) 
steigerte sich von 31 Prozent 1948 auf über 36 Prozent 1950 und 1960 und stieg nach ei­
nem kurzen Abfall auf 35,8 Prozent 1970 sowie 1980 wieder weiter auf 38 Prozent. 1983 
betrug die Erwerbsquote der Frauen 38,9 Prozent.^

Die Entwicklung des Anteils der Frauen läßt sich in zwei Phasen unterteilen: Bis 1970 
stagnierte der Anteil der Frauen an der Mitgliedschaft um ca. 16 Prozent. 1950 betrug er 
16,4 Prozent, stieg 1960 auf 17,2 Prozent, fiel 1970 aber wieder auf 15,3 Prozent zurück. 
Innerhalb der letzten fünfzehn Jahre drehte sich dieser Trend um. 1980 betrug der Frauen­
anteil bereits 20,3 Prozent und steigerte sich bis 1984 noch einmal auf 21,6 Prozent.^ Der 
Frauenanteil ist in allen Gewerkschaften gestiegen, besonders große Zuwächse haben 
ÖTV, die HBV und die IG Metall erreicht.^

Die gewerkschaftliche Frauenarbeit hat sich ebenso wie die Mitgliedszahlen verändert. 
Von der »Kosmetik für die berufstätige Frau« zum Kampf der »Heinze-Frauen« war es 
ein weiter Weg.

Die Aktionen der »Heinze-Frauen« haben Ende der siebziger Jahre die Lohndiskrimi- 
nierung von Frauen zu einem öffentlichen Thema gemacht. Im Fotolabor Heinze in Gel­
senkirchen wurden Frauen und Männern unterschiedliche Löhne für genau die gleiche Tä­
tigkeit gezahlt, was durch einen Zufall ans Licht kam.^ Die Frauen klagten dagegen mit 
Unterstützung der Gewerkschaft IG Druck und Papier vor dem Arbeitsgericht und ge­
wannen in letzter Instanz. Der Ansatzpunkt an der unmittelbaren Lebenssituation der 
Frauen hat nicht nur zu einem Erfolg im Kampf gegen die alltägliche Diskriminierung ge­
führt, sondern auch das Bewußtsein der Frauen verändert.^ Darüber hinaus hat dieses 
Beispiel vielen anderen Frauen zu eigenen Aktionen Mut g e m a c h t ,  D i g  Erfolge der letz­
ten Jahre haben auch die Gewerkschaftsfrauen selbstbewußter gemacht. Um die Diskrimi­
nierung der Frauen hier und jetzt anzugehen, wird bei den Gewerkschaftsfrauen jetzt in­
tensiv über Quotierung von Arbeitsplätzen und Frauenförderpläne diskutiert. In den Dis­
kussionen auf der letzten DGB-Bundesfrauenkonferenz 1985 war die Quotierung noch 
sehr umstritten! 1, in der Frage der Frauenförderpläne konnten sich die Gewerkschafts­
frauen auf mehrere Anträge einigen, die auch auf dem 13. DGB-Bundeskongreß vorgelegt 
und beschlossen w u r d e n .  Betriebliche Frauenförderpläne sollen, von den Betriebs-/Per- 
sonalräten initiiert, die Benachteiligungen der Frauen im Betrieb durch ein systematisches 
Maßnahmenbündel verbessern. ̂  3 Frauenförderpläne sollen, konkret an den Verhältnissen 
im jeweiligen Betrieb ansetzend, in der Diskussion mit den Kolleginnen und Kollegen ent­
wickelt werden. Sie richten sich direkt gegen die Unternehmer und geben gleichzeitig Frau­
en die Möglichkeit, neue Arbeitsplätze zu erschließen. Die Durchsetzung von Frauenför- 
derplänen erfordert gewerkschaftlichen Druck und kann nur unter Einbeziehung der Be­
troffenen selbst erfolgreich sein.

»Frauenförderpläne sind die konsequente Weiterentwicklung der Forderungen nach Recht auf
Arbeit und gleichen Lohn für gleiche bzw. gleichwertige Arbeit.«

Damit Frauenförderpläne nicht nur dem individuellen Aufstieg der Frauen dieneri^ ,̂ hat 
der DGB-Bundeskongreß verbindliche Bedingungen beschlossen, die einen Mißbrauch 
dieses Frauenförderungsinstruments verhindern sollen, insbesondere das Ausspielen der 
Kolleginnen und Kollegen gegeneinander und die Verschlechterung der Arbeitsbedingun­
gen für Frauen.

Ein Frauenförderplan entsteht auf der Grundlage einer genauen Ist-Analyse (Ausbil­
dungsstand und -situation, Eingruppierungen, Arbeitszeiten, Qualifikationen und Ar­
beitsbedingungen), aus der die Ziel-Bestimmung abgeleitet wird. Dieses soll in eine Be­



triebsvereinbarung münden, über deren Einhaltung bzw. den Stand der Maßnahmen re­
gelmäßig berichtet wird (Berichtspflicht). Die Maßnahmen, die getroffen werden, müssen 
alle »Schlüsselfelder« ansprechen, die die Frauen benachteiligen. Solche Felder sind das 
Einstellungs- und Überaahmeverfahren, die Ausbildungs- und Weiterbildungsangebote, 
der Zuschnitt der Tätigkeitsfelder, die Beförderung und die Aufstiegsvorbereitung, die 
Unterstützung der Vereinbarkeit von Beruf und Familie, die Veränderung des Bewußt­
seins der Vorgesetzten, Personalzuständigen und Kollegen und nicht zuletzt die Aktivie­
rung und Unterstützung der F r a u e n ,

Es liegen mittlerweile einige Beispiele für betriebliche Frauenförderpläne, so bei IBM 
und ARAL, vor, ebenso Richtlinien von Stadtverwaltungen und Bundesländern zur För­
derung von Frauen im öffentlichen Dienst.^^ Beispielsweise der Frauenförderplan bei der 
ARAL AG zeigt aber die Benachteiligungen von Frauen mehr allgemein auf und gibt vage 
Zusagen für die Zukunft, während konkrete ZieLzahlen ebenso wie eine genaue Bestand­
saufnahme fehlen. 19

Neben den betrieblichen Frauenförderplänen soll auch die Unterrepräsentanz von 
Frauen im Bereich des DGB und seiner Einzelgewerkschaften mit Frauenförderplänen so­
wohl für den hauptamtlichen wie den ehrenamtlichen Bereich abgebaut werden. Erste 
Frauenförderpläne liegen bereits vor, besondere Beachtung verdienen dabei der Frauen­
förderplan des DGB-Landesbezirks Hessen und der Frauenförderplan der IG Metall. Der 
hessische Frauenförderplan für den hautpamtlichen und ehrenamtlichen Bereich wurde 
am 1. Januar 1985 in Kraft gesetzt. Der IG Metall-Plan wurde am S.JuK 1986 vom Bun­
desvorstand beschlossen und wül eine qualifizierte Beschäftigung von Frauen in haupt­
amtlichen Funktionen.20 Wesentliche Elemente des IG Metaü-Frauenförderplans sind:
— als Zielgröße die Beschäftigung von Frauen zunächst entsprechend ihrem Organisa­

tionsanteil (z.Zt. 14,79b) statt wie bisher 12,8 beim Vorstand bzw. 3,9 Prozent in den 
Verwaltungsstellen und als weitere Orientierungsgröße die Beschäftigung von Frauen 
gemäß dem Beschäftigtenanteil in der Metallindustrie;

— die vorrangige Besetzung freier Stellen mit Frauen;
— eine gezielte Personalpolitik, bei der als erste Maßnahme mindestens eine Frau in jeder 

Verwaltungsstelle eine politische Funktion bekleiden soll;
— Qualifizierungsmaßnahmen für Nachvmchssekretäre, bei denen Frauen besonders be­

rücksichtigt und angesprochen werden sollen;
— Veränderungen der Arbeitsbedingungen, um Mäimern und Frauen die Vereinbarung 

von Beruf und Famiüenpflichten zu ermöglichen;
— eine jährliche Berichtspflicht über die Umsetzungsschritte und Ergebnisse des Frauen- 

förderplans.2i
Mit der Beschlußlage des DGB auf dem 13. Bundeskongreß 1986 in Hamburg, die hier in 
einem Punkt ausführlich vorgestellt wurde, ist auch ein neuer Stand und Stellenwert für 
die gewerkschaftliche Frauenabeit erreicht. Zwar legte bereits der Gründungskongreß des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes 1949 in München in §2 Abs. 2 seiner Satzung die 
»Durchführung gemeinsamer Gewerkschaftsaufgaben für die Jugend und Frauen« als ei­
ne seiner Aufgaben fest^ ,̂ aber trotzdem mußten die Frauen um ihre Anerkennung in den 
Gewerkschaften kämpfen. Die verbal anerkannte Notwendigkeit gewerkschaftlicher Frau­
enarbeit wurde praktisch kaum umgesetzt. Der Kampf der Gewerkschaftsfrauen um ihre 
Vertretung in den Gewerkschaftsvorständen ist auch ein Beleg dafür, daß die Kollegen ih­
re Vorurteile noch lange nicht überwunden hatten (und teilweise immer noch nicht 
haben).23



So findet sich im Grundsatzprogramm von 1963 keine direkte Erwähnung der Belange 
der Frauen, es wird allgemein von »Arbeitnehmern« gesprochen, während die andere 
»Gemeinschaftsaufgabe ‘Jugend’« als wichtiger Träger der Umsetzung dieses Programms 
gewürdigt wird.24

Mit dem Anstieg der Zahl der weiblichen Mitglieder geht der DGB auch programma­
tisch mehr auf die Frauen ein. Das vom 8. Ordentlichen Bundeskongreß 1969 verabschie­
dete »Programm des DGB für Arbeitnehmerinnen« faßt die Grundsätze und Forderun­
gen zusammen und fordert eindeutig das Recht auf Arbeit für Frauen, Zur Realisierung 
der Grundsätze fordert der DGB neben gleichen Bildungsmöglichkeiten, Chancengleich­
heit, gerechter Bewertung der Arbeit sowie Arbeitssicherheit und -schütz auch eine verbes­
serte Gesundheitsvorsorge und besseren Unfallversicherungsschutz, gerechtere soziale Si­
cherungen sowie verbesserten Mutterschutz, mehr Hilfen für die Familien und Hilfen für 
das Alter.25

Im derzeit gültigen Grundsatzprogranmi von 1981 wird in der Präambel im Gegensatz 
zum Programm von 1963 das Recht auf Arbeit für Frauen gefordert.26 1986 beschloß der 
13. OrdentUche Bundeskongreß auf Antrag der Gewerkschaft Handel, Banken und Versi­
cherungen (HBV) mit dem Antrag 337 die »Verstärkung des gewerkschaftlichen Kampfes 
zur Wahrnehmung der Interessen der Frauen« mit konkreten Maßnahmen, wie z.B. mit 
einer intensiveren Berücksichtigung der Interessen der Frauen in der gewerkschaftlichen 
Betriebs-, Tarif- und Gesellschaftspolitik, gezielter Werbung von weiblichen Mitgliedern 
und einer stärkeren Unterstützung der gewerkschaftlichen Frauenarbeit anzugehen.2̂ "̂  Die 
Diskussion imd die Durchsetzung von Frauenförderplänen spielen dabei eine zentrale Rol­
le. Ebenso wie mit der Forderung nach Quotierung von Arbeitsplätzen läßt sich das Recht 
auf Arbeit für Frauen nicht alleine mit Frauenförderplänen verwirklichen. Es ist ein Weg, 
die Diskriminierung von Frauen konkret anzugehen. Der nächste Schritt, von der gerech­
teren Verteilung des Mangels zur Gleichberechtigung der Geschlechter zu kommen, ist auf 
dieser Grundlage möglich. Der Frauenförderplan ist ein notwendiger Zwischenschritt, um 
auch unter den verschlechterten Bedingungen der »Wende« die Frauen zu mobilisieren. 
Frauenförderpläne in allen Betrieben bieten ein großes Potential zur Bündelung der Inter­
essen der Frauen. Frauenförderpläne sind ein offensives Mittel im Kampf gegen den Ab­
bau der Rechte der Frauen. Und deshalb brauchen wir viele Frauenförderpläne!
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Stefan Krätke

Erhaltung preiswerten Wohnraums 
und Konzepte zur Lösung des Neue Heimat-Problems*

I. Vorbemerkung

Im Fall Neue Heimat gab es eine unerwartete »Wende«; Der Deutsche Gewerkschafts­
bund verkaufte seinen angeschlagenen Wohnungskonzem (mit 190000 Wohnungen) zum
1. Oktober 1986 an den Berliner Privatunternehmer Schiesser. Ausgenommen sind davon 
die regionalen Neue Heimat-Gesellschaften Nordrhein-Westfalen (mit 43000 Wohnun­
gen) und Südwest (mit 30000 Wohnungen): in diesen beiden Bundesländern (NRW und 
Hessen) ließen die bisherigen Verhandlungen zwischen den Landesregierungen und dem 
»gewerkschaftlichen Untemehmerlager« eine sogenannte Regionalisierungslösung mit 
staatlicher Hüfe realisierbar erscheinen; diese Lösungsmöglichkeit wird also für die betref­
fenden beiden Bundesländer nach wie vor offengehalten.

Der Fall Neue Heimat ist durch den Ausverkauf des Gesamtkonzems keineswegs gelöst
— nur versucht der Deutsche Gewerkschaftsbund, sich mit dieser Transaktion aus der 
Verantwortung zu stehlen. Bankrott ist in jedem Falle die »gemeinwirtschaftliche« Pro­
grammrhetorik der deutschen Gewerkschaftsbewegung. In der Praxis sind die gewerk­
schaftseigenen Wirtschaftsuntemehmen (einschließlich der formell »gemeinnützigen« Un­
ternehmen) ohnehin längst marktkonform, d.h. expansiv profitorientiert geführt worden, 
wodurch führende Gewerkschaftsvertreter zwar größeres »Verständnis« für die Sorgen 
und Nöte des Untemehmerlagers erwerben konnten, in sozialpolitisch empfindlichen Ver­
sorgungsbereichen (wie dem Wohnungssektor) aber keineswegs zum Wohle der Arbeit­
nehmer-Kunden gewirtschaftet haben.

Für die Mieter der Neuen Heimat haben sich durch den Gesamtverkauf des Konzerns 
an einen Privatunternehmer die Zukunftsperspektiven weiter verschlechtert; Nichts kann 
den Käufer hindern, die Wohnungen optimal zu verwerten, schon gar nicht das geltende 
Wohnungsgemeiimützigkeitsrecht, das die Umwandlung von Mietsozialwohnungen in Ei­
gentumswohnungen ermöglicht, und beim Vermietungsgeschäft nicht etwa die Gewinn­
erzielung begrenzt, sondern die Gewirm-Ausschüttung (mit der Folge beschleunigter Un- 
temehmensexpansion). Selbstverständlich wird der neue Eigentümer die Neue Heimat- 
Wohnungen, deren gesetzlich befristete Sozialbindungen in den nächsten Jahren »plan­
mäßig« wegfallen, überall dort, wo der Immobilienmarkt es vorteilhaft erscheinen läßt, 
zwecks Realisierung von Wertsteigerungen als Eigentumswohnungen verkaufen; unter 
Umständen wird er auch den Gemeiimützigkeits-Status des gekauften Unternehmens ab­
zustreifen versuchen, um die verbleibenden Mietwohnungen mit erhöhten Marktmieten 
weiterverwerten zu können.

Die Ausführungen des folgenden Vortrags, der im Mai 1986 auf der Jahrestagung des 
Deutschen Mieterbundes in Bad Neuenahr gehalten wurde, haben durch die jüngste Ent­
wicklung im Fall Neue Heimat noch an Aktualität gewonnen; noch dringlicher stellt sich 
jetzt die Frage nach Lösungsstrategien zur Sicherung preiswerter Sozialmietwohnungen,

* Referat und Vortrag zur Bundesarbeitstagung des Deutschen Mieterbundes am 23. und 24. Mai
in Bad Neuenahr.



die vom Verlust der Sozialbindungen und Ausverkauf bedroht sind. Das folgende Plä­
doyer für neue Formen eines sozialstaatlichen Engagements im Wohnungssektor kann un­
mittelbar auf den noch nicht verkauften Neue Heimat-Wohnungsbestand in Nordrhein- 
Westfalen und Hessen bezogen werden, beinhaltet darüber hinaus aber auch einen Lö­
sungsansatz zur Sicherung derjenigen Sozialwohnungen, die künftig statt von der Neuen 
Heimat oder gewerkschaftseigenen Verwertungsgesellschaften vom Brotfabrikanten 
Schiesser am Markt verkauft oder als Mietwohnungen höherverwertet werden.

n.
Die Wohnungsverkäufe der Neuen Heimat haben den massenhaft drohenden Verlust 
preiswerter Sozialwohnungen wieder verstärkt ins Bewußtsein der Öffentlichkeit gerückt. 
Der Neue Heimal-Skandal ist ja nur die Spitze des Eisbergs: Heute droht für den gesam­
ten älteren Sozialwohnungsbestand ein fortschreitender Wegfall von Sozialbindungen. 
Das hatte der Gesetzgeber allerdings von Anfang an beabsichtigt — die Befristung der 
Bindungen diente als besonderer Investitionsanreiz für die bevorzugten unternehmeri­
schen Träger. Ferner droht die weitere Aushöhlung und evtl. endgültige Abschaffung der 
Wohnungsgemeinnützigkeit. Dies wird von manchen gemeinnützigen Unternehmen selbst 
mit vorangetrieben. Die Mieter müssen Schlimmes befürchten: Aufhebung der Sozialbin­
dungen bedeutet Mietsteigerungen, Verdrängung, Umwandlung in Eigentumswohnun­
gen. Die Neue Heimat hat sich durch ihre Fehlspekulationen der Vergangenheit in die Rol­
le eines Vorreiters für Entwicklungen gebracht, die nach und nach die Mieter des gesamten 
preiswerten Sozialwohnungsbestandes bedrohen. Als nächstes ist z.B. der Ausverkauf des 
Sozialwohnungsbestandes derjenigen gemeinnützigen Gesellschaften zu erwarten, die sich 
im Besitz von Industrieunternehmen befinden, und es gibt auch bereits Fälle, wo städti­
sche gemeinnützige Wohnungsuntemehmen Teile ihres Wohnungsbestandes veräußern. 
Angesichts der Situation, daß eine ganz offensive Zerstörung des gemeinnützigen Woh­
nungsbaus im Gange ist, erscheint eine bloß defensive Verteidigung des Status quo unzu­
reichend. Um den Sozialwohnungsbestand als preiswerten Wohnraum mit dauerhaften 
Bindungen erhalten zu können, wird eine »offensive« Reform des gemeinnützigen Woh­
nungsbaus benötigt.

Unter den Betroffenen, den Mieterorganisationen und vielen wohnungspolitisch en­
gagierten Fachleuten besteht weithin Konsens über zwei Punkte: 1. die öffentliche Hand 
soll eingreifen, um umwandlungsbedrohte Sozialwohnungen zu retten. Dafür sprechen 
drei Gründe: Angesichts der Wohnungsmarktlage, d.h. der zunehmenden Verknappung 
preiswerten Wohnraums, besteht ein dringendes öffentKches Interesse an der langfristigen 
Erhaltung des preisgebundenen Sozialwohnungsbestands. Der massenhafte Ausverkauf 
solcher Wohnungen z.B. durch die Neue Heimat wird die Versorgungslage in den betrof­
fenen Städten drastisch verschlechtern.

In die umwandlungsbedrohten Wohnungen sind bereits in der Vergangenheit umfang­
reiche öffentliche Mittel gesteckt worden — die öffentliche Hand kann nicht tatenlos Z u­

sehen, wenn aus weitgehend öffentlich finanzierten Wohnungen gewaltige private Veräu­
ßerungsgewinne gezogen werden. Es ist besser, heute nochmals öii^vA^cht Mittel für diese 
Wohnungen aufzuwenden, als die früher eingesetzten Mittel vollends zur Spekulations­
masse werden zu lassen.

Die öffentliche Hand steht auch deshalb in der Verantwortung, weil sowohl die Fehl­
spekulationen der Neuen Heimat als auch der Ausverkauf ihrer Sozialwohnungen ganz le­



gal im Rahmen des vorhandenen Gemeinnützigkeitsrechts erfolgen konnten — der Ge­
setzgeber ist mitverantwortlich für die bedrohte Situation des Sozialwohnungsbestands.

2. Jede Lösung im Interesse der betroffenen Mieter muß die langfristige Erhaltung der 
Sozialbindungen garantieren.

Es bleibt jedoch umstritten, erstens in welcher Form und in welchem Umfang die öf­
fentliche Hand eingreifen soll — der Neue Heimat-Skandal macht ja in dramatischer Wei­
se deutlich, daß die vorhandenen Bindungen des gemeiimützigen Wohnungsbaus offenbar 
nicht ausreichen, um die Mieter vor dem Ausverkauf der Sozialwohnungen zu schützen 
und ein langfristig stabiles und tragbares Mietpreisniveau zu gewährleisten. Meine zentrale 
These lautet daher; Eine wirksame Sicherung des preiswerten Sozialwohnungsbestandes 
erfordert nicht nur die Erhaltung von Bindungen, sondern auch eine Konkretisierung und 
Reform der Bindungen des gemeinnützigen Wohnungsbaus.

Konkretisiert müßten die sozialen Bindungen des gemeinnützigen Wohnungsbaus fol­
gende Punkte umfassen: Eine dauerhafte Preisbindung, und zwar in der Form, daß ein 
langfristig stabiles und von Haushalten mit niedrigen Einkommen tragbares Mietpreisni­
veau eingehalten wird. Es ist ohne weiteres möglich, daß diese Miethöhe die nötigen Aus­
gaben für Instandhaltung, Betrieb und Verwaltung deckt. Doch erlaubt die Einhaltung 
tragbarer Sozialmieten nicht mehr die im sozialen und gemeinnützigen Wohnungsbau üb­
lich gewordene, in der sogenaimten Kostenmiete versteckte Gewinnerzielung.

Die dauerhafte Zweckbindung von Sozialwohnungen, d.h. Ausschaltung der Möglich­
keit zum Verkauf zwecks Umwandlung von Miet- in Eigentumswohnungen und zur Erzie­
lung von »freigegebenen« Mieten.

Eine dauerhafte Belegungsbindung, um zu sichern, daß die Wohnungen mit Mietern 
belegt werden können, die am sogenannten »freien« Wohnungsmarkt wegen niedriger 
oder unsicherer Einkommen oder aus Gründen ihres sozialen Status wenig Chancen ha­
ben.

Eine wirksame Reform der gemeinnützigen Bindungen hätte vor allem im wohnungs­
wirtschaftlichen Bereich erweiterte Bindungen durchzusetzen:

Man muß das Recht zum Ausverkauf von Sozialwohnungen abschaffen, und damit die 
Spekulation gemeiimütziger Träger auf die Realisierung sogenannter Wertsteigerungen 
auf Basis freigegebener Mieten oder Eigentumsumwandlung.

Man muß die sogenannte Kostenmieten-»Bindung« reformieren: diese enthält nicht nur 
höchst fragwürdige Gewinngarantien, sondern wird auch ohne Ausverkauf bereits unter­
laufen, z.B. durch die staatlich verordnete nachträgliche Zinsanhebung für öffentliche 
Baudarlehen. Darüber hinaus wird selbst die angebliche Zweckbindung der Gewinne, die 
ein gemeiimütziges Unternehmen aus Sozialmietwohnungen erzielt, längst unterlaufen 
durch die weite Ausdehnung des möglichen Geschäftskreises der Gemeinnützigen; sie dür­
fen nicht nur spekulative Bauprojekte im Eigentumssektor durchführen, sondern ihre Ge­
winne auch in Beteiligungen und Finanzanlagen stecken.

Hier kommt es darauf an, die alte gemeinwirtschaftliche Programmatik des Gewinnver­
zichts wiederzubeleben und zeitgemäß zu präzisieren, um Sozialwohnungen als preiswer­
ten Wohnraum erhalten zu können. Geeignete Maßnahmen wären;

Der Verzicht gemeiimütziger Träger auf Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsge­
winne (die bei älteren Sozialmietwohnungen beachtliche Größenordnungen erreichen). 
Für Neubauvorhaben braucht man dann eine reformierte, vom Kapitalmarkt abgekoppel­
te öffentliche Direktfinanzierung.

Der Verzicht staatlicher Institutionen auf nachträgliche Zinsanhebungen für öffentliche



Baudarlehen, und der Verzicht auf Gewinnausschüttung durch die in Öffentlichem Eigen­
tum befindlichen gemeinnützigen Unternehmen.

Eine Neubestimmung des Kostendeckungsprinzips im gemeinnützigen Sektor, die Ab­
kehr von der herrschenden betriebswirtschaftlichen Praxis, Gewinne beliebig in Kosten 
umzudefinieren. Kostendeckende gemeiimützige Wohnungsbewirtschaftung soll sich an 
den gebrauchsbezogenen Kosten (Instandhaltung, Betrieb, Verwaltung, Abschreibung ge­
mäß Abnutzung) orientieren, also statt Überschußerzielung Ausgabendeckung anstreben.

Die Durchsetzung solch weitgehender sozialer Bindungen setzt voraus, daß neue ge­
meinnützige Trägerformen geschaffen werden, die geeignet sind, zur Einhaltung tragbarer 
Mieten eine Wohnungsbewirtschaftung unter Gewinnverzicht vorzunehmen, die ihre Ge­
schäftspolitik einer direkten öffentlichen Kontrolle zugänglich machen und ihren Mietern 
ein qualifiziertes Mitbestimmungsrecht einräumen. Darüber hinaus sollte den Bewohnern 
zugestanden werden, die Wohnungsverwaltung in genossenschaftsähnlichen Formen 
selbst in die Hand zu nehmen (Mieter-Verwaltungsgenossenschaften). Unter den vorhan­
denen gemeinnützigen Trägem sind vor aUem die Kapitalgesellschaften nicht in der Lage, 
diese Kriterien zu erfüllen. Sie sind von ihrer Untemehmenskonstmktion und Geschäfts­
politik auf kaufmännische Erfolgsmaßstäbe, Gewinnerzielung und Untemehmensexpan- 
sion ausgerichtet, wobei öffentliche Kontrolle und Mietermitbestimmung nur störend wir­
ken. Das gilt — leider — auch für die öffentlichen gemeinnützigen Wohnungsbaugesell­
schaften, bei denen seit Jahrzehnten eine weitreichende Privatisiemng der Geschäftspoli­
tik stattgefunden hat (man nennt dies auch »Organisationsprivatisierung« innerhalb des 
öffentlichen Sektors).

in.
Nachdem versucht wurde, übergreifend die Reformnotwendigkeiten zu skizzieren, die zur 
Erhaltung des preiswerten Sozialwohnungsbestands heute auf der Tagesordnung stehen, 
soll im Folgenden näher auf den »Fall Neue Heimat« eingegangen werden. Die Hinter­
gründe sind weithin bekannt (Fehlspekulation mit Vorratsgrandstücken und Eigentums­
projekten). Hier sollen eher Lösungsmöglichkeiten erörtert werden.

Als Ende letzten Jahres die Wellen der Empörang über die massenhaften Wohnungs­
verkäufe der Neuen Heimat besonders hoch schlugen und überall die Forderung nach ei­
ner Übernahme der bedrohten Sozialwohnungen durch die öffentliche Hand aufkam, ha­
ben in vielen Fällen selbst einige Politiker, die sonst ständig über die angeblich »leeren öf­
fentlichen Kassen« klagen und dabei übersehen, daß in diesem Lande fortwährend eine 
Umverteilung verfügbarer öffentlicher Budgetmittel auf ökologisch und sozial fragwürdi­
ge Investitionsprojekte und Subventionen stattfindet, sich bereiterldärt, für eine Rettungs­
aktion zugunsten der Mieter Millionenbeträge äus öffentlichen Mitteln bereitzustellen. 
Dabei war die Übernahme der Wohnungen durch die öffentliche Hand zunächst nur als 
Übergangslösung gedacht — anschließend sollten die Wohnungen entweder einzeln an die 
Mieter, oder an Eigentümergenossenschaften mit entsprechender finanzieller Beteiligung 
der Mieter weiterverkauft werden, oder den vorhandenen städtischen oder landeseigenen 
gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften übertragen werden. Nur in Einzelfallen sind 
Lösungsversuche bislang vorangekommen — in Hessen z.B. der Ankauf von Neue Hei- 
mat-Wohnungsbeständen durch das Land, in Nordrhein-Westfalen der Ankauf des regio­
nalen Neue Heimat-Wohnungsbestands und seine Übertragung an eine landeseigene Woh­
nungsbaugesellschaft .



Inzwischen wird vor allem über eine »Regionalisierung« der Neuen Heimat diskutiert. 
Darunter kann man dreierlei verstehen:
a) die Beteiligung der öffentlichen Hand am Stammkapital von regionalen Neue Heimat- 

Gesellschaften;
b) die vollständige Übernahme von regionalen Neue Heimat-Gesellschaften durch das be­

treffende Bundesland;
c) den Erwerb des gesamten Wohnungsbestands von regionalen Neue Heimat-Gesell­

schaften durch das betreffende Bundesland.
Zu a): Das Eingreifen der öffentlichen Hand soll nicht in erster Linie zur finanziellen Sa­
nierung der Neuen Heimat dienen, sondern vor allem die Mieter schützen und zugleich ei­
ne dauerhafte Sicherung und konkrete Verbesserung gemeinwirtschaftlicher Bindungen 
bringen. Dazu reicht die bloße öffentliche Beteiligung am Stammkapital von regionalisier- 
ten Neue Heimat-Gesellschaften nicht aus: Zwar könnte jede Finanzspritze für die Neue 
Heimat hilfreich sein, sie würde aus der Neuen Heimat aber bloß ein sogenanntes »ge­
mischtwirtschaftliches« Unternehmen machen. AUe praktischen Erfahrungen zeigen, daß 
gemischtwirtschaftliche Unternehmen faktisch keine wirksame öffentliche Kontrolle der 
Unternehmenspolitik bringen, daß sich vielmehr die Verwertungsinteressen der privaten 
Anteilseigner immer wieder durchsetzen.

Zu b): Bei der Übernahme ganzer Tochtergesellschaften der Neuen Heimat wird meist 
daran gedacht, durch das jeweilige Bundesland das Stammkapital der regionalen Neue 
Heimat-Gesellschaft »abzulösen«. Doch wird die Neue Heimat bestrebt sein durchzuset­
zen, daß nicht das Stammkapital, sondern das um ein Vielfaches größere Vermögen (v.a. 
in Form von Grundstücken und Gebäuden) der finanziellen Ablösung zugrundegelegt 
wird. Die Neue Heimat betrachtet ihre Vermögensbestände ungeachtet der umfangreichen 
öffentlichen Finanzierungsbeiträge als ihr rechtmäßig erworbenes Privateigentum. Zwei­
tens müßten die Bundesländer zusammen mit den regionalen Gesellschaften auch die 
Schulden der Neuen Heimat mit übernehmen. Hier besteht die Gefahr, daß diese »Altla­
sten der Fehlspekulation« anschließend nach und nach auf die Mieter abgewäkt würden, 
obwohl die Sozialmietwohnungen mit dem durch Fehlspekulationen entstandenen Schul­
denberg gar nichts zu tun haben.

Zu c): Die dritte »Regionalisierungsvariante« beinhaltet den öffentUchen Ankauf des 
gesamten Wohnungsbestands regionaler Neue Heimat-TochtergeseUschaften und ist von 
besonderem Interesse, da sie eine Gesamtlösung für die bedrohten Neue Heimat-Woh­
nungen auf regionaler Ebene ermöglichen soU, anstelle vieler aufeinanderfolgender Ret­
tungsaktionen für einzelne verstreute Wohnsiedlungen. Die Befürworter dieser Lösung 
wollen die Wohnungen nach der öffentlichen Übernahme meist auf eine landeseigene ge­
meinnützige Wohnungsbaugesellschaft übertragen. Eine regionale Gesamtlösung wäre 
m.E. aber nur unter der Voraussetzung zu begrüßen, daß von den Finanzierungskonditio­
nen her keine Mietsteigerungen vorprogrammiert werden, und daß die Wohnungen einem 
reformierten öffentlichen Träger unterstellt werden, der erweiterte und verbesserte Bin­
dungen einführt.

Es fällt auf, daß sich alle dargestellten Lösungsvarianten zur Regionalisierung genau um 
diese konkreten Fragen herumdrücken. Für die Mieter sind das aber ganz elementar wich­
tige Fragen. Denn von der Trägerform, unter der die Sozialmietwohnungen künftig be­
wirtschaftet werden, und von den konkreten gemeinwirtschaftlichen Bindungen, die die 
Wohnungen dabei erhalten, wird entscheidend abhängen, was die Mieter künftig zahlen 
müssen.



Die konsensfähige und plausible Forderung, daß nicht nur die öffentliche Hand, son­
dern auch die Banken und die Gewerkschaften (als Eigentümer) sich an jeder Lösung fi­
nanziell beteiligen sollen (u.a. durch »Forderungsverzichte«), liegt hinsichtlich der ge­
nannten Frage reformierter Träger- und Bewirtschaftungsformen auf einer ganz anderen 
Ebene: die Forderung kann sich nur darauf beziehen, wie der spekulationsbedingte Schul­
denberg der Neuen Heimat abzutragen sei. Zu diesen Schulden haben die davon bedroh­
ten älteren Sozialmietwohnungen gar nichts beizutragen.

Realistisch betrachtet, werden die Regionalisierungsbestrebungen letztlich auf einen öf­
fentlichen Ankauf des Wohnungsbestands der Neuen Heimat hinauslaufen.

Probleme bereitet dann der Preis der Wohnungen, die übernommen werden sollen. 
Niedrige Kaufpreise wären eine Voraussetzung, um langfristig niedrige Sozialmieten bei­
behalten zu kömien.

Bisher hat die Neue Heimat Sozialmietwohnungen zu einem Preisniveau verkauft, das 
mindestens dem Ertragswert freigegebener Mieten entspricht, in vielen Fällen auch dem 
gängigen Marktpreis für Miethäuser dieses Standards. Bei der Umwandlung in Eigen­
tumswohnungen ließen sich natürlich noch höhere Preise erzielen. Auf jeden Fall speku­
liert die Neue Heimat bei ihren bisherigen Wohnungsverkäufen mit dem Wegfall der Ko- 
stenmietbindung, d.h. sie veranschlagt Preise, die sich nur auf Basis freigegebener Mieten 
errechnen können. Genau auf diese Art und Weise kommen die sogenannten »Wertsteige­
rungen« älterer Sozialmietwohnungen zustande, die jetzt von der Neuen Heimat zwecks 
Untemehmenssanierung faktisch realisiert werden sollen. Wenn die Käufer der Wohnun­
gen dieses Preisniveau akzeptieren, sind sie gezwungen, über kurz oder lang ebenso hohe 
Mieten zu verlangen, wie sie in den Verkaufspreisen spekulativ zugrundegelegt sind.

Bisher veranschlagt die Neue Heimat also Spekulationspreise, die die öffentliche Hand 
im Interesse einer langfristigen Beibehaltung niedriger Sozialmieten und zwecks »sparsa­
mer« Verwendung der benötigten öffentlichen Mittel nicht einfach akzeptieren sollte. Das 
Problem ist leider, daß der Gesetzgeber faktisch den Verkauf von Sozialmietwohnungen 
zu Spekulationspreisen rechtlich sanktioniert hat: Diese Preise können sich nämlich 
durchaus im Rahmen der sogenannten »Verkehrswerte« bewegen. Schaut man sich die 
Richtlinien und Verordnungen zur Verkehrswertermittlung genauer an, kann man feststel­
len, daß spekulative Wertsteigerungen automatisch auch den Verkehrswert bestimmen 
(mit Hilfe des marktorientiert ermittelten Vergleichswerts der Grundstücke), der so gese­
hen im Normalfall auf das marktübliche Preisniveau hinausläuft.

Für die Übernahme umwandlungsbedrohter Sozialmietwohnungen durch die öffentli­
che Hand sollte gegenüber der Neuen Heimat eine weitergehende Kaufpreisbegrenzung 
durchgesetzt werden: Gerechtfertigt wäre höchstens ein Preisniveau, das dem Ertragswert 
der gebundenen Miete (bzw. der gegebenen niedrigen Kostenmiete älterer Sozialwohnun­
gen) entspricht. Legt man also die gegebene Miethöhe der älteren Sozialwohnungen zu­
grunde, an die ein gemeinnütziges Unternehmen bei der Vermietung ja »eigentlich« auf 
Dauer gebunden sein sollte, dann ergeben sich Kaufpreise, die mindestens um die Hälfte 
niedriger sind als die von der Neuen Heimat bisher veranschlagten Preise.

Das erstrangige Ziel einer öffentlichen Übernahme umwandlungsbedrohter Sozialmiet­
wohnungen soUte sein, die Wohnungen unter Beibehaltung niedriger Mieten dauerhaft zu 
sichern. Aus der Sicht der Mieter erscheint ein Auffangkonzept doch nur sinnvoll, wenn 
sie, die ohne eigenes Zutun von den gesetzlich sanktionierten Geschäftspraktiken der Neu­
en Heimat bedroht werden, keine zu^tzlichen Belastungen tragen müssen.
' Um Mietsteigerungen ausschließen zu können, werden zur Finanzierung des Erwerbs



zinslose Mittel benötigt. Daher sollte der öffentliche Ankauf nicht unüberlegt aus Kapital­
marktkrediten finanziert werden. Eine Kreditfinanzierung würde Mietsteigerungen vor­
programmieren, wenn (a) der Kaufpreis den Ertragswert der gegebenen Mieten übersteigt, 
oder (b) die erneute Zinskostenbelastung der älteren Sozialwohnungsbestände in den gege­
benen Mieten keinen Raum mehr läßt für evtl. nötige erhöhte Instandhaltungsausgaben. 
Finanzierungsvorschläge zur Regionalisierungslösung übergehen diese Frage und vernach­
lässigen zudem die unsoziale Verteilungswirkung der Kreditfinanzierung, durch die ja 
Banken und Kapitalbesitzer wieder in die Lage gesetzt würden, an der Notlage der betrof­
fenen Mieter zu verdienen.

Benötigt wird eine öffentliche Direktfinanzierung von Erwerbsmaßnahmen, d.h. ein 
»Interventionsfonds« aus Mitteln der öffentlichen Haushalte. Es wird allerdings kaum 
möglich sein, aus vorhandenen Budgetmitteln den gesamten Wohnungsbestand der Neuen 
Heimat auf einen Schlag anzukaufen. Aber ein relevanter Teil der Wohnungsbauförde­
rungsmittel des Bundes, der Länder und Kommunen kann umgeschichtet werden in einen 
planmäßigen jährlichen Haushaltsposten für den Ankauf umwandlungsbedrohter Sozial­
mietwohnungen. Die öffentliche Übernahme des Wohnungsbestands der Neuen Heimat 
würde dadurch über einen längeren Zeitraum verteüt. Die längerfristig kontinuierliche Be­
reitstellung öffentlicher Interventionsmittel für Ankaufsaktionen wird ohnehin unum­
gänglich sein, da sich die drohende Bindungsfreigabe und Umwandlung von Sozialmiet­
wohnungen über einen längeren Zeitraum hinweg fortsetzen wird.

Wenn man das Ziel verfolgt, den betroffenen Mietern ihre Sozialwohnungen zu glei­
chen Bedingungen wie bisher zu erhalten, muß weiterhin ausgeschlossen werden, daß im 
Anschluß an die öffentliche Übernahme eine fiskalische Entlastungsstrategie auf Kosten 
der Mieter.einsetzt. D.h. die Mieter sollten anschließend auch von der öffentlichen Hand 
nicht unter Druck gesetzt werden, die Wohnungen individuell oder gemeinschaftlich zu 
kaufen. Die vielfach propagierte Neubildung von Eigentümergenossenschaften durch die 
Bewohner, die dann gemeinschaftlich das Eigentum an den Wohnungen erwerben sollen, 
gilt bei vielen Politikern gerade wegen des genossenschaftlichen Selbstfmanzierungsbei- 
trags als gern gesehene Entlastung. Darin liegt aber auch die Problematik: Alle diejenigen 
Mieter, die das für solche traditionellen Genossenschaftslösungen erforderliche Eigenka­
pital nicht aufbringen können, wären auch aus der genossenschaftlichen Demokratie und 
den genossenschaftlichen Verfügungsrechten ausgegrenzt. Eine Spaltung der Bewohner­
schaft in Miteigentümer der Genossenschaft und normale Mieter ist dabei nicht auszu­
schließen.

Es reicht, wie gesagt, nicht aus, umwandlungsbedrohte Sozialwohnungen mit öffentli­
chen Mitteln zu erwerben, ohne gleichzeitig erweiterte und verbesserte soziale Bindungen 
durchzusetzen. Wenn gemeinnützige Unternehmen die vorhandenen Bindungen bereits 
unterlaufen, reicht eine Übernahme der Neue Heimat-Sozialwohnungen durch andere, 
aber strukturell gleichartige gemeinnützige Unternehmen offenbar nicht aus: sie hätten 
ebenso wie die Neue Heimat die Möglichkeit, die Zweckbindung der Wohnungen durch 
Ausverkauf zu unterlaufen, und die Bindung an das Kostendeckungsprinzip faktisch 
durch nachträgliche Zinsanhebungen und vielerlei betriebswirtschaftliche »Tricks« zu un­
terlaufen.

An dieser Stelle ist zu betonen, daß auch Sozialwohnungen im Besitz der vielen landes­
eigenen und städtischen gemeinnützigen Wohnungsbaugesellschaften heute erweiterte und 
präzisierte Bindungen erhalten müßten, und das bedeutet auch, die eingefahrenen Struk­
turen der öffentlichen Wohnungsbauträger zu reformieren. Negative Erfahrungen mit



diesen, seien es Liegenschaftsämter oder die verselbständigten öffentlichen Kapitalgesell­
schaften, unterstützen immer wieder den generellen Vorwurf eines »Staatsversagens«. Da­
bei wird übersehen, daß die vielfach kritisierten Erscheinungen einer zunehmend ertrags­
orientierten Behandlung des öffentlichen Wohnungsbesitzes konkret auf Trägerformen 
basieren, die in der Vergangenheit mit bewußter politischer Absicht geschaffen wurden. 
Das betriebswirtschaftliche Interesse, aus preiswerten älteren Sozialwohnungen immer hö­
here Mieten zu erzielen und »Wertsteigerungen« zu realisieren, ist in den derzeitigen For­
men öffentlicher Trägerschaft fest verankert worden, damit sie »Erträge« vorweisen kön­
nen. Wir brauchen daher neue öffentlich-gemeinwirtschaftliche Trägerformen, die dieser 
fatalen betriebswirtschaftlichen Interessenlage nicht unterworfen sind.

Für öffentlich angekaufte Sozialwohnungen der Neuen Heimat bietet sich die Überfüh­
rung in Qm Kommunales Sondervermögen an, das darüber hinaus auch ein ReformmodeU 
für die vorhandenen öffentlichen gemeinnützigen Träger darstellen kann. Diese neue 
Form der Trägerschaft steht ganz im Unterschied zu den öffentlichen gemeinnützigen Ka­
pitalgesellschaften unter direkter öffentlicher Kontrolle, und ihre Wirtschaftsführung muß 
nicht nach privatuntemehmerischen Erfolgskriterien erfolgen.

Die Schaffung von Sondervermögen auf kommunaler Ebene bedeutet nicht, daß der 
Erwerb der dazugehörigen Sozialmietwohnungen allein von den Kommunen finanziert 
werden müßte. Selbstverständlich könnten/müßten die Länder den größten Teil der benö­
tigten Finanzmittel bereitstellen. Kommunale Sondervermögen bedeuten jedoch im Ver­
gleich zur Landesebene eine Dezentralisierung der Trägerschaft und sind dadurch eher ge­
eignet, die Wohnungsbewirtschaftung und -Verwaltung den konkreten Bedingungen und 
Anforderungen der jeweiligen Örtlichkeit anzupassen. Eine noch weiterreichende Dezen­
tralisierung bestimmter Verwaltungsaufgaben, z.B. durch Übertragung auf Mieter-Ver- 
waltungsgenossenschaften in überschaubaren Wohnquartieren, ist damit natürlich nicht 
ausgeschlossen.

Die Trägerform des Sondervermögens ermöglicht die Festschreibung präzisierter ge­
meinwirtschaftlicher Bindungen in einer Satzung. Wie bei Stiftungen, die ebenfalls eine 
Art Sondervermögen darstellen, kann hier eine dauerhafte Zweckbindung der Wohnun­
gen für die Versorgungaufgaben des sozialen Mietwohnungsbestands gesichert werden, 
d.h. Ausschluß der Möglichkeit, die Wohnungen zwecks Realisierung von Wertsteigerun­
gen zu verkaufen. Zur dauerhaften Zweckbindung des Sozialwohnungsbestands gehört 
auch seine dauerhafte Belegungsbindung nach öffentlich legitimierten Bedarfskriterien.

Ein kommunales Sondervermögen kaim seinen Wohnungsbestand unter Gewirmver- 
zicht bewirtschaften, d.h. Wohnungsvermietung nach dem Grundsatz der Ausgaben­
deckung (unter Verzicht auf Eigenkapitalverzinsung und Entschuldungsgewinne). Der äl­
tere, bereits entschuldete Sozialwohnungsbestand würde damit eine Miethöhe erhalten, 
die die Bewirtschaftungskosten nicht übersteigt (»Bewirtschaftungskosten-Miete«). Auf 
dieser Basis, d.h. bei vollständigem Gewinnverzicht des öffentlichen Trägers, kann man 
eine bestandsbezogene Durchschnittsmiete bilden (sog. »Mietenpooling«), die wesentlich 
niedriger liegt als die von den Gemeinnützigen propagierte »Untemehmensmiete«. So kä­
me man zu einer dauerhaften Sicherung niedriger Mieten des Sozialwohnimgsbestands.

Die Trägerform des kommunalen Sondervermögens kann eine dauerhafte Zweckbin­
dung der Mieteinnahmen für die Bewirtschaftung des zugehörigen Wohnungsbestands ge­
währleisten: Ein Sondervermögen ist aus dem normalen Verwaltungsapparat ausgegliedert 
und schafft einen geschlossenen, für die ordentliche Wohnungsbewirtschaftung zweckge­
bundenen Finanzkreislauf, aus dem es keinerlei unkontrollierte Abflüsse gibt. Bei den



vorhandenen gemeinnützigen Kapitalgesellschaften ist es hingegen legal und üblich gewor­
den, aus der Vermietung von Sozialwohnungen nicht nur langfristig beträchtliche Gewin­
ne zu erzielen, sondern diese Gewinne auch in den spekulativen Bau von Eigentumswoh­
nungen oder in Finanzanlagen zu investieren. Die von den Gemeinnützigen seit langem 
propagierte »Gewinnerzielung zwecks gemeinnütziger Gewinnverwendung« ist insofern 
längst durchbrochen. Auch bei den von städtischen Liegenschaftsämtem direkt innerhalb 
des Verwaltungsapparats bewirtschafteten Wohnungen ist die Zweckbindung der Mietein­
nahmen für Bewirtschaftungsaufgaben nicht gesichert.

Die Trägerform eines kommunalen Sondervermögens würde eine direkte öffentliche 
Kontrolle der Untemehmensentscheidungen einführen. Dazu gehört nicht nur eine direkte 
Beteiligung des Kommunalparlaments. Vielmehr wäre auch eine weitergehende Demokra­
tisierung realisierbar und wünschenswert:

Zum einen kann in den Leitungsgremien des Sondervermögens eine entscheidungsrele­
vante Beteiligung von Bewohnervertretern und Mieterorganisationen eingeführt werden, 
d.h. eine qualifizierte Mietermitbestimmung. Sie wäre durch die konkrete sozialpolitische 
Zweckbestimmung des Sondervermögens gerechtfertigt, für die unmittelbare Kontrolle ei­
ner ordentlichen Wohnungsbewirtschaftung von Vorteil und organisatorisch dadurch er­
leichtert, daß das Sondervermögen aus dem normalen Verwaltungsapparat ausgegliedert 
ist.

Zum anderen können unter dieser Form öffentlicher Trägerschaft zusätzlich Selbstver­
waltungsmodelle gefördert werden: Nach dem praktischen Vorbild der »management co­
operatives« im englischen Kommunalen Wohnungsbau können von den Bewohnern 
selbst (!) initiierte Mieter-Verwaltungsgenossenschaften überschaubare Einheiten des So­
zialwohnungsbestands »selbstverwalten« und instandhalten. Worauf es ankommt ist, daß 
dies auf Basis einer kostendeckenden finanziellen Vergütung von seiten des Sondervermö­
gens erfolgt. Mieterselbstverwaltung soll eben nicht für öffentliche Sparprogramme funk- 
tionaüsiert werden. Die Mieter benötigen für dieses Selbstverwaltungsmodell keinerlei Ei­
genkapital (wie beim Erwerb von Sozialwohnungen durch Eigentümergenossenschaften), 
sondern sie übernehmen die von ihren Mieten bereits abgedeckten Bewirtschaftungsaus­
gaben in ihre Selbstverwaltung. Der öffentliche Träger behält dabei natürlich Kontroll­
rechte hinsichtlich Belegung und Abrechnungen.

Es handelt sich hier um ein Verbundmodell von kommunaler Trägerschaft und genos­
senschaftlicher Mieterselbstverwaltung. Seine Realisierung würde nicht nur im »Fall Neue 
Heimat« weiterhelfen, sondern könnte auch eine Perspektive für den künftigen gemein­
nützigen Wohnungsbau eröffnen.



Gewerkschaftsarbeit mit Jugendlichen 
Ein kulturpolitischer Ansatz

Tu sagte: Wenn man immer danach strebt, die bequemste Lage einzunehmen 
und aus dem Bestehenden das Beste herauszuholen, kurz, wenn man nach 
Genuß strebt, wie soll man da kämpfen? Me-ti sagte: Wenn man nicht nach 
Genuß strebt, nicht das Beste aus dem Bestehenden herausholen will und 
nicht die beste Lage einnehmen will, warum sollte man da kämpfen?
(B. Brecht: Me Ti — Tu will kämpfen lernen und lernt sitzen)

I.
»Natürlich« sind Gewerkschaften und besonders die Gewerkschaftsjugend in den letzten 
Jahren politischer geworden; sie sind gezwungen, sich mit einer Politik des Staates ausein­
anderzusetzen, die schwere Nachteile für die Arbeitnehmer bringt. Franz Steinkühler, der 
neugewählte erste Vorsitzende der IG Metall, sprach das in seinem Grundsatzreferat auf 
dem 15. Gewerkschaftstag deutlich aus: »Der konservative Block ist von einer Politik des 
Klassenkompromisses zu einer Politik der Klassenkonfrontation übergegangen.«

Gerade die IG MetaU Jugend hat in den letzten Jahren erhebliche Anstrengungen unter­
nommen, um Interessen jugendlicher Arbeitnehmer gegenüber der Regierung zu vertre­
ten. Erinnert sei an die Friedensaktionen gegen die Nachrüstung, die Kämpfe gegen Ver­
schlechterungen des Jugendarbeitsschutzes, für eine Umlagefmanzierung in der berufli­
chen Bildung und vieles mehr.

Es sind vor allem zwei Probleme, die einer weiteren — dringend notwendigen — Politi­
sierung der Gewerkschafts(jugend) arbeit entgegenstehen: die zunehmende Konkurrenz 
unter den Jugendlichen und Schwierigkeiten der Motivation von Funktionären. Der Auf­
riß dieser beiden Probleme und der Lösungsversuch durch die Entwicklung einer solidari­
schen Kultur der Arbeit sind deshalb Gegenstand dieses Beitrags.

II.
1. Die Konkurrenz der Jugendlichen um knappe Ausbildungs- und Arbeitsplätze einerseits 
und die zunehmende Individualisierung (im Sinne von wählen können zwischen verschie­
denen Lebensstilen) andererseits haben zu einer Ausdifferenzierung der Lebensvorstellun­
gen, Haltungen und Werte geführt. Wir haben es in den Betrieben mit sehr verschiedenen 
Kulturen zu tun, die teilweise völlig konträr zueinander stehen. Da arbeitet ein aufstiegs­
orientierter Elektroniker, Mitglied der Jungen Union, neben einem technikbegeisterten 
Punker, der sein Lebensgefühl im Betrieb verheimlichen muß. Der spontane Vorrat an 
Gemeinsamkeiten zwischen diesen Kulturen ist sehr klein, da sie ihre Identität vorwiegend 
aus wechselseitiger Abgrenzung beziehen.

Zusätzliche Stabilität gewinnen diese Kulturen durch ihre Verknüpfung mit der innerbe­
trieblichen Hackordnung von Leistungsstarken, die zu den Rationalisierungsgewinnem 
gehören können, und Leistungsschwachen, die verachtet werden. Die durchaus auch von 
»Schwächeren« verinnerlichten Selektionsmechanismen sichern die Hackordnung gegen­
über dem Gerechtigkeitsempfmden ab und geben dem Unterlegenen das Gefühl, selbst 
schuld zu sein.

Der Zersetzung von Kollegialität durch voll ausgelebte Konkurrenz gilt es also eine 
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Kultur entgegenzusetzen, die Solidarität erfahrbar werden läßt. Ohne täglich erlebte Soli­
darität auf Basis der Kooperation im Arbeitsprozeß und des Zusammenlebens im Betrieb 
prallt der Aufruf zur Solidarität an der Lebensrealität als hohler Spruch ab.

2. Diese Erfahrung machen viele unserer Jugendfunktionäre, die mit Engagement ihre 
Arbeit aufnehmen und oft an der Zerstrittenheit der Jugendlichen scheitern: Wir können 
uns einfach nicht einigen.

Nun kosten auch die großen politischen Auseinandersetzungen viel Kraft, und Funktio­
näre heißen nicht deshalb so, weil sie in allen Lebenslagen funktionieren. Sie vmrden ge­
wählt, und sie versuchen, diese Funktion wahrzunehmen. Dabei kommen einzelne durch­
aus auf zusätzliche 38,5 Stunden Arbeitszeit pro Woche. Ehrenamtliche Gewerkschaftsar­
beit ist schwer zu vereinbaren mit einer stürmischen Liebschaft, mit Kindern, einem auf­
wendigen Hobby oder mit Wünschen nach Weiterbildung.

Viele ziehen es daher vor, sich solchem Streß, den Gefühlen der Vergeblichkeit und des 
im-Stich-gelassen-Werdens, der Entfremdung von Freunden gar nicht erst auszusetzen. 
Fast añe Funktionäre kennen den Moment, wo man müde wird, aufhören und alles 
hinschmeißen will. Meine Frage ist, wie entwickelt und reproduziert sich die Motivation 
zum politischen und gewerkschaftlichen Handeln? Wie können Formen des Kampfes aus- 
sehen, in denen die persönlichen, beruflichen und politischen Interessen und Bedürfnisse 
sich nicht gegenseitig ausschließen?

III.
Ich versuche, beide Problemstellungen in der Perspektive einer zu entwickelnden Kultur 
der Arbeit zu lösen. Eine erst noch zu entwickelnde ist sie deshalb, weil wir aus den bishe­
rigen Kulturen im Betrieb zwar Elemente übernehmen können, aber sie neu gruppieren, 
verändern und miteinander zur Synthese bringen müssen. Das ist angesichts der ständigen 
Produktion von Konkurrenz und Frustration nur als Prozeß denkbar.

Ich habe die Erfahrung gemacht, daß politische Kampagnen nur dann eine Chance auf 
Akzeptanz und Engagement haben,
— wenn die Ziele von der alltäglichen Erfahrung her nachvollzogen und von den unter­

schiedlichen Interessen der Arbeitnehmergruppen geteilt werden können,
— wenn die Inhalte spürbare Verbesserungen im Alltag realistisch in Aussicht stellen,
— und wenn die Kampfformen dem entsprechen, was sich die Betroffenen bei allem Mut 

selbst Zutrauen.
Unsere Kolleginnen und Kollegen fragen da ganz einfach: Was habe ich denn davon? Ich 
habe auch die Erfahrung gemacht, daß politische Kampagnen eine enorme Durchschlags­
kraft entwickeln, wenn sie an der Unzufriedenheit in der eigenen Lebensweise anknüpfen 
und Formen anbieten, in denen Veränderungen tatsächlich gelebt werden körmen. Bei den 
Aktionen zur Veränderung des § 116 AFG haben z.B. viele mitgemacht, die es einfach satt 
haben, im Betrieb herumgeschubst zu werden.

Über den wichtigen Zusammenhang zwischen der Einnahme neuer Haltungen und der 
Änderung von Lebensweisen heißt es bei Bertolt Brecht sehr prägnant;

»Wenn wir Vorurteile bekämpfen, müssen wir im Auge behalten, daß sie kaum jemals einzeln 
auftreten. Sie hängen immer mit anderen zusammen, darunter solchen, die unter Umständen 
zäher und für ihre Inhaber lebenswichtiger sind als die von uns bekämpften. Wir merken oft, 
daß unser Mann ein Vorurteil nicht aufgibt, obwohl er unseren Argumenten keine Argumente 
mehr entgegenhalten kann, nicht einmal das (für gewöhnlich äußerst ungern benutzte): er 
braucht die betreffende Ansicht, um so existieren zu können, wie er existiert. Gehen ihm die



Argumente aus, so nimmt er an, sie fehlen nur ihm selber, nicht aber sie fehlten überhaupt. 
Von der Erkenntnis aber, er sei ein schlechter Argumentator bis zur Verachtung des Argumen- 
tierens ist der Schritt klein.
Wenn er meint, er brauche dies oder das, um existieren zu können, meint er: um so existieren 
zu können, wie er existiert, eine andere Art kann er sich natürlich nicht vorstellen.
Wenn wir mit ihm sprechen, müssen wir das immer im Auge behalten, daß wir außer der Art, 
wie er existiert, noch eine andere Art zu existieren für ihn bereithalten, sonst muß er befürch­
ten, uns läge mehr an unseren Argumenten als an seiner Existenz.« (B. Brecht: Über die beste 
Art, die Menschen von ihren Klassenvorurteilen zu befreien)

IV.
Bevor ich nun versuche darzustellen, wie das in der gewerkschaftlichen Praxis aussehen 
kann, muß ich doch den Kulturbegriff präziser fassen. Für diese Überlegungen eignet sich 
der Kulturbegriff von Wolf gang Fritz Haug am besten, er sei kurz referiert. Das Individu­
um muß sich, um zu überleben, ständig körperlich, geistig und emotional reproduzieren. 
Dies ist nur gesellschaftlich möglich, wir müssen also bestimmte Verhältnisse zu anderen 
Menschen und zur Natur eingehen. Haug fragt nun nach der Form, in der diese Verhält­
nisse eingegangen werden, und bezeichnet als kulturell 

»die Dimension der Ausbildung und des einverständigen Lebens von Gruppenidentität, Le­
bensformen, (in der) Individuen, Gruppen oder Klassen das praktizieren, was ihnen lebenswert 
erscheint, und worin sie sich selber als Sinn und Zweck ihrer Lebenstätigkeit fassen« (Haug 
1979a, 184). Und: »Noch etwas anders ausgedrückt, erfaßt der Begriff des Kulturellen die Um­
setzung der gesellschaftlichen Lebensbedingungen in erfüllte Lebensweise.« (ders. 1979b, 11)

Dieser Vergesellschaftung in Selbstbestimmung setzt er den Begriff des Ideologischen ent­
gegen, der den »Wirkungszusammenhang ideeUer Vergesellschaftung von oben« faßt 
(Haug 1979a, 191). Für unsere Fragestellung ist das entscheidende, daß beides im betrieb­
lichen Alltag in einer Person nebeneinandersteht: Kulturelle neben ideologischer Praxis im 
Arbeitsprozeß, in der Pause, als Vorgesetzter ...

Wie wichtig Unternehmer die kulturellen und ideologischen Prozesse im Betrieb ein­
schätzen, zeigt die Konjunktur des Begriffes »Organisationskultur« in der Management­
literatur seit Anfang der 80er Jalire:

»Eine Organisationskultur läßt sich als Summe aller Werte verstehen, die von den Mitgliedern 
einer Organisation als wahr und richtimgweisend angesehen werden. Organisationskulturen 
sind gewissermaßen der Leim, der Organisationen zusammenhält. Im Detail können Organisa­
tionskulturen folgende Funktionen erfüllen:
— Organisationskulturen helfen allen Mitgliedern, Verhaltensweisen auszuwählen und zu in­

terpretieren. Die Kenntnis dominierender Werte verdeutlicht, welches Verhalten erwünscht 
oder unerwünscht ist.

— Kulturen können die Emotionen von Organisationsmitgliedern beeinflussen, indem sie In­
teresse, Freude und Zugehörigkeitsgefühle hervorrufen. Sie festigen so die Bindung an Or­
ganisationen.

— Organisationskulturen sind informale Kontrollmechanismen von Mitarbeiterverhalten, die 
formale Kontrollmethoden, wie zum Beispiel Pläne oder Organisationsstrukturen ergän­
zen. Die von Mitarbeitern verinnerlichten Werte steuern Verhalten auch dann, wenn keine 
schriftlich niedergelegten Handlungsanweisungen existieren, rasche Entscheidungen aber 
dennoch notwendig sind.

— Ausgeprägte Organisationskulturen können die allgemeine Leistungsfähigkeit von Organi­
sationen fördern, so daß daraus höhere Produktivitäts- und Gewinnraten resultieren.« 
(Wirtschaftswoche Nr. 17 vom 18.4.86, 125)



Dieses Zitat macht deutlich, daß die Zersetzung von gewerkschaftlich-kollegialen Milieus 
und die Einsetzung von Konkurrenz als Grundwert durchaus politische Absicht ist. Der 
Versuch des Wertemanagements hat ideologische Effekte zum Ziel.

V.
Zurück zur ursprünglichen Fragestellung, vde sich eine Kultur der Arbeit entwickeln läßt, 
die unterschiedliche, teilweise einander ausschließende Kulturen in sich vereinigt und die 
Selbstbewußtsein, Sinn und Motivation produziert. Die Richtimg der Antwort sei im fol­
genden exemplarisch skizziert. Franz Steinkühler benannte in seinem Gnmdsatzreferat als 
zentralen Widerspruch konservativer Ideologie, daß sie »einer Mehrheit vorgaukelt, was 
mit ihrer Politik nur für eine Minderheit eingelöst werden kann«. Der gewerkschaftliche, 
solidarische Weg dagegen kann tatsächlich die Interessen möglichst vieler (je nach Durch­
setzungskraft) sichern. Wenn es nun gelingt, die Anteile an Werten, Einschätzungen und 
Verhaltensweisen, die der Erreichung des solidarischen Zieles im Weg stehen, als selbstge­
setzte Hindernisse zu identifizieren, entsteht die Möglichkeit der Veränderung.

Beispiel:
In einer Gruppe von Auszubildenden eines Großbetriebes werden massiv ausländerfeindliche 
Forderungen vertreten. Alle sind MitgUed der IG Metall, die Gruppe wählt mehrheitlich CDU, 
einige noch weiter rechts, zwei, drei Abweichler dringen mit ihrer Position nicht durch. Ich ste­
he mit den Positionen der IG Metall alleine. Die Jugendlichen sind stinksauer, daß die Gewerk­
schaft solchen »Schwachsinn« wie Wahlrecht für Ausländer fordern kann; wenn sie das vorher 
gewußt hätten, wären sie nicht eingetreten. — Die Positionen stehen sich so unversöhnlich ge­
genüber (ich bin froh, daß sie mir überhaupt zuhören), daß ich eine Denkpause vorschlage. 
Nach der Pause schlage ich einen Themenwechsel vor. Wenn ich schon mal da bin, will ich ein 
Meinungsbild zur 35-Stunden-Woche. Schließlich bin ich ihr zuständiger Sekretär und werde 
von ihren Beiträgen bezahlt. Die Diskussion begirmt zögernd, das Argument Arbeitszeitver­
kürzung auch für Auszubildende aus Gründen der Gleichbehandlung wird akzeptiert. Auf eine 
Frage erkläre ich die Ziele der Arbeitgeber, die in dieser Tarifrunde die Flexibilisierung der Ar­
beitszeit durchsetzen wollen und dafür auch die Kolleginnen und Kollegen mit einiger Gewiß­
heit massenhaft kalt aussperren werden. — Betroffenes Schweigen. — Ich frage, ob wir trotz 
des Risikos der Aussperrung unsere Forderungen stellen sollen und auch dafür streiken. Eine 
lebhafte Debatte entbrennt in der Gruppe darüber, ob wir uns ein Zurückweichen vor Arbeit­
geberdrohungen überhaupt erlauben können. Einhelhge engagiert vorgetragene Gruppeiunei- 
nung: Nein. Alle wollen mithelfen in dieser Tarifrunde. Wir sind uns eiiüg, daß nur ein großer 
solidarischer Kraftakt uns solche Auseinandersetzungen bestehen läßt.
Am Ende frage ich nach der Sohdarität mit ausländischen Kollegen: Können wir uns denn lei­
sten, daß die arbeiten gehen, wenn wir streiken?

Wie weit diese Irritation anhält, weiß ich nicht. Immerhin bleiben Betriebsrat und Jugend­
vertretung am Ball, Verabredungen sind getroffen.

Wenn wir Kulturen mit ihren Widersprüchen konfrontieren können (in einer Atmo­
sphäre, wo das nicht abgewehrt werden muß), gevrirmen wir eine Chance, daß Kulturen 
füreinander fruchtbar werden und Lernprozesse einsetzen. Das wirksamste Mittel zur In­
tegration von Kulturen ist der Einigungsprozeß beim Verfolgen gemeinsamer Ziele.

Wesentlich dabei ist die Haltung, in der ich als Funktionär den Jugendlichen gegenüber­
trete. Jugendliche haben ein sehr feines Gespür dafür, ob es jemand ehrlich mit ihnen 
meint, ob sie ernstgenommen und ihre Argumente und Erfahrungen akzeptiert werden. 
Sobald sie sich als Objekte von Agitation fühlen, Überheblichkeit bemerken, ist Kommu­
nikation und damit Lernen kaum noch möglich.



Ernstnehmen heißt im nächsten Schritt vor allem, Gefühle ernst zu nehmen. Das stän­
dige Leugnen-müssen von Gefühlen, die nicht zum Ausdruck kommen dürfen, macht erst 
die Starrheit vieler Kulturen aus. Die meisten können eben nicht cool auf den Anschiß ei­
nes Vorgesetzten realeren und können ihre Zukunftsangst nicht durch lockere Sprüche 
abtun. Angst hemmt entscheidend das Lernvermögen. Wer Jugendliche ernst nimmt, gibt 
ihnen die Chance, Selbstbewußtsein zu entwickeln, Gefühle zum Ausdruck zu bringen 
und oft das erste Mal im größeren Kreis darüber zu reden, wie es ihm/ihr wirklich geht. 
Der Ort, wo das gelingt, ist »Heimat«. Die Friedensbewegung war dabei beispielhaft, wie 
durch das Eingeständnis von Angst Energien freigesetzt werden, die politisches Handeln 
bewirken und so wieder Angst mindern können.

Intensiv spürbar werden solche Prozesse aber erst richtig in materialisierter Form durch 
die verschiedensten Aneignungs-, Verarbeitungs- und Veröffentlichungsformen unserer 
Kulturarbeit. Ob Jugendliche einen Roboter bauen und ihn mit einer Steuerung zum Ein­
satz an Infoständen ausrüsten, ob sie Materialien für eine Aktion entwickeln, eine Zeitung 
machen oder ein Sportumier organisieren — hier erleben sie sich als kreativ, lernfähig und 
produktiv. Sie arbeiten selbständig, holen sich Rat ein, machen Fehler und korrigieren 
sich. Sie entwickeln Selbstbewußtsein, vertreten ihre Einstellung vor dem Ausbildungslei­
ter und spüren (jedenfalls überwiegend), daß sie sich aufeinander verlassen können.

Sie entwickeln eine Gruppenidentität, wenn sie Plakate und Transparente malen, die ihr 
Lebensgefühl zum Ausdruck bringen. Hier kann auch der Widerspruch zwischen persön­
licher, beruflicher und politischer Entwicklung aufgehoben werden.

An einer attraktiven Jugendarbeit beteiligen sich mehr Aktive, der einzelne wird entla­
stet und kann sich auch mal ausruhen. Wartmi sollen aber nicht auch Freunde /  Freundin­
nen mit zur Jugendgruppe kommen? Warum kann ein Hobby nicht im Rahmen von Ge­
werkschaftsarbeit ausgeübt werden? Wer sagt, daß Kinder und Rentner nicht ihren Platz 
bei unseren Veranstaltungen haben können?

VI.
Woody Guthrie, der Pionier der amerikanischen Folk-Bewegung, sagte einmal über seine 
Lieder;

»Ich hasse eine Lied, das dich denken läßt, du seist nichts nütze. Ich hasse ein Lied, das dich 
denken läßt, du seist zum Verlierer geboren. Für niemand nütze. Für nichts nütze. Ich bin dar­
auf aus, Lieder zu singen, die dir beweisen sollen, daß dies deine Welt ist, und wenn sie dich ein 
dutzendmal aus den Latschen geschlagen hat, egal wie stark sie dich umgefahren und überrollt 
hat, egal welche Hautfarbe du hast, wie groß du bist, wie du gebaut bist, ich bin darauf aus, 
Lieder zu singen, die dich stolz auf dich und deine Arbeit machen.«

Wenn wir statt »Lied singen« »Gewerkschaftsarbeit machen« einsetzen und das in der 
Praxis einlösen, haben wir ein starkes Stück Kultur der Arbeit geschaffen. Und das sollte 
den Kampf nicht lohnen?
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Bericht

Britta Ernst und Genvin Möller

Antonio Labriola — Vordenker des historischen Materialismus 
Internationales Symposium, 11. bis 13. September 1986, Universität Bremen

»Ich bin nicht der Paladin von Marx. Ich akzeptiere jede Kritik, bin ich doch selbst in allem, 
was ich sage und schreibe, ein Kritiker; ich stehe voll und ganz zu dem Ausspruch: Verstehen 
heißt überwinden, aber ich muß doch hinzufügen: Überwinden heißt, verstanden zu haben.«

Als Detlev Albers 1983 in seinem Beitrag »Den Marxismus historisch denken« für den 
kontrovers diskutierten Argument-Sonderband 100 »Aktualisierung Marx« dieses Zitat 
eines gewissen Antonio Labriola aufgriff, um jenen Gedanken, wie überhaupt das Werk 
dieses italienischen Theoretikers in unsere aktuelle Diskussion einzuführen, haben viele 
über das Ansinnen, uns die Rezeption Labriolas zu verordnen, gestöhnt oder es gar belä­
chelt, waren doch die Beschäftigung mit Gramsci und Bauer noch gar nicht verdaut und 
auch noch umstritten (vgl. Uli Schöler, »Otto Bauer — nein danke?«, Bremen 1984, und 
die Diskussion in dieser Zeitschrift). Den Beweis für die Notwendigkeit des Studiums der 
Schriften Labriolas lieferte nun im September 1986 ein Internationales Symposium, das 
mit Unterstützung des Kulturforums der SPD an der Universität Bremen stattfand.

»Interessierte Vei^eßlichkeit« und Rezeptionsansätze

Das Nichtwissen über Antonio Labriola (1843-1904) nannte Ham-Josef Steinberg (Bre­
men) »eine interessierte Vergeßlichkeit hinsichtlich eines bedeutenden Denkers«, dessen 
oben zitierter Satz eine gründliche Abrechnung mit dem Revisionismus in der SPD dar­
stellte. Durch seine Hervorhebungen, »daß der Marxismus keine einfach Sache sei, aber 
auch nicht entrückt im Himmel einer zweifelhaften Wissenschaftlichkeit existiere« (Stein­
berg), verdarb es sich der italienische Denker jedoch mit allen Seiten. Gleichzeitig war La­
briola von einer unendlichen Hochschätzung der deutschen Sozialdemokratie eingenom­
men. Steinberg zitierte aus einem Brief vom März 1890 an Wilhelm Liebknecht: »Ich hof­
fe, daß die italienischen Demokraten nach und nach einsehen werden, was die deutsche 
Socialdemokratie bedeute«, und eine Äußerung gegenüber Eduard Bernstein: »... ich ha­
be immer diese Marotte, mich mit der deutschen Socialdemokratie zu identifizieren ...« 
(1896).

Aber eben diese deutsche Sozialdemokratie hat Labriola zu Lebzeiten kaum beachtet 
und bis auf einen Nachruf in der »Neuen Zeit« zum Tode des italienischen Freundes wird 
er seitdem fast gänzlich ignoriert. Bemerkungen über Labriola sind nur spärlich zu finden, 
sein Name wurde teilweise falsch überliefert (so wurde aus Antonio z.B. Arturo), seine 
Briefe sind großenteils verschollen. Ausnahmen stellt zum einen die Übersetzung der 
Schrift »Zum Gedächtnis des Kommunistischen Manifestes« (1898) duch Franz Mehring 
im Jahre 1909 dar, zu neimen wäre auch noch ein Artikel von Rosa Luxemburg von Mai 
1899, »Antonio Labriola über Bernstein« in der Leipziger Volkszeitung, in dem sie die 
Chance sah, »die Einschätzung des italienischen Marxisten den deutschen Genossen zu- 
^nglich zu machen« (Steinberg), hatte dieser doch in einem Aufsatz die Argumente Lu­
xemburgs in der Auseinandersetzung mit Bernstein positiv eingeschätzt.



Von größter Wichtigkeit für den theoretischen Werdegang des Sozialisten Labriola, so 
Sven Eric Liedman (Göteborg), war sein Kontakt mit Friedrich Engels. Die Korrespon­
denz zwischen den beiden dauerte von 1890 bis 1895. Engels sah in Labriola einen »strik­
ten Marxisten«, und Liedmarm nannte diese Äußerung insofern bemerkenswert, »als es 
wahrscheinlich zum erstenmal war, daß Engels die Bezeichnung Marxist ohne Gänsefüß­
chen und ohne Ironie für eine Einzelperson benutzte«. Die Übereinstimmung dieser bei­
den Sozialisten versuchte Liedman anhand ihrer Auffasstmgen über den historischen Ma­
terialismus zu belegen. Hier sah sich Labriola zu einem großen Teil als Schüler von Engels, 
der wiederum beeindruckt war von den außerordentlichen Kermtnissen des Italieners über 
die deutsche philosophische Tradition, und Labriola selbst mit großem Respekt gegen­
übertrat. Aus diesem Dialog mit Engels heraus schrieb Labriola seine Schrift »Zum Ge­
dächtnis des Kommunistischen Manifestes« und setzte die Forschung über den histori­
schen Materialismus fort. Ihre Ergebnisse, zusammengefaßt in seinen berühmten drei 
»Essays«, bilden bis heute den Kern seiner Aktualität für das sozialistische Denken der 
Gegenwart.

Als einen »Maim der aktiven parteilichen Stellungnahme, ohne jedoch feste Bindungen 
an eine Partei gehabt zu haben«, beschreibt Franco Sharheri (Turin) den Autor der »Es­
says« über den historischen Materialismus. Er war damit »ein sehr außergewöhnlicher In­
tellektueller in der zeitgenössischen Konstellation des Marxismus für den Zeitraum der II. 
und III. Internationalen«. Hans-Jörg Sandkühler (Bremen) beschreibt in seinem Vergleich 
zwischen Labriola und Plechanov die Aufgabe dieser beiden wissenschaftlichen Soziali­
sten der »Zweiten Generation« in ihren Ländern: Sie hatten »ein bereits geschichtlich ge­
wordenes Werk zu rekonstruieren und aus ihren sprachlichen, wissenschaftlichen Kultu­
ren heraus zu übersetzen«.

Die Anschauung Labriolas über den kritischen Kommunismus »verbindet sich bedeu- 
timgsvoll mit einer dynamischen Auffassung des Marxismus«, stellte Giuseppe Cacciatore 
(Neapel) fest. Er hob hervor, daß es Labriola gelungen sei, »die Marxsche Theorie von je­
nen Aspekten zu befreien, die immer wieder metaphysisch-deteministische Formen des 
Reduktionismus erzeugt haben, so daß sie die Marxsche Theorie der revisionistischen Kri­
tik aussetzen mußten«. Es sei diese kritische und undogmatische Auffassung des Marxis­
mus, welche einen Leitfaden der Charakterisierung des italienischen Sozialismus von La­
briola zu Gramsci und über Gramsci hinaus erkennen lasse. Die Linie, die von Labriola 
über Gramsci zur marxistischen Diskussion der Gegenwart führe, so Cacciatore, sei die 
Tradition, welche Theorie und Praxis des Sozialismus mit den Problemen einer umfassen­
den gesellschaftlichen Transformation verknüpft, die auf das Schema von der Partei als 
einzigem Subjekt der Veränderung verzichtet, und sich hingegen auf einen Begriff von He­
gemonie bezieht, den Gramsci in bezug auf Labriola folgendermaßen ausgedrückt hat: Ih­
re Aufgabe sei es, »dem weltlichen, traditionellen Hunfianismus eine moderne und aktuelle 
Form zu geben, die die ethische Basis für einen neuen Staatstyp bilden muß«.

In Frankreich wurden die Schriften Labriolas relativ frühzeitig übersetzt. Labriola 
stand in engem Briefkontakt zu Georges Sorel, und so entfaltete sich sein Denken in 
Frankreich im Dialog mit einem der seinerzeit einflußreichsten französischen Theoretiker 
(Shlomo Sand, Tel-Aviv). Mit dem Erstarken der Arbeiterbewegung um das Jahr 1890 
kam es hier zum Eingang der sozialistischen Theorie in die Welt der Intellektuellen. Sand 
maß der Beschäftigung mit dem Werk Labriolas in Frankreich die Bedeutung bei, daß sie 
die marxistische Theorie erstmals auf ihre elementarsten Begriffe zurückgeführt und ver­
ständlich gemacht habe.
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Von einem Einfluß auf das sozialistische Denken im Polen des ausgehenden 19. Jahr­
hunderts sprach Radilawa Gortat (Warschau). Sie zeigte vor allem Parallelen in der Inter­
pretation des historischen Materialismus auf. Von besonderem Interesse schien uns aber 
ihr Hinweis auf eine »gewisse Renaissance von Antonio Labriola« auf dem Publikations­
markt im Polen der sechziger Jahre dieses Jahrhunderts. Diese polnische Wiederent- 
deckung ging einher mit der »Woge der Säuberung der Gesellschaftswissenschaften von 
den dogmatischen Deformationen der Stalinzeit« (Gortat).

Über die Aktualität Labriolas

Ein Leitmotiv für die Arbeit Labriolas war es, den von Marx und Engels geprägten Sozia­
lismus nach Italien und Frankreich »hineinzuübersetzen«. So formulierte er:

»Was ist das ‘Kapital’ anderes als die Kritik jener Ökonomie, die als praktische Revolution nur 
in England bis etwa 1860 herangereift war und in Deutschland gerade eben erst begann? Was 
ist das ‘Kommunistische Manifest’ anderes als die Krönung und Explizierung des latenten oder 
offenkundigen Sozialismus in den Arbeiterbewegungen Frankreichs und Englands?«

Detlev Albers (Bremen) bewertete dieses Leitmotiv Labriolas als eine Freilegungsarbeit, 
die natürlich auch auf die Gegenwart und die Entwicklung des Marxismus hier wie in 
sämtlichen anderen Ländern zu beziehen sei. Wir ständen heute noch viel stärker vor der 
Aufgabe, die marxistische Theorie in den Zusammenhang von Kultur, Sprache und Na­
tionalcharakter vieler Länder zu übertragen. Hier könnten wir an das von Labriola vorge­
dachte Verständnis von der geschichtlichen Bedingtheit, Offenheit und Entwdcklungsbe- 
dürftigkeit dieses Gedankenguts anknüpfen.

Albers griff einen Brief Labriolas an Sorel auf, um dessen Ansicht über das Offene und 
Unfertige der Einsichten des historischen Materialismus zu belegen: »Es besteht kein 
Grund, große Augen zu machen, wenn der historische Materialismus über seine allge­
meinste Formulierung noch nicht wesentlich hinausgekommen ist.« Albers führte aus, 
daß beides, »das Beharren auf dem Unfertigen, Am-Anfang-stehen der materialistischen 
Geschichtsauffassung, noch jenseits der Arbeiten von Marx und Engels, und seine viel­
fach abgewandelte Warnung vor Dogmatisierungsgefahren«, Labriola jedoch nie zu rela­
tivistischen Positionen gelangen ließ. Sein Herausarbeiten der Grundgedanken des histori­
schen Materialismus, die Anerkermung verschiedener Marxismen, die sich national unter­
schieden, versetze ein solches Marxismusverständnis in die Lage, die im weltweiten Befei- 
ungskampf notwendige Kompatibilität der sozialistischen Theorie mit anderen Weltan­
schauungen herzustellen.

Für die globalen Herausforderungen der Gegenwart gelte es, Konzeptionen wie »nukle­
are Sicherheitspartnerschaft« zwischen den Militärblöcken, »ökologischer Umbau der In­
dustriegesellschaft«, »revolutionäre Sparpolitik« in der »Ersten« zugunsten der »Dritten 
Welt«, aber auch die Projekte des »feministischen Sozialismus«, die jeweils aus den An­
forderungen der politischen Praxis entstandenen Teilansichten dieses Sachverhalts be- 
zeichneten, zusarrmienzuführen. In einer Situation, in der »auf einer hundertfach zu klein 
werdenden Erde das gemeinsame, allen Klassenunterschieden vorgelagerte Überlebensin­
teresse der Gattung, der Menschheit« in den Vordergrund der Politik getreten sei, werde 
der Sozialismus, wiU er handlungsanleitend bleiben, vor mehr als nur vor einer Wandlung, 
vor mehr als nur einer Erfindung neuer Methoden und Instrumente, von der örtlichen zur 
globalen Ebene, stehen. Diese Herausforderung für die sozialistische Theorie, so Albers,



wird »um so mehr gelingen, je bewußter sie dabei mit der eigenen Herkunft, den Bedin­
gungen ihres Werdens und ihrer Zielsetzung umzugehen versteht. Dazu werden ihr die 
‘Essays’ des ersten italienischen Marxisten auch in Zukunft unentbehrlich sein«.

Fazit: Uns scheint sowohl für die Programmdebatte in der SPD als auch in der Strate­
giediskussion bei den Jusos die Lektüre Labriolas fruchtbar zu sein. Gerade ein offener 
Marasmus, wie er Labriola vorschwebt, der sich nicht anmaßt, ein für alle Zeiten abge­
schlossenes Weltbild zu bieten, kann in der Lage sein, die Diskussion von Feministinnen 
für unser Verständnis über das Verhältnis von Patriarchat und Kapitalismus, die Vorstel­
lungen der Ökologie über den Umbau der Industriegesellschaft unter der Bedingung des 
»Friedens mit der Natur« und die Forderungen der Länder der sogenaimten Dritten Welt 
für eine neue Weltwirtschaftsordnung zu verbinden. Unsere Strategiediskussion muß die 
Frage des Marxismusverständnisses einschließen und die Autonomie anderer Denkrich­
tungen akzeptieren. In diesem Sinne können Marxistinnen und Marxisten bei den Jusos 
und in der SPD von Labriola und seiner Methode lernen.

Die Bremer Tagung, deren Ergebnisse im Argument-Verlag erscheinen sollen, sollte ein 
Anstoß in diese Richtung gewesen sein.



Briefe an Redaktion und Autoren

Betrifft: Diskussionsschwerpunkt »Linke Kultur und SPD« {spw 32)

Wo steht die SPD, wie kann man sie verändern? Mit dieser Frage beschäftigte sich spw 
zum wiederholten Male. Doch karm die SPD-Kultur überhaupt bewußt verändert wer­
den? Ist Kultur planbar?

Wer eine günstige Veränderung iimerhalb der Partei erreichen möchte, muß zunächst 
eine Art Kultur-Check durchführen, um zu wissen, wo die Partei steht. Wie aber läßt sich 
der Status quo der SPD-Kultur dingfest machen, wie ist das kaum faßbare Durcheinander 
von Geist, Stil und Handlung zu objektivieren? Man kann dabei sehr unterschiedlich Vor­
gehen; Man kann die Weitsicht, Normen, Werte und Handlungsregeln betrachten. Rituale 
deuten, Sprachprodukte analysieren. Der Kulturstatus kann anekdotisch, positivistisch 
und interpretativ beschrieben werden. Mit plakativen Farben malt Joachim Günther im­
pressionistische Bilder von der SPD-Kultur. Doch die anekdotenhafte Anhäufung von 
Beispielen wird es kaum schaffen, die Ganzheit einer Kultur zu beschreiben.

Die zweite Möglichkeit wäre, die Zahnräder des kulturellen Regelwerks zu analysieren, 
mit denen vor allem Normen, Anschauungen und Werte identifiziert werden sollen. Wel­
che Regeln werden sanktioniert, welche allgemein akzeptiert? Wie sieht für die Mitglieder 
die ideale Partei aus? TVpische Fragen wären etwa: »Wie häufig kommt es vor, daß Jung­
sozialisten den Landesvorstand in Gegenwart anderer kritisieren?« Oder: »Wie oft kommt 
es vor, daß Frauen in ihrer Rede von Märmern unterbrochen werden?«

Es geht darum, zu ergründen, warum die Welt so und nicht anders gedeutet wird, wie es 
die Mitglieder der SPD tun. Im Rahmen dieser Methode dürfte auch von höchster Bedeu­
tung sein zu fragen, wie die bestehende SPD-Kultur stabilisiert wird, und erst darm, wie sie 
verändert werden könnte. Eine solche Kulturanalyse steht noch aus, was ich sehr bedaure. 
So unüberlegt, wie Erhard Eppler seine Kulturthesen im SPD-Programm-Entwurf formu­
liert, ist es nicht schwer, sie zu kritisieren und abzulehnen. Was aber können wir auf die 
Beine stellen? Zunächst möchte ich einen Kulturbegriff vorsteUen, der von Sigmund Freud 
stammt, und den ich empfehle zu übernehmen. Seinen Worten zufolge ist die menschliche 
Kultur alles, worin sich das menschliche Leben über seine animalische Bedingung erhoben 
hat und worin es sich vom Leben der Tiere unterscheidet.

»Sie umfaßt einerseits all das Wissen und Können, das die Menschen erworben haben, um die 
Kräfte der Natur zu beherrschen und ihr Güter zur Befriedigung der menschlichen Bedürfnisse 
abzugewinnen, andererseits alle die Einrichtungen, die notwendig sind, um die Beziehungen 
der Menschen zueinander zu regeln.« (S. Freud, Das Unbehagen in der Kultur, 1930)

Darunter ist nach Freud zu verstehen; der Gebrauch von Werkzeug, Bau von Wohnun­
gen, Zähmung des Feuers, Bodenbearbeitung, Verkehrsmittel, Haustierzucht, Hygiene, 
Bekämpfung von Krankheiten und die Regelung der Beziehungen der Menschen unterein­
ander. Darüber hinaus Reinlichkeit, Ordnung und Schönheit, eine Schönheit, die über das 
Nützliche hinaus weist.

Kaum bestritten dürfte sein, daß es irmerhalb dieser globalen Kultur verschiedene Kul­
turebenen gibt, einige sagen dazu: verschiedene Kulturen. Ich bevorzuge den Begriff der 
Kulturstufe oder des Kulturniveaus, da ich der Überzeugung bin, daß es wertvolle und we­
niger wertvolle Kulturstufen gibt. Der Vorteil dieser Anschauungsweise ist, daß sie die 
Chance einer Weiter- oder Höherentwicklung zu einer höheren Kulturstufe beinhaltet.



Auf welcher Kulturstufe befindet sich die SPD? Viele werden mir ohne weiteres zustim­
men können, wenn ich sage, daß es mit der innerparteilichen Demokratie nicht sonderlich 
weit her ist, daß sich die Gesamtpartei durchaus nicht einem unbedingten Humanismus 
verpflichtet fühlt, daß sie vielmehr reichlich opportunistisch darauf aus ist. Macht und da­
mit Herrschaft über andere zu gewinnen. Ich behaupte nun, daß die Orientierung auf 
Macht und Herrschaft für das individuelle Leben sowie für die gesellschaftliche Entwick­
lung zerstörerisch ist. Die bisherigen sozialistischen Bewegungen haben den Faktor der in­
dividuellen Emanzipation vernachlässigt und sich fast vollständig auf die Veränderung der 
gesellschaftlichen Verhältnisse konzentriert. Die Befreiung des einzelnen und der Gesell­
schaft sind keine sich ausschließende Anliegen. Es handelt sich vielmehr um zwei Sichtwei­
sen, die sich nicht bekämpfen, sondern verbrüdem sollten. Dieses Thema scheint mir we­
der in der Psychologie noch im Sozialismus genügend erkannt, geschweige denn in ge­
meinsames Handeln umgesetzt worden zu sein. Ungeachtet der starken Berührungsängste 
gibt es Ansatzpunkte für eine bessere Verständigung. Gemeinsam ist den beiden Ideenwel­
ten der Wunsch nach Emanzipation des Menschen. Es zeigt sich, daß schon vor der »Ein- 
fühmng des Sozialismus« in einigen Feldern der Politik und der Wirtschaft, vor allem 
aber im zwischenmenschlichen Bereich Vorstellungen verwirklicht werden können, die mit 
einem freiheitlichen Sozialismus in Verbindung stehen: Solidarität, gegenseitige Achtung, 
Gleichberechtigung und Sozialinteresse. Was hat die Partei dazu bisher beigetragen? Mei­
ner Meinung nach können die Machtstmkturen nicht überwunden werden, indem man 
sich ihrer bedient. Die Überwindung von Machtstmkturen bedeutet die Absage an jegli­
chen Autoritarismus, egal in welcher Form: als Patriarchat, Religiosität, wirtschaftliche 
Macht oder Militär. Es sieht nicht so aus, daß sich die Gesamtpartei dieser wohlverstande­
nen Anti-Autorität durchgängig verpflichtet fühlt. Ihr Aufbau und Inhalt sind eher dazu 
angetan, die alten Strakturen fortzusetzen.

Angesichts dieser Realität ist es sehr schwer, nicht in Resignation zu verfallen. Manch­
mal will es scheinen, als ob sich alle finsteren Mächte verschworen hätten, soziale Ermn- 
genschaften wieder zurückzudrehen. Ich habe es nur aUzuoft selbst erlebt, wie ich mich in 
den täglichen politischen »Sauereien« verstrickte und die notwendigen übergeordneten 
Aufgaben aus dem Auge verlor. Welche wären das? Nach wie vor scheint mir psychische 
Hygiene dringend notwendig. Aufklämng ist sozusagen ein Stück Vorbeugung gegen au­
toritative Tendenzen und Heilung von Minderwertigkeitsgefühlen und Machtwahn. Auf­
klämng ist damit Kulturpolitik. Es sollte versucht werden, eine Gesinnung zu inspirieren, 
die Mut macht zu einem lebenslangen Arbeiten an der Selbst- und Menschenkenntnis und 
an der Menschheitskultur, deren Horizont gar nicht weit genug gefaßt werden kann. Dies 
bedeutet nicht, politische Gesinnung und philosophische Weltanschauung zu oktroyieren. 
Gemeint ist, in das Ringen um eine humane, freiheitliche und fortschrittliche Lebensein­
stellung einzutreten. Dazu noch einmal Sigmund Freud:

»Unter den großen Denkern, Dichtem und Künstlern aller Nationen wollen wir diejenigen aus­
wählen, denen wir das beste zu schulden vermeinen, was uns an Lebensgenuß und Lebensver- 
ständnis zugänglich geworden ist. Keiner von diesen Großen soll uns fremd erscheinen, weil er 
in einer anderen Sprache redet. Aus allen Vorzügen und Reizen der Kulturländer können wir 
uns ein neues, größeres Vaterland zusammensetzen, das für uns ein Museum sein soll, erfüllt 
mit allen Schätzen, die die Künstler der Kulturmenschheit seit vielen Jahrhunderten geschaffen 
und hinterlassen haben.« (S. Freud: Zeitgemäßes über Krieg und Tod, 1915)

Es sollte Anliegen aller Parteimitglieder sein, gemeinsam einen Kulturbeitrag zu leisten, 
der der Größe und Tragweite des libertären Sozialismus würdig ist. Gerald Mackenthun



Besprechungen

Obermeyer, Ute: Das Nein der SPD — Eine neue Ära? SPD und Raketen 1977-1983. Ver­
lag Arbeiterbewegung und Gesellschaftswissenschaft GmbH, Marburg 1985 
(170 S., br„ 20,- DM)
Das 1985 erschienene Buch von Ute Obermeyer macht den Versuch, die friedenspolitische 
Entwicklung der SPD anhand des sogenaimten »Nachrüstungsbeschlusses« in dem Zeit­
raum von 1977 bis 1983 zu dokumentieren. Die Beschreibung stützt sich auf offizielle Par­
teidokumente und Presseveröffentlichungen aus den entsprechenden Jahren und besteht 
aus einer Aneinanderreihung von Zitaten, deren Auswahl widersprüchlich ist und vielfach 
nicht das widerspiegelt, was letztendlich als Fazit gezogen wird. Anhand des Quellenmate­
rials soll u.a. die These untermauert werden, daß »weder von einem grundsätzlichen Wan­
del des Charakters der SPD als Partei der ‘Humanisierung des Kapitalismus’ noch von ei­
ner prinzipiellen Abkehr vom Militärpakt des Imperialismus, der NATO, gesprochen wer­
den kann.«

Es geht nicht um eine Gesamtdarstellung der Sozialdemokratischen Partei, sondern 
mehr um eine zugegebenermaßen in dieser Zeit dominierenden Fraktion. Die Kritik Ober­
meyers an der Haltung der Parteibasis zur sozialdemokratischen Regierungspolitik macht 
sich an einigen Repräsentanten der Linken fest und klammert marxistische Positionen (be­
wußt?) aus.

Die Darstellung der Parteitage Berlin 1979 bis Köln 1983 bleibt oberflächlich, weil sie 
sich ausschließlich auf offizielle Informationen stützt, die nicht hinterfragt werden. Die 
Rolle des SPD-Kanzlers, Helmut Schmidt, der mit seiner absoluten Loyalität zur Füh­
rungsmacht der NATO die Entwicklung der Partei in der sicherheitspolitischen Debatte 
lange Zeit nicht ver-, wohl aber behindern konnte, nimmt breiten Raum ein. Die Autorin 
weist zurecht daraufhin, daß die Linke in der SPD relativ spät auf die sicherheitspolitische 
Diskussion im Vorfeld des Berliner Parteitages 1979 reagiert hat und — ebenso wie die au­
ßerparlamentarische Bewegung — mit Kemenergieproblemen und der Verhinderung des 
Kanzlerkandidaten Franz Josef Strauß beschäftigt war. Es fehlt leider eine Einschätzung 
der Friedensbewegung und der Grünen, so daß deren Einwirkungsmöglichkeiten auf die 
SPD nur oberflächlich analysiert werden können.

Der' Ausblick, den das Buch gibt, ist ein Appell an die Friedensbewegung, »die SPD 
durch starken außerparlamentarischen Druck auf ihrem Kurs gegen amerikanische Erst­
schlagsphantasien zu stabilisieren, dann kann dies zur Verbreiterung und Effektivierung 
der Ziele der Friedensbewegung führen.« Die Reduzierung der Probleme auf amerikani­
sche Erstschlagsphantasien ist jedoch für eine gesellschaftliche Veränderung, die die Vor­
aussetzung für eine wirkliche Friedenspolitik ist, wenig hilfreich. Sie ist es ebensowenig für 
die Friedensbewegung, der seit längerem klar ist, daß die Probleme, die anzugehen sind, 
nicht beim Raketenzählen aufhören.

Die Notwendigkeit, den Grundkonsens der Friedensbewegung zu erweitern, eigene Wi­
dersprüche zu beseitigen und Konzepte zu entwickeln, um dieser Sozialdemokratischen 
Partei neue Impulse zu geben, bleibt von der Autorin unbeachtet. Daß die Friedensbewe­
gung autonom bleiben muß, ist eine substantielle Forderung, aber noch lange kein Kon­
zept.

Die Untersuchungen beziehen sich auf sicherheitspolitische Aspekte, die außenpoliti­
sche und innergesellschaftliche Zusammenhänge nicht ernsthaft einbeziehen. Ohne diese



aber kann die Entwicklung der SPD nicht gesehen werden. Der Bewußtseinsbildungspro­
zeß der Partei in der Friedenspolitik wird, bedingt durch den Untersuchungsgegenstand, 
auf einen Zeitraum von sechs Jahren reduziert. Die weitgehenden programmatischen Ver­
änderungen vor allem in der Friedenspolitik, wie sie nach der Schmidt-Ära innerhalb der 
SPD stattfmden, und die gerade durch die langanhaltende und kontroverse Debatte um 
den NATO-Beschluß ihre Glaubwürdigkeit erhält, werden in den zahlreichen Zitaten an­
geschnitten, dann aber völlig verdrängt. Sie dienen, so die Autorin, ausschließlich dazu, 
»die Arbeiterbewegung und die kritische Intelligenz mit dem kapitalistischen Herrschafts­
system auszusöhnen«. Dieses Buch bringt weder neue Informationen noch interessante 
Denkanstöße und ist von daher nicht einmal als Einstieg für eine kritische Auseinanderset­
zung mit der SPD lohnen. Eva-Margarete Bittner (Berlin/West)

Weinzen, Hans Willi (Hrsg.): Viktor Agartz. Partei, Gewerkschaft und Genossenschaft
— Wirtschaftspolitische und andere Schriften von Viktor Agartz. az-Verlag, Verlag der 
anderen Zeitung, Frankfurt/M. 1985 (239 S., br., 26,50 DM)
Um ein Buch zu veröffentlichen, das neben biographischen Hintergrundinformationen 
aus Aufsätzen und Reden einer historischen Persönlichkeit besteht, bedarf es wichtiger 
Gründe. Nimmt man dieses von Hans Willi Weinzen herausgegebene Buch zur Hand, 
daxm wird recht bald deutlich, welche Absichten der Herausgeber verfolgt, indem er Le­
ben und Werk von Viktor Agartz einer breiteren Öffentlichkeit zugänglich macht es. So 
wird vom Herausgeber sicher nicht ohne Grund ein Zitat aus der »Anderen Zeitung« an 
den Anfang des Buches gestellt, worin der »Abschied von Viktor Agartz« im Jahre 1964 
nicht nur Nachruf der sattsam bekannten Art ist, sondern schmerzvoller Ausdruck des 
Verlustes einer Persönlichkeit, die in hervorragender Weise eine bedeutende Traditionsli­
nie der deutschen Arbeiterbewegung verkörperte. Es werden darin nicht nur die wichtig­
sten Stationen im Leben Viktor Agartz nachgezeichnet, sondern auch die zerstörten Hoff­
nungen, die weiter schwelenden Probleme und Konflikte der wieder bürgerlichen Repu­
blik in der Person Viktor Agartz und in der Beschreibung üires Lebenswerkes verdichtet: 
»Sein Tod zerstörte die Hoffnimg, daß dieser bedeutende Wirtschafts- und Gesellschafts­
wissenschaftler, der in den ersten Nachkriegsjahren Berater des SPD-Vorsitzenden Kurt 
Schumacher und des DGB-Vorsitzenden Hans Böckler war, dieser hervorragende marxi­
stische Analytiker des Spätkapitalismus und der westdeutschen Restauration, Befürworter 
sozialistischer Politik und Anhänger der Einheit der Arbeiterbewegung, noch eirmial — 
nachdem ihn ein Komplott politischer Gegner aus seinen gewerkschaftlichen Funktionen 
verdrängte, eine Rufmordkampagne seinen Ausschluß aus DGB und SPD bewirkt hatte, 
ein politischer Strafprozeß gegen ihn gestartet worden war und er sich drei Jahre später lei­
dend und abwartend von politischer und publizistischer Tätigkeit zurückgezogen hatte — 
die Rolle spielen würde, zu der er berufen war.« (5) '

Die Gründe für die Herausgabe dieses Buches liegen wohl nur oberflächlich betrachtet 
darin, »neugierig auf Leben und Werk« Viktor Agartz’ zu machen. Im Grunde genom­
men bemüht sich Hans Willi Weinzen in diesem Buch, Viktor Agartz als Verfechter einer 
anti-bürgerlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung auszuweisen.

Mit dem Sturz des schon zu seinen Lebzeiten als »Cheftheoretiker« des DGB titulierten 
Viktor Agartz wurde nicht nur eine theoretische und praktisch-politische Traditionslinie in 
der Arbeiterbewegung entscheidend getroffen, sondern zugleich entledigten sich die Ver­
fechter einer harmonistischen Sozialpartnerschaftslehre jener »Führungsfigur«, die wie 
keine andere an hervorragender Position in DGB und SPD eine an marxistischem Denken



orientierte sozialistische Politik verfolgte. Die Stärke und Gefährlichkeit eines Viktor 
Agartz gründet nicht auf der »reinen« marxistischen Lehre und auch nicht auf einer revo­
lutionären Praxis. Sein Wirken in der Adenauer-Ära bestand darin, die Autonomie der 
Arbeiterbewegung gegenüber den bürgerlichen Kräften zuerst nach dem Kriege auszubau­
en und darm zu verteidigen.

Schien es lange Zeit so, als könne es der bürgerlichen Geschichtsschreibung gelingen, 
selbst den Namen Viktor Agartz vergessen zu machen, so hat inzwischen die krisenbeding­
te Suche nach gesellschaftspolitischen (Re-) Orientierungen, nach historischen Erfahrungs­
tatbeständen auch dazu geführt, die Arbeiten Viktor Agartz’ aufzuspüren und vor allem 
seine Gedanken für die aktuellen Diskussionen um die »Zukunft der Arbeit«, um die 
»Gemeinwirtschaft« etc. wieder zugänglich zu machen.

Hans Willi Weinzen hat dazu mit seinem Buch einen entscheidenden Beitrag geleistet, 
indem er nicht nur 23 bedeutende und z.T. schwer zugängliche Beiträge Viktor Agartz’ zu­
sammengetragen hat, sondern auch die meines Wissens vollständigste und umfassendste 
Biographie zur Person von Agartz seinem Buch voranstellt. In dieser das Buch einleiten­
den Biographie werden nicht nur die jeweiligen Stationen im Leben des Viktor Agartz an­
einandergereiht, sondern auf dem Hintergrund der jeweiligen historischen Zusammenhän­
ge rekonstruiert. Dadurch werden beispielsweise seine Funktionärstätigkeiten als Wirt­
schaftsexperte der Nachkriegs-SPD und als »Cheftheoretiker« des DGB weder »aufstiegs­
ideologisch« verherrlicht noch als Ausdruck einer durchgängigen politisch-ideologischen 
Orientierung gewertet. Der Versuch jedoch, das Agartzsche Konzept zur gesellschafts- und 
wirtschaftspolitischen Neuordnung zumindest in seinen Grundrissen zu skizzieren, bleibt 
in fruchtbaren Anfängen stecken. Fruchtbar und vielversprechend sind Weinzens Ansät­
ze, theoretisch-konzeptionelle Entwicklungslinien nachzuzeichnen, die bis zu den Arbeiten 
von Hilferding, Naphtali und Lenin reichen. Eher oberflächlich hingegen wirken Ein­
schätzungen des Agartzschen (Gewerkschafts-) Konzepts »als ein einheitsgewerkschaftli­
ches Programm mit überwiegend linkssozialdemokratischer marxistischer Prägung und 
geringfügigen Zugeständnissen an katholische und liberale Positionen« (31). Auch die 
»Gründe für das Scheitern« der von Viktor Agartz verfolgten Neuordnungspolitik orien­
tieren sich noch zu locker an dem historischen Nachkriegsgeschehen, in dem sich ja erst 
der Gegensatz von Konzeption und Durchsetzungsbedingungen zuspitzte. Daß das »Kon- 
zept der Wirtschaftsneuordnung«, politisch vermittelt durch Agartz’ Aktivitäten in SPD 
und DGB, »in wachsendem Gegensatz zum politischen Umfeld (gerät)« (32), erklärt zu 
wenig und begründet noch nicht die Notwendigkeit, etwa bei der Lösung gegenwärtiger 
und gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Probleme gerade auf diese Konzeption zurück­
zugreifen. Erforderlich ist in diesem Zusammenhang eine stärkere analytische Durchdrin­
gung des Zusammenhangs von praktisch-politischer Aufgabenbewältigung und theoreti­
scher Konzeption. »Aufstieg und Fall« von Viktor Agartz verweisen darauf, aus seinem 
Leben und Werk die Lehren zu ziehen, die insbesondere seine Leistung in der Vermittlung 
von Theorie und Praxis betreffen. Anders herum: Ist die theoretische Konzeption stim­
mig, ist die darauf gründende praktisch-politische Zielsetzung noch längst nicht realisiert. 
In dieser Hinsicht dürfte der »Fall Agartz« noch wichtige Erkenntnisse beinhalten, die ei­
ne weitere Beschäftigung durchaus lohnend erscheinen lassen, zumal alle übrigen von 
Weinzen analysierten Arbeiten zum Komplex »Viktor Agartz« durchweg bestandssich­
tend und nicht »erfahrungsvermittelnd« ausgerichtet sind.

Die in diesem Buch veröffentlichten Beiträge von Viktor Agartz werden nach sieben Be­
reichen gegliedert: Partei, Gewerkschaft, Genossenschaft, Sozialisierung, Planung und



Staat, Mitbestimmung. Die hier zugänglich gemachten Reden und Schriften berücksichti­
gen vor allem »die in der Weimarer Republik und in den ersten Nachkriegsjahren geschrie­
benen Arbeiten« (46). Auf »grundlegende Referate« wird verzichtet, »da sie bereits nach­
gedruckt worden sind« (46). Somit ist dieses Buch deshalb interessant und notwendig, weil 
es z.T. schwer zugängliche Schriften Agartz’ zusammenfaßt und nunmehr auch leicht ein­
sehbar macht. Trotz dieser »lückenhaften« Auswahl wird durch Weinzens Buch deutlich, 
daß der Sozialist Agartz, der schon 1915 in die SPD eintrat, die sozialistische Position nie 
aufgegeben hat und die Geschichte der westdeutschen Arbeiterbewegung eine Zeitlang 
entscheidend mitbeeinflußt hat, bereit war, aus der Kermtnis des unerbittlichen Gegensat­
zes von Kapital und Arbeit heraus die erforderlichen — auch persönlichen — Konsequen­
zen in einer bürgerlichen Republik zu ziehen.

Ein weiteres Verdienst Weinzens liegt in der Erstellung der derzeit wohl vollständigsten, 
chronologisch geordneten Zusammenstellung der Arbeiten von Viktor Agartz. Wohl nicht 
bzw. nicht vollständig berücksichtigt sind in diesem dritten Teil des Buches jene Vorlagen, 
Expertisen und Schriftwechsel zum »Dienstgebrauch«, die noch in Archiven des DGB 
und der SPD liegen und voraussichtlich noch viele interessante Aspekte zur Tätigkeit von 
Agartz liefern körmen. Den Rahmen des vorliegenden Buches hätten sie aber sicherlich ge­
sprengt. Viel einfacher zu realisieren wäre hingegen eine Übersicht über die vorhandene 
Sekundärliteratur zum Leben und Werk von Viktor Agartz. Nicht nur die Serviceleistung 
für interessierte Leser, sondern auch eine mögliche Entwicklung in der Perspektive, aus 
der heraus eine Beschäftigung mit dem Komplex »Agartz« erfolgte, wäre sicherlich, zeit­
geschichtlich betrachtet, nicht ohne Wert.

Trotz der genannten Einschränkungen hat Hans Willi Weinzen mit dieser Veröffentli­
chung eine bedeutende Grundlage für eine Auseinandersetzung mit Agartz erstellt. Es ist 
zudem ein verdienstvoller Beitrag, auf jene sozialistischen Positionen der Nachkriegsent­
wicklung aufmerksam zu machen, sie in ihrer ungeschmälerten Bedeutung als Baustein 
dieser Republik auszuweisen, die von arideren bei der Frage nach »nationaler Identität« 
und bei der Verwaltung eines vermeintlich »gemeinsamen Erbes« so gerne und so vollstän­
dig beseitigt werden. Dies allein wäre schon Grund genug, dieses Buch einer breiteren Öf­
fentlichkeit zu empfehlen. Josef Hülsdünker (Münster)

Reuter, Edzard: Vom Geist der Wirtschaft. Europa zwischen Technokraten und Mytho- 
kraten. Deutsche Verlags-Anstalt, Stuttgart 1986 (288 S., Ln., 34,- DM)
Der Name des Autors, Sohn des legendären Berliner Bürgermeisters Ernst Reuter, provo­
ziert zu Vorbemerkungen in zweierlei Richtung. Edzard Reuter ist eines der wenigen SPD- 
Mitglieder in den Vorstandsetagen bundesdeutscher Konzerne; als Mitglied des Daimler- 
Benz-Vorstandes ist er zuständig für die Finanzpolitik des Großunternehmens. Freüich hat 
ihm die Parteimitgliedschaft auch Karriereinbußen bes'chert. So schied er beim Rennen 
um die Neubesetzung des Vorsitzendenposten Anfang der 80er Jahre aus. Andererseits 
honorierte die Partei seine industrie- und finanzpolitischen Erfahrungen mit wiederholten 
Angeboten, einen Ministersessel in Borm zu übernehmen. Das war bereits in der Ära 
Schmidt der Fall; Vogel woUte ihn darm in sein »Schattenkabinett« holen, aber Reuter de­
mentierte. Nun steht sein Name — mit aller Zurückhaltung — im Zusammenhang mit je­
nen, die für die Rau-Marmschaft genannt werden. Wenn Glotz vom Typ des »modernisti­
schen Unternehmers« spricht, dürfte er Reuter vor Augen haben. Allerdings läßt die »Se­
rienfertigung« eines solchen Unternehmertyps auf sich warten. — Interessant ist anderer­
seits, auf welche Weise in einem Großkonzern wie Daimler-Benz »Politik gemacht« wird.



Dies erhellt, wenn man die Konzepte der Daimler-Manager Harms Martin Schleyer, Joa­
chim Zahn und Edzard Reuter vergleicht. Stand der ehemalige BDI/BDA-Präsident 
Schleyer für ein autoritäres Politikmodell (»Das soziale Modell«, Stuttgart 1974), so gilt 
Reuter als Vertreter einer flexiblen, überlegten, Kompromisse nicht ausschließenden Linie, 
während Joachim Zahn wiederum (Mitglied des CDU-Wirtschaftsrates) als Anwalt der 
marktradikalen Strategen der Konzemzentrale bezeichnet werden kaim. Seine Funktion 
als Vorsitzender des Kuratoriums der Hanns Martin Schleyer-Stiftung steht paradigma­
tisch für die politische Konzeption. Ein solcher Vergleich dürfte jene Zurechnungen relati­
vieren, die die alte Kapitalgruppen-Differenzierung auf die Gegenwart übertragen möch­
ten. Viel plausibler erscheint dagegen die These einer flexibel-situativen Implementierung 
politischer Konzepte durch die Großkonzerne.

In diesem Spektrum steht Reuter für einen aufgeklärt-pluralistischen Umgang mit Fra­
gen der Konzern- und Gesellschaftspolitik. Das garantiert aber nicht gleichermaßen aufge­
klärte Konzern- und Gesellschaftsstrukturen. Insofern ist der Vergleich mit Walther Rat­
henau, den Wilhelm Paul (Debatte 5/86, 43ff.) vorgenommen hat, instruktiv, zeigt er 
doch die immanenten Ambivalenzen des sozialliberalen Modemisierungskonzeptes ebenso 
für die 20er wie für die 80er Jahre.

Zunächst einmal verdeutlicht die Lektüre des Buches, was in der Industriepolitik Dis­
kussionsgegenstand ist und was nicht. Ebenso wie die spektakulären Auftritte des baden- 
württembergischen Ministerpräsidenten Lothar Späth in Sachen Daimler-AEG-Fusion, 
High-Tech-Subventionierung und gezielter staatlicher FuT-Politik signalisiert Reuters 
Konzept, wie überholt die lautstark in der Öffentlichkeit ausgetragene Kontroverse um 
Markt und Staat im Grunde ist. Entgegen den publikumsorientierten Thesen der Ange­
botspolitiker ist für Reuter völlig klar, daß und wo Staatsinterventionen notwendig sind. 
»Unsere Wirtschaftsverfassung ist ... in eine korporativistische Ordnung hineingewach­
sen, die jenseits der klassischen, ausschließlich marktbestimmten Mechanismen angesie­
delt ist« (50). Vor diesem Hintergrund werden auch korporatistische Strukturen zur Kon­
fliktregulierung notwendig. Reuter nennt das »Kräftedreieck Staat, Großuntemehmungen 
und Gewerkschaften« (ebd.), dessen Zusammenspiel bis zur Wiederbelebung der Konzer­
tierten Aktion gehen könnte, aber nicht muß. Viel wichtiger erscheint Reuter, den »wirt­
schaftlich-sozialen Konsens« im Vorraum der Macht zu befestigen. Entsprechende Auf­
forderungen richten sich — getreu der Ideologie der »Mitte« — an beide Seiten. Unter­
nehmerischer Konfrontationspolitik ä la BetrVerf-Klage zur Mitbestimmung erteilt Reuter 
ebenso eine Absage wie einer Orientierung an Erhards »formierter Gesellschaft«; ein De­
menti, das man auch als Affront gegen die Erhard-Hagiographie Kurt Biedenkopfs (»Die 
neue Sicht der Dinge«, München 1985) lesen kann. Andererseits hat natürlich auch die ge­
werkschaftliche Konfrontationspolitik abzudanken. In einer Situation, in der sich das ge­
sellschaftliche Konfliktpotential verschärft, empfiehlt Reuter die Orientierung an den 
Popperschen Idealen des social engineering (276 u.a.) — freilich mit verdeckten Karten, 
denn — wie weiland Bernstein in anderem Kontext — »Strategien... hat man bekanntlich 
und man betreibt sie, man redet besser nicht darüber« (236).

Dennoch zeigen die Konzempolitik von Daimler-Benz und die Überlegungen Reuters 
im vorliegenden Band die Umrisse eines, vom Wendekurs abgesetzten, alte sozialliberale 
Motive aufnehmenden und fortschreibenden Politikkonzepts. Tragend ist der Gedanke 
sozialpartnerschaftlicher »Konzentration der Kräfte« (etwa 126, 147), dessen Substanz in 
einem erneuerten industriepolitischen Konsens liegt. Modernisierung soll sich antizipato- 
risch vollziehen, nicht in defensiven Rückzugsgefechten, die Marktanteile und Konsens-



einbrüche nach sich ziehen könnten. Weder »Deindustrialisierung« noch Erhaltungssub­
ventionen sind gefragt. Den konzemspezifischen Schlüssel zum Erfolg sieht Reuter in ho­
rizontaler Konzentration, um sogenarmte Synergieeffekte (Rationalisierungsschübe) frei­
zusetzen. Diese Position bestimmt offensichtlich die Konzemstrategie, wie die Fusionen 
mit MTU, Dornier und AEG zeigen. Auch im Management koimte sich Reuter mit dem 
schrittweisen Übergang von einer funktionalen zu einer divisionalen Gliederung des Ge­
samtkonzerns durchsetzen. Die Rahmenbedingungen hat eine Strukturpolitik nach dem 
Beispiel Baden-Württembergs (243ff.) bereitzustellen, die finanzielle Ressourcen mobili­
siert, das mittelständische Innovationspotential ausschöpft und nicht zuletzt den Zugriff 
auf die Forschungs- und Entwicklungs-Kapazitäten der Hochschulen eröffnet. Die »Kon­
kurrenzfähigkeit«, die auf diesem Wege entfaltet werden soll, hat sich in der Außenexpan­
sion zu beweisen, allerdings mit dem spezifischen Akzent des »europäischen Binnenmark­
tes«.

Die Flexibilität des Konzeptes erweist sich in der — vorsichtigen — Distanzierung von 
Nachrüstung und SDI-Einstieg, allerdings immer mit der universellen Maßgabe, daß Ver­
einseitigungen zu vermeiden seien. Dies ist gleichsam von der stofflichen Basis des Kon­
zerns diktiert, der nach den Fusionen ein Zwittergebilde von Zivil- und Rüstungsproduk­
tion darstellt und — über Dornier — bereits in SDI eingestiegen ist. So fragt sich, welche 
Stabilität entspannungsfreundlichen Passagen bei Reuter zuzubilligen ist.

Die »Offenheit« sozialpartnerschaftlicher Konfliktregulierung steht bei Reuter obenan. 
Der aus den 70er Jahren schon bekannte Haken ist die korporatistische Einbindung der 
Gewerkschaften. Deren Position wird — ganz im Sirme der Untemehmerverbände, aber 
auch von Peter Glotz (s. Tutzinger Rede, FAZ v. 11.7.86) — mittels Flexibilisierungsmaß­
nahmen im Arbeitsrecht, Arbeitszeitordnung und Sozialrecht unterhöhlt. Sozialpolitik gilt 
als die andere Seite der Industriepolitik, aber in Maßen: »Wir müssen mehr investieren, 
mehr sparen und weniger verbrauchen« (49), eine Maxime, die auch für die Tarifpolitik 
gelten soll.

Kurzum, Reuter propagiert ein erneuertes sozialliberales Politikmodell unter Krisenbe­
dingungen. Tatsächlich macht das Reuter-Konzept aber weniger Sirm für eine zweite so­
zialliberale Regierungsperiode als vielmehr für jenen »Politik-Typus« der 90er Jahre, der 
auf einem erneuerten Konsens der Altparteien aufbaut und für das Modemisierungswerk 
eine große Koalition nicht ausschließt. Das trifft sich mit jenem Denken, das Volker Gran- 
sow in Analyse der Affinitäten von Richard Löwenthal und Daniel Bell als »sozialdemo­
kratischen Neokonservatismus« bezeichnet hat (vgl. spy  ̂21, 1983).

Klaus Naumarm (Köln)

Annette Kuhn (Hrsg.): Frauen in der deutschen Nachkriegszeit.Band 1: Doris Schubert: 
Frauenarbeit 1945-1949. Quellen und Materialien, Schwann, Düsseldorf 1984 (349 S., br., 
36,- DM). Band 2: Frauenpolitik 1945-1949. Quellen und Materialien. Mit Beiträgen von 
Anna-Elisabeth Freier, Andrea Hauser, Barbara Henicz, Annette Kuhn, Monika Möller 
und Ingeborg Nödinger, Schwann, Düsseldorf 1986 (232 S., br., 36,- DM)
Die Ausweitung der Reproduktionsarbeit von Frauen in der unmittelbaren Nachkriegszeit 
und die Herausbildung frauenspezifischer Politik sowie deren organisatorische Entwick­
lung sind in den Blick der Bonner HochschuDehrerin Annette Kuhn geraten. Bereits seit 
ein paar Jahren macht sie mit einigen ihrer Position nahestehenden Frauen den Versuch, 
den Ansatz eines erweiterten Arbeitsbegriffs theoretisch und empirisch zu begründen. 
Ausgangspunkt ist die politische Ausnahmesituation der deutschen Nachkriegszeit, in der



die Überlebensarbeit von Frauen die Voraussetzungen für den Wiederaufbau geschaffen 
hat. Ausgehend von der Feststellung der ausgebliebenen politischen Emanzipation der 
Frauen nach der Niederlage des Faschismus wollen sie das Versagen von Frauenpolitik 
nach 1945 erklären;

Die Verfasserin des ersten Bandes, Doris Schubert, formuliert ihre Fragestellung selbst 
so; »Mir geht es darum, über die Schilderung der Erscheinungsformen der Überlebensar­
beit und die selbstbewußte Herausstellung des Wertes dieser Arbeit hinaus, ihre Funktio- 
nalisierung für den Wiederaufbau des kapitalistischen Wirtschaftssystems, die systemati­
sche staatliche Unterstützung und Absicherung dieser Funktionalisierung sowie die Konti­
nuität der staatlich sanktionierten Ausbeutung weiblicher Arbeit einerseits, aber auch des 
‘Mit-sich-machen-lassens’ der Frauen selbst andererseits herauszuarbeiten und mögliche 
Erklärungen für das "Stillhalten’ der Frauen zu skizzieren.« (32f.) Zwar wird sehr viel 
empirisches Material herangezogen, um die in der Tat herausragende Bedeutung der Re­
produktionsarbeit der Frauen aufzuzeigen, es gelingt allerdings nicht, eine theoretisch 
stichhaltige Begründung für die angenommene weitverbreitete Bewußtseinsform »Eman­
zipation nach 1945« zu entwickeln.

So ist der Stellenwert beider Bände eher in dem präsentierten Material zu suchen, mit 
dem die Situation von Frauen in der unmittelbaren Nachkriegszeit ausführlich beschrie­
ben wird. Eriimert wird z.B. an die »Aktion Nordsee«, mit der in den Jahren 1948/49 
3900 deutsche Hausgehilfinnen aus der britischen Zone und später auch dem britischen 
Sektor Berlins nach Großbritannien vermittelt wurden. In den ersten Monaten beschränk­
te sich die Arbeitsvermittlung noch auf hauswirtschaftliche Kräfte für Krankenhäuser, 
Heime, Anstalten und bäuerliche Haushaltungen, später waren auch die städtischen Pri­
vathaushalte einbezogen. Die Anwerbungsaktion hatte damals großen Erfolg.

Im zweiten Band wird versucht, der »feministischen Nachkriegspolitik« (Annette 
Kuhn) nachzuspüren und im wesentlichen die Frauenpolitik am Beispiel der ersten Zu­
sammenschlüsse in Form von Frauenausschüssen bis liin zum Dachverband »Demokrati­
scher Frauenbund Deutschlands« (wurde in den Westzonen verboten) und Deutscher 
Frauenring dargestellt. Bei der letztgenannten Organisation war ein starker Einfluß der 
bürgerlichen Frauenbewegung aus der Zeit vor 1933 festzustellen.

Zu kritisieren ist die mangelnde theoretische Begründung der These von der Gleichbe­
rechtigung von Lohnarbeit und Reproduktionsarbeit in der unmittelbaren Nachkriegszeit. 
Im Gegensatz zu diesem wiederholt gescheiterten Versuch besteht der Hauptnutzen der 
beiden Bände in der Präsentation von historischen Quellen. Der erste Band beinhaltet fast 
300 interessante Dokumente zur Nachkriegssituation, Überlebensarbeit der Frauen, Wäh- 
rungsreform, weiblichen Erwerbsarbeit, Doppelbelastung, Lohndiskriminierung sowie 
zum Recht auf Arbeit. Im zweiten Buch folgen ca. 70 weitere Materialien über die Überle­
benspolitik und Frauenorganisationen. Kurt Schilde (Berlin/West)
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